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VORWORT

Wir leben in einem der erfolgreichsten Bundeslander. Wir engagieren uns dafiir, dass dies auch unter sich
wandelnden wirtschaftlichen, technologischen und sozialen Rahmenbedingungen so bleibt. Nur (ber
Veranderungen konnen wir die Herausforderungen der Zukunft fiir die Menschen erfolgreich meistern.

Eine Demokratie lebt von Parteien, welche die Verfassung respektieren und zum Vorteil der Menschen
starken. Wir Piraten stehen dafir und lehnen als einzige Partei tiefgehende Eingriffe in die Grundrechte ab.

Politik muss sich flir die Menschen einsetzen. Deshalb stellen wir den Menschen in den Mittelpunkt unseres
Handelns und wollen ihn auch zwischen den Wahlen direkt in Entscheidungen einbinden. Um die direkte
Demokratie ist es in Baden-W(irttemberg jedoch schlecht bestellt. Wir mdchten dies andern und die Hiirden
aufein vertretbares Mal3 senken. Wir reden aber nicht nur von Blrgerbeteiligung, wir halten uns auch daran.

Moderne Technologien veréndern unser Leben rapide. Die Menschen wollen davon profitieren. Dazu wollen
wir den Breitbandausbau insbesondere in der Flache forcieren um nicht abgehéangt zu werden — damit wir
auch in Zeiten von Big Data und Industrie 4.0 konkurrenzfahig bleiben, zum Wohle der Menschen.

Die Menschen wollen mobil bleiben, sto8en damit aber zunehmend an Grenzen. Staus und Umweltbelastung
sind die Folge. Wir wollen den dffentlichen Nahverkehr deutlich starken und attraktiver machen. Dazu muss
er besser ausgebaut, plnktlicher, zuverlassiger und glinstiger werden. Dabei sollen auch grundlegend neue
Konzepte wie der umlagefinanzierte fahrscheinlose Nahverkehr getestet werden, zum Vorteil der Menschen.

Politik muss verlasslich sein und die Menschen mitnehmen statt sie zu verwirren. Ein Hin und Her wie
zuletzt in der Schulpolitik, sei es beim G8 oder der Abschaffung der Grundschulempfehlung, beraubt nur
die Kinder ihrer Chancen statt sie zu fordern. Wir begriilen zwar das Modell der Gemeinschaftsschule
gerade in landlichen Regionen, allerdings nicht auf Kosten der Kinder. Wir wollen die Kinder beféhigen, eine
erfolgreiche Zukunft zu gestalten, fiir die Menschen.

Wir Piraten méchten andern, wie Politik gemacht wird. Wir sorgen dafiir, dass lhre Stimme z&hit!

Stuttgart, Januar 2016
Michael Knddler
Spitzenkandidat
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WIR SIND DIE PIRATEN

Freiheitsrechte und die Gestaltung der modernen Informations- und Wissensgesellschaft im Interesse
aller Biirgerinnen und Blirger sind die Kernanliegen der Piratenparteien in ganz Europa und weltweit — und
natdrlich auch bei uns in Baden-W(irttemberg.

Am 10. September 2006 wurde die Piratenpartel Deutschland in Berlin gegriindet. Bei der Bundestagswah!
konnte sie als neue Partei sofort 2% der Stimmen erreichen. Dieses Ergebnis verbesserte sie bei der
Bundestagswahl 2013 auf 2,2%.

Bei der letzten Landtagswahl in Baden-Wirttemberg erreichte die Piratenpartel 2,1%. Bei den darauf
folgenden vier Landtagswahlen in Berlin, im Saarland, in Nordrhein-Westfalen und in Schleswig-Holstein
zog sie in den Jahren 2011 und 2012 mit Ergebnissen zwischen 7,4% und 8,9% in die Landerparlamente ein.

Sie ist seit 2014 aulBerdem im Europaparlament, in der Stuttgarter Regionalversammlung, im Boblinger
Kreistag und in den Stadtraten von Bruchsal, Frickenhausen, Heidelberg, Goppingen, Karlsruhe, Konstanz,
Leinfelden-Echterdingen, Stuttgart, Ulm und Weikersheim vertreten.

Der uralte Traum, alles Wissen und alle Kultur der Menschheit zusammenzutragen, zu speichern und
heute sowie in der Zukunft verfligbar zu machen, ist durch die rasanten Entwicklungen der vergangenen
Jahrzehnte im Bereich der Informationstechnologien in greifbare Nahe gertickt. Wie jede bahnbrechende
Neuerung erfasst diese alle Lebensbereiche und fiihrt zu tiefgreifenden Veranderungen der Gesellschaft. Die
Piratenpartel mochte dazu beitragen, dass die Chancen dieser Entwicklungen genutzt werden und kampft
dafiir, die Gefahren des Missbrauchs abzuwenden. Informationelle Selbstbestimmung, freier Zugang zu
Wissen und Kultur und die Wahrung der Privatsphére sind auch in Baden-Wiirttemberg die Grundpfeiler
der Gesellschaft des 21. Jahrhunderts. Nur auf dieser Basis kann eine von den Blirgerinnen und Blirgern
getragene, sozial gerechte, freiheitlich-demokratische Grundordnung bewahrt werden. Die Piratenpartei ist
Teil einer weltweiten Bewegung, die diese Ordnung zum Vorteil Aller mitgestalten will.
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UNSERE ZIELE

DEMOKRATISCHE BETEILIGUNG VON BURGERINNEN UND BURGERN

Eine lebendige Gesellschaft lebt von der politischen Beteiligung der Blrgerinnen und Birger an
Entscheidungsprozessen. Wir wollen die Hiirden fir Volksbegehren senken und uns fiir mehr Biirger-
beteiligung im Land und in den untergeordneten Verwaltungsebenen einsetzen. Uber das Internet-
portal der Landesregierung zur Beteiligung der Blrgerinnen und Burger hinaus wollen wir erreichen,
dass die Politik starker auf die Menschen zugeht und ihnen mehr Einflussmaoglichkeiten gibt.

GRUNDRECHTE VERTEIDIGEN

Die Piratenpartei setzt sich flir einen starkeren Schutz und die unbedingte Achtung der Menschen-
sowie Burgerinnen- und Blrgerrechte ein. Die gesamte Politik muss diese Rechte zum Malystab ihres
Handelns machen.

INFORMATIONELLE SELBSTBESTIMMUNG

Das Recht der Einzelnen, die Nutzung eigener personlicher Daten zu kontrollieren, muss garantiert
werden. Dies gilt dem Staat gegentiiber ebenso wie im Wirtschaftsbereich. Wir wollen weder glaserne
Birgerinnen und Bilirger noch glaserne Konsumierende. Eine flachendeckende Erhebung von Daten
Uber Burgerinnen und Blrger lehnen wir ab.

TRANSPARENZ

Alles staatliche Handeln muss transparent und fiir jede Person nachvollziehbar sein. Nach unserer
Uberzeugung ist dies unabdingbare Voraussetzung fur eine moderne Wissensgesellschaft in einer
freiheitlichen und demokratischen Ordnung. Eine von Lobbyistinnen und Lobbyisten bestimmte
Politik des Hinterzimmers zerstort diese Ordnung.

FREIE BILDUNG

Jeder Mensch hat das Recht auf freien Zugang zu Information und Bildung. Wir setzen uns daftir ein,
jedem Menschen unabhangig von seiner sozialen Herkunft ein groRtmaogliches Mal an gesellschaft-
licher Teilhabe zu ermdglichen. Bildung ist eine der wichtigsten Ressourcen der Gesellschaft und der
Wirtschaft. Nur durch den Erhalt, die Weitergabe und die Vermehrung von Wissen kann auf Dauer
Fortschritt und gesellschaftlicher Wohlstand gesichert werden.

KEINE PATENTE AUF ALLGEMEINGUTER

Wir lehnen Patente auf Lebewesen und Gene, auf Geschaftsideen und auch auf Software ab, well
sie die breite wirtschaftliche Entfaltung und die Entwicklung der Wissensgesellschaft behindern.
Weiterhin lehnen wir sie ab, weil sie unkontrollierbare und krisenanfallige Machtkonzentrationen
schaffen und allgemeine Giter ohne angemessene Gegenleistung privatisieren.

OPEN ACCESS

Aus dem Staatshaushalt wird eine Vielzahl schopferischer Tatigkeiten finanziert. Da diese Werke von
der Allgemeinheit finanziert werden, sollten sie dieser auch frei zur Verfligung stehen.
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FAIRES URHEBERRECHT

Das Urheberrecht muss den Anforderungen der sich entwickelnden Informationsgesellschaft ange-
passt werden und die Bedurfnisse von Konsumierenden und Produzierenden gleichermalien bertick-
sichtigen. Eine Gesellschaft, in der die Grenzen zwischen diesen immer mehr verschwinden, kann
sich nicht am Urheberrecht einer Kulturepoche passiver Konsumierender orientieren.

GESCHUTZTE BURGERINNEN UND BURGER UND EINE UNABHANGIGE JUSTIZ

Wir, die Mitglieder der Piratenpartei, winschen uns eine Rechtsprechung, die in der Lage ist, Birge-
rinnen und Birger in ihren Rechten, auch gegen Eingriffe der Exekutive zu schitzen. Deshalb spre-
chen wir uns fir mehr Unabhangigkeit von Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalten aus. Gleichwohl beflirworten wir mehr demokratische Kontrolle von Polizei, Verfas-
sungsschutz und Justiz.
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DEMOKRATIE, TRANSPARENZ UND
PRIVATSPHARE

DEMOKRATIE

Es ist Ziel der Piratenpartei, die direkten und indirekten demokratischen Mitbestimmungsmoglichkeiten
Jeder einzelnen Person zu starken. Wir Piraten streben eine gleichberechtigte Teilhabe aller Mitblrgerinnen
und Mitbirger an demokratischen Prozessen an.

Es ist in der Gesellschaft des digitalen Zeitalters ein Leichtes, groBe Mengen an Informationen zu durchsu-
chen und jedem zuganglich zu machen. Der Austausch von Informationen wird zunehmend einfacher und
schneller. Das alles erméglicht ganz neue und vorher undenkbare LGsungsansatze fiir die Verteilung von
Macht im Land. Vor allem dezentrale Verwaltungen und die unmittelbare Beteiligung an der Politik werden
auf diese Weise realisierbar.

Weniger Hiirden bei Volksbegehren

Die Piratenpartei steht flir mehr direkte Beteiligung an offentlichen Entscheidungen. Daher setzen
wir uns auch ganz konkret fir eine Forderung von Volksabstimmungen und eine Vereinfachung von
Volksbegehren ein.

FUr ein Volksbegehren in Baden-Wiirttemberg missen immer noch Unterschriften von mindestens
einem Sechstel der Wahlberechtigten innerhalb von zwei Wochen gesammelt werden. Die Unter-
schriften missen auf daflir extra ausgelegten Eintragungslisten in den Gemeinden erfolgen.

Unter diesen Bedingungen verwundert es nicht, dass es hier noch kein einziges erfolgreiches Volks-
begehren gab. Im Volksentscheid-Ranking 2013 des Mehr Demokratie e. V. landete unser Bundesland
auf dem letzten Platz mit der Note 5,3.

Wir schlieBen uns den Forderungen dieses Vereins an: Die Sammelfrist soll auf sechs Monate ausge-
dehnt und die Anzahl der bendtigten Unterschriften auf 5% (zur Zeit ca. 375 000) gesenkt werden.
Neben dem Auslegen der Unterschriftenlisten in Amtsraumen soll auch ein freies Sammeln gestattet
sein. Wir setzen uns zudem daflr ein, jedes zugelassene Volksbegehren grundsatzlich 6ffentlich im
Landtag zu behandeln. Weiterhin wollen wir bei Volksabstimmungen die Abschaffung oder zumin-
dest die Senkung der Mindestzahl an Ja-Stimmen (Zustimmungsquoren).

Biirgerinnen- und Biirgerentscheide erleichtern

Die Hirden fur Burgerinnen- und Burgerentscheide sind in Baden-Wirttemberg sehr hoch und dienen
mehr dazu, Birgerinnen- und Burgerbeteiligung zu verhindern, anstatt sie zu ermdglichen. Daher
wollen wir bei Biirgerinnen- und Birgerbegehren die Sechs-Wochen-Frist sowie den Kostendeckungs-
vorschlag streichen. Wir wollen das Unterschriftenquorum auf sechs Prozent und die Obergrenze auf
landesweit 10.000 Unterschriften senken. Das manipulative Quorum im Blrgerinnen- und Birgerent-
scheid soll vollstandig abgeschafft werden.

Birgerinnen- und Biirgerentscheide auf kommunaler Ebene sollen innerhalb von zehn Monaten nach
dem ablehnenden Gemeinderatsbeschluss und, falls moglich, zugleich mit einer Wahl stattfinden.
Zudem wollen wir Blrgerinnen- und Blirgerentscheide auf Stadtteilebene ermaglichen.
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Streichung des Gottesbezugs aus der Landesverfassung

Ein weltlicher und demokratischer Staat steht fiir die Achtung von Menschen unabhangig ihrer reli-
gioser Ansichten und flr Religionsfreiheit. Wir fordern daher ein Bekenntnis zu allgemeingiltigen
Werten und eine Streichung des Gottes- und des spezifischen Religionsbezugs aus der Landesver-
fassung. Wir sind der Auffassung, dass nur ein Staat, der weltanschaulich neutral ist und dies auch
in seiner Verfassung zum Ausdruck bringt, glaubwirdig flir die Gleichberechtigung von Weltbildern
eintreten kann.

Kostenloser Kirchenaustritt

Jeder Mensch sollte unabhangig von seinen finanziellen Verhaltnissen die Mitgliedschaft in einer
Religionsgemeinschaft selbst bestimmen konnen. In Baden-Wirttemberg werden Geblhren von bis
zu 60 € fUr einen Kirchenaustritt verlangt. Wir mochten, dass Eintritt, Austritt und Wechsel der Reli-
gions- oder Weltanschauungsgemeinschaften kostenlos sind.

Keine religiosen Symbole in 6ffentlichen Gebauden

Das Anbringen von religiosen Symbolen in 6ffentlichen Gebauden verletzt die Religionsfreiheit von
Angeharigen anderer Religionen und Menschen ohne Religion. Dies wurde vom Bundesverfassungs-
gericht sowie vom Europaischen Gerichtshof flir Menschenrechte festgestellt. Wir mochten daher
dafir sorgen, dass diese religiosen Symbole aus offentlichen Gebauden, vor allem auch den offentli-
chen Schulen, entfernt werden.

Gerechteres Wahlsystem

Das in Baden-Wurttemberg fir Landtagswahlen angewandte Wahlsystem mit einer gemeinsamen
Stimme fir Partei und Direktkandidierende benachteiligt kleine Parteien. Um landesweit wahlbar zu
sein, muss eine Partei in jedem Wahlkreis Direktkandidatinnen und -kandidaten aufstellen.

Stattdessen maochten wir ein Wahlsystem mit zwei getrennten Stimmen einfiihren - wie bei der
Bundestagswahl und den meisten anderen Landtagswahlen. Dieses Wahlrecht ist auRerdem so zu
gestalten, dass es nicht langer zu negativen Stimmgewichten kommen kann.

Kommunales Wahlrecht fiir Auslanderinnen und Auslander

Wir setzen uns fir ein kommunales Wahlrecht fiir diejenigen Nicht-EU-Birgerinnen und Biirger ein,
die das erforderliche Wahlalter erreicht haben und sich seit mindestens flnf Jahren rechtmafig in
Deutschland aufhalten. Baden-Wirttemberg soll sich im Bundesrat fir eine entsprechende Anderung
des Grundgesetzes einsetzen.

Senkung des Wahlalters

Junge Menschen werden mit 14 Jahren strafmiindig und uneingeschrankt religionsmindig. Mit 16
Jahren beginnen viele Heranwachsende eine Berufsausbildung. Ihre Lebensumstande werden stark
durch Entscheidungen in Kommunen und Land beeinflusst.

Junge Politik bedeutet nachhaltige Politik. Noch bestimmt der demografische Wandel die Politik.
Deshalb missen die Belange der kommenden Generationen gestarkt werden. Wir setzen uns fUr
ein kommunales Wahlalter von 14 Jahren und das Wahlrecht auf Landesebene ab 16 Jahren ein.
Dadurch wird die Politik die junge Generation entdecken, was auch dem Bildungssystem zu Gute
kommt. Zudem gleicht die Herabsetzung des Wahlalters die Nachteile der finfjahrigen Wahlperiode
aus: die Mehrheit der Erstwahlerinnen und Erstwahler wird dadurch tber 18 Jahre alt sein, statt wie
bisher tGber 20 Jahre.

Durch die Senkung des Wahlalters erhoht sich das Interesse junger Menschen an der Politik und an
der Demokratie.
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Unechte Teilortswahl abschaffen

Wir setzen uns, sofern noch nicht geschehen, fir die Abschaffung der unechten Teilortswahl ein.
Diese sichert jedem Wohnbezirk bzw. Ortsteil einer Kommune ein Kontingent an Sitzen im Stadt-
bzw. Gemeinderat zu. Seit der Gemeindereform in den 1970er-Jahren sind die Orte politisch so
weit zusammengewachsen, dass auf diese komplizierte und somit fehleranfallige Sonderregelung
verzichtet werden kann. Die Wahlergebnisse der Vergangenheit bestatigen dies. Die unechte Teilorts-
wahl zwingt den Ortsteilen zudem die Beschrankung auf, nur so viel Kandidatinnen und Kandidaten
flr den Gemeinderat aufzustellen, wie ihnen durch das Kontingent Sitze zugewiesen sind.

In Orten, in denen die Abschaffung der unechten Teilortswahl als strittig angesehen wird, soll hiertiber
ein Begehren und gegebenfalls ein Entscheid der Birgerinnen und Biirger stattfinden.

Wahlcomputer

Die Piratenpartei lehnt die Nutzung von Wahlgeraten aller Art (beispielsweise mechanische Wahl-
maschinen oder Wahlcomputer) ab. Wahlcomputer sind manipulierbar und die Korrektheit der Wahl
konnte nur noch von Expertinnen und Experten nachvollzogen werden. Bei keiner Gerateklasse recht-
fertigt der Nutzen die hohen Anschaffungs- und Betriebskosten.

Abschaffung des Mindestalters fiir Ministerprasidentinnen und Ministerprasiden-
ten

Wir wollen das Mindestalter flir das Amt der Ministerprasidentin oder des Ministerprasidenten von
bisher 35 Jahren aufheben. Die Wahlfreiheit des Landtages soll nicht durch das Alter moglicher
Kandidierender eingeschrankt sein.

TRANSPARENZ

‘Wissen ist Macht" wird bislang eher als Legitimation daf(ir verwendet, Wissen fiir sich zu behalten, abzu-
schotten und zu monopolisieren. Eine erfolgreiche Gesellschaft des 21. Jahrhunderts muss den Satz erwel-
tern zu “Wissen ist Macht - wenn es allen gehért". Denn eingesperrtes Wissen ist gesellschaftlich totes
Wissen und nutzt zundchst nur denen, die daraus “Kapital” schlagen.

Umweltschutz-Organisationen, Blirgerrechtsgruppen, Einrichtungen fiir Verbraucherinnen- und Verbrau-
cherschutz und viele andere Organisationen und Initiativen, die die Interessen der Biirgerinnen und Blirger
vertreten, warten z.B. darauf, dass die Gffentliche Verwaltung ihre Informationsschétze teilt und nicht
versteckt. Die Piratenpartei versteht sich als Vertretung dieser Gruppen.

Damit Biirgerinnen und Biirger ihrer Kontrollpflicht gegentiber dem Staat nachkommen kbnnen, muss dieser
offen und transparent aufgestellt sein. Die Demokratie wird gestarkt, wenn mehr Mitwirkungsmaoglichkeiten
und Einblicke in die Ablaufe von Politik und Verwaltung gewahrt werden. Durch Einsicht in die Staatsge-
schéfte kénnen Korruption, Blirokratie und Lobbyismus erkannt werden. Inkompetenzen und Versdumnisse
werden schneller aufgedeckt.

Informationsfreiheitsgesetz

Mit dem Eckpunktepapier “Informationsfreiheit flir Baden-Wirttemberg" hat die griin-rote Landes-
regierung Ende 2014 einen langst Uberfalligen Schritt gemacht. Wir bewerten diesen Schritt aber
als enttauschend. Die Piratenpartei kritisiert insbesondere die Kostenregeln, die den Verzicht auf
Gebihren nur in besonderen Einzelfallen vorsehen und Gebihren bis zu 200 Euro ohne Ricksprache
ermoglichen. Einfache Anfragen missen grundsatzlich frei von Kosten sein. Der Hochstsatz bei
komplexeren Anfragen darf 100 Euro nicht Uberschreiten. BegriiRenswert ist, dass an den Sektor der
Unternehmen der 6ffentlichen Hand gedacht wurde. Es ist aber wichtig, hier Regelungslticken wie
“‘Standortinteressen” oder “Bereichsausnahmen” — wie fir Landesbanken und Rundfunkanstalten —
deutlich einzuschranken. Ebenso missen alle Vertrage und Leistungen, die von Privatunternehmen
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fur die Grundversorgung im Auftrag erbracht werden, eingeschlossen werden. Das Eckpunktepapier
bleibt weit hinter unseren Forderungen zurlck.

Wir fordern ein modernes, umfassendes Transparenzgesetz nach Hamburger Vorbild, mit dem
Baden-Wurttemberg nicht mehr hinter den Versprechen eines “neuen Politikstils” oder des “grund-
satzlich freien Zugangs” aus dem griin-roten Koalitionsvertrag zurlickbleibt.

Veroffentlichungsdienst 2.0

Unwissenheit schiitzt vor Strafe nicht. Aber sich Uber geltendes Recht - Vorschriften, Erlasse, Verord-
nungen oder Entscheidungen - zu informieren, konnte heute wesentlich einfacher sein.

Wir planen eine zentrale Anlaufstelle im Internet, die neben Rechtsprechung und Gesetzgebung auch
Verordnungen, Umsetzungsrichtlinien, Berichte, Empfehlungen, Analysen, amtliche Bekanntma-
chungen, Gesetzesentwdrfe und sonstige Drucksachen von Land und Kommunen enthalt.

Unser Konzept umfasst auch eine Lizenz, die eine (auch kommerzielle) Weiterverwendung der Texte
zulasst. Dabei soll auf Schnittstellen fir die automatische Abfrage und die Verwendung von offenen
Datenformaten geachtet werden. Von diesem einfachen Zugriff profitieren alle Blirgerinnen, Biirger
und Unternehmen. Auch die Arbeit der staatlichen Stellen (Verwaltung, Gerichte, Landtag) wird durch
eine einheitliche Plattform fir die Veroffentlichung von Dokumenten und Daten erleichtert.

Vergaberegister zur Korruptionshekampfung

Wir wollen ein Vergaberegister schaffen, mit dessen Hilfe bereits auffallig gewordene Firmen kiinftig
von der Vergabe offentlicher Auftrage fir die Zeit von flinf Jahren ausgeschlossen werden. Diese
Informationen sollen nicht nur Behorden zur Verfligung stehen, sondern auch der interessierten
Offentlichkeit. Das Korruptionsbekampfungsgesetz von Nordrhein-Westfalen kann hier als Vorbild
dienen.

Offenlegung der Nebeneinkiinfte von Landtagsabgeordneten

Die Hohe und Herkunft aller Einnahmen aus Nebentatigkeiten miissen einzeln und in vollem Umfang
veroffentlicht werden. Dazu ist ein Modell erforderlich, das tber die Regelungen auf Bundesebene
hinausgeht. Wir Piraten fordern eine centgenaue Veroffentlichung aller Nebeneinkiinfte. Dadurch
sollen mogliche Interessenskonflikte erkennbar gemacht werden.

Karenzzeit fiir Amtstragerinnen und Amtstrager

Die Verpflichtung der Amtstragerinnen und Amtstrager gegeniber dem Gemeinwohl darf nicht durch
Zuwendungen aus der Wirtschaft untergraben werden.

Erganzend zu den existierenden Vorschriften flr Nebentatigkeiten mochten wir nach Ende der Amts-
zeit eine Karenzzeit von mindestens drei Jahren einflhren. In diesem Zeitraum mussen ehemalige
Amtstragerinnen und Amtstrager eine Erwerbstatigkeit genehmigen lassen, die den ehemaligen
Zustandigkeitsbereich betrifft. Ein unabhangiger Ethikrat prift diese Erwerbstatigkeit und spricht
eine offentliche Empfehlung aus. Falls ehemaligen Amtstragerinnen und Amtstragern eine Tatigkeit
untersagt wird, wird die Zahlung des Ubergangsgeldes auf deren Antrag hin verlangert.

Die Regelung soll fir Mitglieder der Landesregierung, Staatssekretarinnen und Staatssekretare,
Beamtinnen und Beamte und kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte gelten.

Staatssekretarinnen und Staatssekretare abschaffen

Wir sehen fiir die Posten politischer Staatssekretarinnen und Staatssekretare in den baden-wiirt-
tembergischen Ministerien keine Notwendigkeit. Oft genug dient diese Funktion nur dem Postenge-
schacher, um im Kabinett die parteipolitischen Krafteverhaltnisse widerzuspiegeln. Den Posten der
politischen Staatssekretarinnen bzw. Staatssekretare wollen wir daher abschaffen.
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Transparente Gesetzgebung

Um die Entstehung von Gesetzen nachvollziehen zu konnen, wollen wir schon die Referentenent-
wirfe von Gesetzen sowie das Ergebnis der Verbandeanhorung offentlich machen. Alle Blirgerinnen
und Burger sollen Stellung zu Gesetzesvorhaben nehmen konnen. Wir wollen verhindern, dass die
Vertretung von Verbanden oder Unternehmen Gesetze schreibt.

Das Beteiligungsportal der Landesregierung ist in puncto Blrgerinnen -und Burgerbeteiligung ein viel-
versprechender Ansatz, der konsequent ausgebaut und vor allem weiter bekannt gemacht werden
soll.

Transparenter Haushalt

Die Transparenz im Haushalt des Landes und bei der Verwendung von sonstigen Landesmitteln muss
dringend verbessert werden. Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit sind nicht im erforderlichen
MalRe gewahrleistet. Die Haushalte der Gberwiegend aus offentlichen Mitteln finanzierten Stiftungen
wie der Landesstiftung sollten unter verstarkter parlamentarischer Kontrolle stehen. Fiir die Haus-
haltsplane der Kommunen wollen wir die Pflicht zur Veroffentlichung der Entwtrfe und der verab-
schiedeten Haushaltssatzung einschliel3lich des Stellenplans in der Gemeindeordnung verankern.

Transparenz bei Besetzung von Amtern

Wir fordern eine Verbesserung der Transparenz bei der Besetzung von Amtern und o6ffentlichen
Aufsichtsgremien. Darunter fallen zum Beispiel die Beigeordneten in GroRen Kreisstadten oder
Verwaltungsrate. Diese sollen sich vorab nach dem Muster der Vorstellung von EU-Kommissaren
im Europaischen Parlament in den jeweiligen parlamentarischen Gremien offentlich den Fragen von
Abgeordneten bzw. Blrgerinnen und Blrgern stellen missen. So wollen wir vermeiden, dass diese
Positionen nur nach Kréafteverhaltnis der Parteien besetzt werden.

Wir wollen, dass Landratinnen und Landrate direkt durch die Bevolkerung in den Landkreisen gewahlt
werden.

DATENSCHUTZ

Der Anspruch der Gesellschaft auf Wissen endet dort, wo die Privatsphare beginnt. Personlichkeits-
rechte wie die informationelle Selbstbestimmung sind Grundpfeiler flir die freiheitlich demokratische
Grundordnung unseres Staates. Datenschutz ist ein Grundrecht. Dies hat das Bundesverfassungs-
gericht schon 1983 festgestellt, als es das Recht auf informationelle Selbstbestimmung begriindete.

Mit Wandlung zu einer Wissens- und Informationsgesellschaft gewinnt der Datenschutz an existenti-
eller Bedeutung - fir den Einzelnen und die Gesellschaft insgesamt. Immer mehr Informationen tber
unser tagliches Leben liegen heute in elektronischer Form vor und konnen automatisiert verarbeitet
und zusammengefthrt werden.

Deswegen gilt es, die Grundséatze des Datenschutzes (Datensparsamekeit, Datenvermeidung, Zweck-
bindung und Erforderlichkeit) noch konsequenter in den Vordergrund zu stellen, denn Datenschutz
wird nicht allein durch technische MalRnahmen erreicht, sondern insbesondere durch organisatori-
sche.

Datenschutz in die Landesverfassung

Wir mochten die Bedeutung des Datenschutzes und des Rechts auf informationelle Selbstbestim-
mung auch durch die Verankerung in der Landesverfassung hervorheben.

Starkung des Landesdatenschutzes

Ein starker Datenschutz setzt handlungsfahige Datenschiitzer voraus. Aus diesem Grund soll nach
dem Vorbild Schleswig-Holsteins das Amt des Landesdatenschutzbeauftragten zu einem unab-
hangigen Landeszentrum flr Datenschutz umgebaut werden. Dieses soll in Zukunft auch fir den
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nichtoffentlichen Bereich und fir Auskinfte nach dem von uns geforderten Informationsfreiheitsge-
setz zustandig sein. Dazu muss diese Institution auch personell deutlich ausgebaut werden.

Modernes Datenschutzrecht

Unser aktuelles Landesdatenschutzrecht orientiert sich noch an der tUberkommenen Vorstellung,
dass Datenverarbeitung an einer zentralen Stelle stattfindet. Deswegen wollen wir es entsprechend
modernisieren.

Das Uberarbeitete Gesetz muss sich an den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Grund-
satzen orientieren. Dazu gehort neben dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung auch das
Vertraulichkeits- und Integritatsgrundrecht. Es soll auRerdem transparenter gestaltet werden, indem
wir unnotige Spezialregelungen entfernen.

Zertifizierter Datenschutz

Wir wollen fir die Datenschutzumsetzung in Unternehmen und offentlichen Stellen eine rechtlich
anerkannte freiwillige Prifung (Audit) einfihren. Weiterhin méchten wir ein Datenschutz-Zertifikat
einflhren, das Bemiihungen um einen besseren Datenschutz bescheinigt. Datenschutz kann so auch
zu einem Wettbewerbsvorteil werden.

Datenbrief

Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg unterstttzt die Idee des Chaos Computer Clubs (CCC), einen
Datenbrief gesetzlich zu verankern. Mit dieser Forderung sollen alle Unternehmen, Behérden und
Institutionen die personenbezogene Daten erheben, verpflichtet werden, diese mindestens einmal
im Jahr den Betroffenen ohne Anfrage zu tbermitteln. Dabei soll der gleiche Kommunikationsweg
beschritten werden, der auch bisher zum Kontakt mit den betroffenen Personen genutzt wurde.

Barrierefreies Notruf- und Katastrophenwarnsystem

Wir setzen uns dafir ein, dass in Baden-Wurttemberg flachendeckend Uber den Euronotruf 112
Notrufe mittels priorisierter SMS-Nachrichten entgegengenommen werden kénnen.

In einem n&chsten Schritt soll eine App geschaffen werden, welche bereits eine Notrufabfrage tatigt
und den Notruf zusammen mit dem genauen Standort mittels Ubertragung der GPS-Koordinaten an
die zustandige Leitstelle Ubertragt.

AuRerdem wollen wir in Baden-Wrttemberg das SMS-basierte Katastrophenwarnsystem KATWARN
einflhren, durch welches alle registrierten Menschen in einem betroffenen Gefahrengebiet eine
Warnung und Verhaltensanweisungen bekommen.

Kommunikation der Notfallplane

Das Land Baden-Wirttemberg wird durch verschiedene mogliche Katastrophenszenarien, beispiels-
weise Hochwasser, ein Unglick in einem der Kernkraftwerke oder Erdbeben bedroht. Fir diese exis-
tieren Notfallplane, die jedoch nicht aktiv an die Bevolkerung kommuniziert werden.

Zudem stellen Stromausfalle und der Zusammenbruch der Verkehrsinfrastruktur im Katastrophen-
fall ein moglicherweise unidberwindbares Hindernis fir die Verbreitung und Umsetzung von Notfall-
planen dar.

Die Piratenpartei regt daher die Veroffentlichung und Kommunikation aller Notfallplane bereits im
Vorfeld an. Dies ermdglicht auch die Priifung der Plane durch die Bevolkerung, die mit der Lage vor
Ort am besten vertraut ist und somit mogliche Fehlplanungen rechtzeitig erkennen kann.
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BILDUNG UND FORSCHUNG

Jeder Mensch hat das Grundrecht auf freien Zugang zu Information, Bildung und Kultur. Dies ist in einer
freiheitlich-demokratischen Gesellschaft unverzichtbar, um jedem Menschen - unabhangig von seiner
sozialen Herkunft - ein groBtmogliches Mal3 an gesellschaftlicher Teilhabe zu erméglichen. Mit diesem
Ziel ist die Hauptaufgabe institutioneller Bildung die Unterstiitzung bei der Entwicklung zur miindigen,
kritischen und sozialen Persénlichkeit.

Zugleich ist Bildung ein elementarer Teil der kulturellen Entwicklung einer Gesellschaft. Nur wer
entsprechendes Wissen erworben hat, kann am gesellschaftlichen und kulturellen Leben vollumfénglich
teilnehmen.

Baden-Wiirttemberg schneidet bei einschldagigen Untersuchungen des Bildungsbereichs in der Regel
Uberdurchschnittlich gut ab. Dies verdankt das Land nicht nur einer engagierten Lehrerschaft, sondern auch
der Sozialstruktur im mittelstandisch gepragten Siidwesten, die von den wirtschaftlichen Verwerfungen
innerhalb Europas bislang weitgehend verschont blieb.

Mit sinkender Wirtschaftskraft und Einschnitten im Sozialsystem kdnnte sich dies in den kommenden
Jahren dramatisch andern. Die Piratenpartei Baden-Wiirttemberg méchte sich auch im Bildungsbereich
nicht auf den Lorbeeren vergangener Jahre ausruhen. Wir werden daran mitwirken, unser Bildungssystem
zukunftstauglich zu machen und starker an den Begabungen, Talenten und Interessen der Kinder und
Jugendlichen auszurichten. Dabei sollen auch die Erfahrungen der Lehrenden berticksichtigt werden.

DIE DREI GRUNDPFEILER UNSERER BILDUNGSPOLITIK

Freier Zugang zu Bildung

Der freie Zugang zu Bildungseinrichtungen istim Interesse Aller. Deshalb ist es Aufgabe der gesamten
Gesellschaft, eine leistungsfahige Bildungsinfrastruktur zu finanzieren und gebuhrenfrei zur Verfi-
gung zu stellen: Investitionen in Bildung sind Investitionen in die Zukunft und in eine stabile Demo-
kratie. Bildungsgebihren jeglicher Art schranken den Zugang zu Bildung ein. Aus diesem Grund befir-
worten wir die Lernmittelfreiheit und den verstarkten Einsatz von lizenzfreien Werken zur Vermittlung
von Wissen.

Bildung als Teil der individuellen Entwicklung

Jeder Mensch ist ein Individuum mit personlichen Neigungen, Starken und Schwachen. Instituti-
onelle Bildung soll daher den Einzelnen unterstiitzen, seine Begabungen zu entfalten, Schwachen
abzubauen und neue Interessen und Fahigkeiten zu entdecken. Neben starren Bildungs- und Stun-
denplanen werden auch manche Formen der Leistungsbewertung diesen Forderungen nicht gerecht.
Insbesondere die Bewertung von Verhalten nach einem vorgegebenen Normenraster durch Kopf-
noten lehnen wir ab.

Demokratisierung der Bildung

Wir setzen uns flir eine Demokratisierung der Schul- und Bildungslandschaft ein.

Das bedeutet flr uns die starkere Beachtung der Personlichkeitsrechte von Auszubildenden, Prak-
tikantinnen und Praktikanten, Trainees, Schilerinnen und Schiilern sowie Studierenden ebenso wie
die der Lehrenden. Wir wollen die Demokratisierung des Bildungsbereichs auf allen Ebenen, unter
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anderem durch weitergehende Rechte fur die “Schuilermitverantwortung” und die Studierenden-
schaften erreichen.

FUREIN SOZIALES UND DEMOKRATISCHES BILDUNGSSYSTEM

Kostenloser Kindergarten- und Kinderkrippenbesuch

Der Besuch einer vorschulischen Einrichtung kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, dass Kinder
in der Grundschule leichter lernen und sich besser in einer Gruppe zurechtfinden. Gleichzeitig konnen
Kindergarten, Kinderkrippen und andere Kindertagesstatten maRgeblich zur Entlastung berufstatiger
Eltern beitragen und es manchen Eltern Giberhaupt erst ermoglichen, einen Beruf auszulben.

Deshalb wollen wir es mit Landesmitteln ermdglichen, dass der Besuch von Kindergarten nach dem
dritten Lebensjahr und der Besuch von Kinderkrippen bereits nach dem ersten Lebensjahr fir jedes
Kind kostenlos angeboten wird. Damit erhalten alle Kinder, unabhangig von ihrem familiaren und
gesellschaftlichen Hintergrund, moglichst gleiche Voraussetzungen fiir ihren weiteren Bildungsweg.

Diese Voraussetzungen konnen nur von staatlicher Seite aus geschaffen werden.Ein Erziehungsgeld
wie in Bayern lehnen wir ab, da genau die besonders forderungswiirdigen Kinder von ihren Eltern
nicht in die Einrichtungen gegeben werden.

Einschulungsuntersuchung

Wir lehnen Teile der neukonzipierten Einschulungsuntersuchung (ESU) ab. Das flachendeckende
Abfragen, Speichern und Weiterleiten von persénlichen Daten widerspricht den Grundsatzen des
Datenschutzes und den Personlichkeitsrechten von Eltern und Kindern.Viele der im Elternfragebogen
abgefragten Informationen sind entweder fiir die Einschulung nicht relevant (z.B. Bildungsstand der
Eltern) oder kénnen von den Eltern gar nicht objektiv angegeben werden (z. B. Boshaftigkeit des
Kindes).

Die Grundsatze der Datensparsamkeit und des Datenschutzes miissen bei einer weiteren Uberarbei-
tung der ESU starker als bisher berlicksichtigt werden. Eltern sollen sich zudem umfassend tber alle
zu ihrem Kind gespeicherten Daten informieren konnen.

Familienfreundliche Ganztagsbetreuung an Schulen

Staatliche Bildungseinrichtungen missen den Familien dabei helfen, den Anforderungen des heutigen
Familien- und Berufslebens gerecht zu werden. Daflr soll mit Landesunterstiitzung an allen Schulen
ein Angebot zur Ganztagesbetreuung bereitgestellt werden.

Das Betreuungsangebot erganzt den Unterricht um zusatzliche Bildungsmaglichkeiten und Aktivi-
taten. Neben Wahlfachern, Hausaufgabenbetreuung und Nachhilfe soll ein moglichst breites Angebot
an kulturellen oder sportlichen Tatigkeiten ermdglicht werden. Dabel ist die Zusammenarbeit mit
Vereinen zu beiderseitigem Vorteil ausdrlcklich erwlnscht.

Schulspeisung

Eine gesunde Erndhrung ist aus Griinden der korperlichen und geistigen Entwicklung und der
Konzentrationsfahigkeit der Kinder wichtig. Berufstatige Eltern, besonders Alleinerziehende, haben
nicht immer die Moglichkeit, ihren Kindern ein Mittagessen zu bieten. Schulspeisungen knnen dazu
beitragen, dass sich ihre Kinder trotzdem ausgewogen ernahren. Wir fordern daher die Einfiihrung
vollwertiger Schulspeisungen an allen Schulen und Kindertagesstatten.

Die Finanzierung dieser Schulspeisungen ist so zu gestalten, dass alle Schilerinnen und Schuler
unabhangig von der sozialen oder finanziellen Lage der Familie diskriminierungsfrei daran teilnehmen
konnen. Bei der Planung ist zu berlcksichtigen, ob die Verwaltungskosten fiir die Essensgebihren
die Einnahmen Ubersteigen und eventuell eine vollstandig kostenlose Schulspeisung glinstiger ware.
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Inklusionsbeauftragter

Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg begrtitt grundsatzlich die Abschaffung der Sonderschulpflicht
durch die Landesregierung. Wir halten aber diesen Schritt fUr nicht zu Ende gedacht. Neben der
freien Schulwahl fir alle Menschen fordern wir die Verpflichtung von Schulen, Inklusion tatsachlich
zu verwirklichen, und eine Zusammenlegung der Entscheidungskompetenzen fir Inklusion ermaogli-
chende Mallnahmen.

Wir wollen ein Inklusionshilfrecht sowie in jedem Landkreis eine Inklusionsbeauftragung schaffen.
Die beauftragte Person soll zum Beispiel flir Antrage auf Assistenz, aber auch fir alle anderen die
schulische Ausbildung des behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen betreffenden
Antrage zustandig sein.

Da die Zustandigkeiten auch durch Bundesgesetze geregelt werden, wird die Piratenpartei entspre-
chende Bundesratsinitiativen starten. Dazu zahlt auch, die Rechtsprechung in Fragen des Inklusions-
hilferechts bei den Sozialgerichten anzusiedeln und eine Verfahrensfrist von 3 Monaten fir Inklusi-
onshilfeklagen einzuflhren.

Wir wollen eine verpflichtende Fortbildung der Lehrkrafte in Inklusiionsfragen einfiihren und einen
jahrlichen Inklusionsbericht der Landesregierung gesetzlich verankern.

Familienfreundliche Hochschulen

Hochschulen sollen familienfreundlicher gestaltet werden. Dies betrifft sowohl die Arbeit in Forschung,
Lehre und Verwaltung als auch das Studium. Eine akademische Karriere muss parallel zur Kinder-
erziehung maoglich sein. Hierzu sollen verstarkt Teilzeitstellen angeboten werden - gerade auch fir
Professorinnen und Professoren, Doktorandinnen und Doktoranden und den wissenschaftlichen
Nachwuchs. Parallel dazu muss die Kinderbetreuung an Hochschulen ausgebaut werden, so dass
fur alle Kinder von Studierenden und Angestellten der Universitat Betreuungsplatze zur Verfligung
stehen.

Schulen demokratisieren

Selbstbestimmung an der Schule durch das Lehrkollegium und Mitbestimmungsrechte der Schi-
lerinnen und Schler schaffen faire Arbeitsstrukturen. Die “Schilermitverantwortung” (SMV) muss
in eine Mitbestimmung fur Schilerinnen und Schiler umgestaltet werden, um eine Teilhabe an
Entscheidungen zu ermdglichen.

Wir wollen die Eigenstandigkeit von Schulen in Personalfragen starken. Dazu zahlt unter anderem die
Ausweitung von schulscharfen Stellenausschreibungen und die Veroffentlichung in Jobportalen und
in der Tagespresse.

Das Prinzip “Geld statt Stellen" wurde in einigen Bundeslandern eingefiihrt. Es dient vor allem zur
schnellen Organisation von Vertretungsunterricht durch die Schulleitungen. Dieses Prinzip wollen wir
auf Planstellen ausweiten. Durch den Planstellenerlass zugewiesene Stellen oder Stellenteile sollen
insgesamt immer mehr in Haushaltsmittel fur die Schule umgewandelt werden. Mit diesen Mitteln
sollen die Schulen dann auch unbefristete Einstellungen selbst vornehmen dirfen.

Erziehung zur Demokratie

Die gelebte Vermittlung der Grundprinzipien unserer demokratischen Staats- und Gesellschaftsform
ist eine der Aufgaben staatlicher Bildungseinrichtungen. An allen baden-wiirttembergischen Schulen
sollen deshalb schrittweise Klassenrate und Schulparlamente eingeflihrt werden. Durch die friihe
Maoglichkeit, sich an (schul)politischen Entscheidungen zu beteiligen und Themen zu erarbeiten,
wollen wir auch der Politikverdrossenheit unter Jugendlichen vorbeugen. AuRerdem lernen Kinder
und Jugendliche demokratische Prinzipien und Werte auf diese Art und Weise kennen und schatzen,
wodurch sie kritischer mit extremistischem Gedankengut umgehen kénnen.

Parallel hierzu wollen wir den gesellschaftskundlichen und politischen Unterricht erweitern.
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Vermittlung sexueller Vielfalt im Bildungsplan

Wir unterstiitzen die Verankerung von sexueller Vielfalt im Bildungsplan 2015 der griin-roten Landes-
regierung, denn die Vermittlung der Gleichwertigkeit traditioneller und bunter Lebensentwiirfe ist
grundsatzlich zu beflirworten.

Wir fordern die Landesregierung auf, daflir Sorge zu tragen, dass diese vielversprechenden Ansatze
auch folgerichtig umgesetzt werden und flachendeckend in den Schulen Aufnahme finden.

Wir Piraten winschen uns aber mehr. Statt nur einen Wertekanon zu vermitteln, zu dem Toleranz
und Respekt gegeniiber anderen Lebensentwirfen gehoren, fordern wir gelebte Gleichwertigkeit und
Gleichstellung. Wir wollen Inklusion statt Integration.

Personlichkeitsrechte von Schiilerinnen und Schiilern und Lehrkraften achten

Die Privat- und Intimspharen sowie das Recht auf informationelle Selbstbestimmung von Schiile-
rinnen, Schilern und Lehrkraften missen gewahrt bleiben. Videoliberwachung und private Sicher-
heitsdienste haben keinen Platz in an Schulen. Praventive Durchsuchungen und Kontrollen oder
Urinuntersuchungen sind zu unterlassen. Die Unschuldsvermutung gilt auch fiir Schilerinnen und
Schiler. Diese unter Generalverdacht zu stellen, zerstort das Vertrauen zu Schule und Lehrkraften,
ohne welches Unterricht und Erziehung nicht moglich sind.

UNSERE SCHULKONZEPTION

Die Landesregierung hat erkannt, dass das starre Schulsystem mit seiner Dreigliedrigkeit und dem fest
eingeteilten Klassensystem problematisch ist, und hat erste Schritte unternommen, althergebrachte selek-
tive Strukturen aufzubrechen. Diese ersten Schritte begrtiBen wir. Wir wollen dartiber hinaus eine flexible
und modulare Unterrichtsstruktur einfiihren.

Ziel unserer Schulpolitik ist die optimale Forderung der Schilerinnen und Schiiler. Diese wird durch den
begonnenen Ausbau der freiwillige Ganztagesbetreuung erleichtert, die flachendeckend ermoglicht werden
soll und in der eine értliche Kooperation mit schulexternen Tragern wie Vereinen oder Musikschulen ange-
strebt wird. Weitere alternative Schulkonzepte missen in Baden-Wirttemberg maoglich sein und parallel zu
den bisherigen Schulformen existieren duirfen.

Differenziertes, integriertes Kurssystem

Die bisherige Unterteilung in Schularten und Klassenstufen ist zu unflexibel, um auf die Leistungen
der Schilerinnen und Schiiler eingehen zu konnen.

Wir fordern daher die Einflihrung eines differenzierten, integrierten Kurssystems in den Regelschulun-
terricht. Die Schilerinnen und Schiler konnen hier in flexibler Reihenfolge Kurse in den unterschied-
lichen Gebieten belegen. Der Lerninhalt setzt sich dabei aus Pflicht- und Wahlkursen zusammen.
Anstelle der Wiederholung einer ganzen Klassenstufe erfolgt hier bei unzureichenden Leistungen die
Wiederholung — gegebenenfalls auf einem anderen Niveau oder mit anderen Fordermdoglichkeiten —
des entsprechenden Kurses.

Mit diesem neuen Standard wollen wir den individuellen Lerntypen und Neigungen der Kinder und
Jugendlichen gerecht werden. Unser Ziel ist die gemeinsame Forderung schwacherer und leistungs-
starkerer Schulerinnen und Schiler.

Gemeinschaftsschulen weiterentwickeln

Damit Gemeinschaftsschulen ihrem Auftrag gerecht werden, mehr als alle anderen Schulen indivi-
duelle Begabungen zu fordern, wollen wir auf dem Weg zu den mittleren Bildungsabschlissen den
Schilerinnen und Schilern viele verschiedene Wege Uber unterschiedliche Wahlpflichtfacher ermog-
lichen. In einem Kurssystem mit breitem Kursangebot soll neben den Differenzierungskursen in den
Pflichtfachern Schilerinnen und Schiilern die Moglichkeit zu einer umfangreicheren Neigungswahl
gegeben werden, damit sie sich dort einbringen konnen, wo ihre Starken liegen.
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Leistungsdruck und Schulstress verringern

Uberfiillte Lehrplane und Lernstandserhebungen sind hohe Stressfaktoren und setzen Schiilerinnen
und Schuler unnétig unter Druck. Die Bildungsplanreform 2016 kommt daher zwangslaufig. Sie ist
nicht allein durch unprazise Kompetenzformulierungen oder unterschiedliche Facherverbiinde in
den einzelnen Schularten begriindet. Zusatzlich wird die Durchlassigkeit zwischen den Schularten
erschwert. Wir werden die Bildungsplanreform kritisch begleiten und - wenn notwendig - Nachbes-
serungen anregen. Besonders der Bildungsplan des Gymnasiums mit einer nun verkirzten zwolf-
jahrigen Schullaufbahn ist dabei in unserem Blickfeld. Statt Lernstandserhebungen wie PISA oder
VERA, die nur den Wissensstand messen, sollen langfristige Evaluationsverfahren eingesetzt werden,
die auch die Selbstreflexion der Schilerinnen und Schiiler einbeziehen und somit die Lernprozesse
unterstutzen.

Unterrichtsbeginn ab neun Uhr
Schulen sollen tber die Moglichkeit informiert werden, den Unterricht spater beginnen zu lassen.

Startet der Unterricht erst um neun Uhr, sind Schilerinnen und Schiler ausgeschlafen. Das macht
den Unterricht in den ersten Stunden effektiver als bisher. Aulerdem ist so Zeit flr ein Frihsttck mit
der Familie. Betreuungsangebote in der Schule vor Unterrichtsbeginn missen vorhanden sein. Die
Entscheidung Uber den Unterrichtsstart sollen die Schulen gemeinsam mit den Schilerinnen, Schi-
lern und Eltern treffen.

Computer- und Vernetzungsangebote im Unterricht

FUr die Vermittlung von Lerninhalten sollen verstarkt Computer zum Einsatz kommen. Schilerinnen
und Schiler sollen sich Kursinhalte anhand aufgezeichneter Vorlesungen, per Videokonferenz oder
mit Hilfe interaktiver Programme aneignen kénnen.

Medienkompetenz

Internet und moderne Medien sind aus unserem Alltag nicht mehr wegzudenken. Wir mochten,
dass staatliche Bildungseinrichtungen verstarkt auf diese Veranderungen reagieren und wollen die
facherlibergreifende Vermittlung von Medienkompetenz in allen Bildungs- und Erziehungsbereichen
einflhren.

Neutralitat in der Bildung

Die Bildungsinhalte missen auf fundierten und belegbaren Erkenntnissen basieren. Wissen soll von
einem maoglichst neutralen Standpunkt aus vermittelt werden. Dies beinhaltet vor allem eine sach-
liche Darstellung, die Ausgewogenheit der Standpunkte und eine kritische Quellenbewertung.

Sakularisierung der Bildung

Wo Menschen unterschiedlichen Glaubens zusammenleben, missen staatliche Bildungseinrich-
tungen weltanschaulich neutral sein. Der bisher in Landesverfassung und Schulgesetz vorhandene
Religions- und Gottesbezug sollte deswegen gestrichen werden.

Keine Bundeswehr an Schulen

Wir sehen die Entsendung von Jugendoffizieren der Bundeswehr flir Unterrichtszwecke und zur Aus-
bzw. Weiterbildung von Lehrkraften an Schulen sehr kritisch. Klassenzimmer sollen nicht zu Rekru-
tierungsbiros werden. Bundeswehrbesuche an Schulen missen neutral gestaltet sein. Solange dies
nicht gewahrleistet ist, sollte darauf verzichtet werden.
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Religions- und Ethikunterricht

Der wachsenden Zahl von Schilerinnen und Schiilern ohne konfessionelle Bindung steht in
Baden-Wirttemberg ein nicht ausreichendes Angebot an Ethikunterricht gegentiber. Wir mochten fir
alle Schilerinnen und Schiiler, die keinen Religionsunterricht besuchen, Ethikunterricht flachende-
ckend bereits ab der ersten Klasse anbieten.

Der Wechsel zwischen Ethikunterricht und konfessionellem Religionsunterricht soll in beide Rich-
tungen moglich sein - am Schuljahresbeginn oder zum Schulhalbjahr.

Wir wollen den Religionsunterricht langfristig durch einen Ethik- und Religionskundeunterricht
ersetzen. Hierflr streben wir eine entsprechende Anderung der Landesverfassung an.

BESSERE POLITISCHE UND FINANZIELLE
RAHMENBEDINGUNGEN

Beibehaltung der flexiblen Ausbildungs- und Hochschulstruktur

Traditionelle Ausbildungen, Hochschulen, Fachhochschulen und viele andere Weiterbildungsmaog-
lichkeiten bieten eine Vielfalt an unterschiedlichen Ausbildungswegen, Schwerpunkten, Inhalten und
Lehrmethoden. Der derzeitige berufsorientierte Umbau der Universitaten ist zu ihrem Schaden und
zum Nachteil der anderen Bildungseinrichtungen. Wir wollen die Vielfalt und Flexibilitat im Weiterbil-
dungssystem zum Nutzen von Gesellschaft, Forschung und Lehre erhalten.

Reform des Bologna-Prozesses

Wir wiinschen uns selbstbestimmtes Lernen an Hochschulen statt starrer Vorgaben und Zeiten,
eine flexible Studienordnung statt des jetzigen verschulten Modulstudiums. Studieninhalte an Wirt-
schafts- und Standortanforderungen anzupassen lasst keinen Raum mehr flr interessenorientiertes
Studieren und unabhangiges Forschen. Dauerlberprifungen und starre Zeit- und Inhaltsvorgaben
verursachen zu hohen Leistungsdruck.

Deshalb sollen die Bachelorstudiengange auf acht Semester verlangert und um zusatzliche Wahl-
moglichkeiten erweitert werden. Im Anschluss missen Masterplatze flr alle interessierten Studie-
renden vorhanden sein.

Finanzierung von Bildung und Forschung

Bildung und Forschung sind eine Investition in die Zukunft unserer Gesellschaft. Vor diesem Hinter-
grund ist es unverstandlich, dass eine reiche Industrienation wie Deutschland einen im internatio-
nalen Vergleich unangemessen niedrigen Teil der 6ffentlichen Mittel in Bildung und Forschung inves-
tiert. Wir fordern daher eine bessere finanzielle Ausstattung des gesamten Bildungssystems.

Private Finanzhilfen fir offentliche Bildungseinrichtungen sind zu begriiRen, solange diese keinen
Einfluss auf die Lehrinhalte haben.

Verbesserung der Finanzierung von Ersatzschulen

Gerade bei weiterfihrenden Schulen gibt es in Baden-Wirttemberg immer noch einen Engpass.
Einer zu grofRen Nachfrage nach Bildungsgangen zum Abitur und zur Fachhochschulreife steht ein
zu kleines Angebot seitens der Staatsschulen gegentber. Diese Llcke wird derzeit von Ersatzschulen
geflllt. Zudem gibt es Ersatzschulen mit besonderen padagogischen Konzepten, die eine Bereiche-
rung der Schullandschaft sind. Fir die Vielfalt der Kinder und Jugendlichen, ihrer Talente und Bega-
bungen, wird somit eine Vielfalt an Angeboten bereitgestellt, die wir begrii3en.

Zwischen vom Staat und von privaten Tragern betriebenen Schulen herrscht jedoch keine Chancen-
gleichheit: Ersatzschulen erhalten weitaus weniger Geld fir Schilerinnen und Schiler pro Person als
Staatsschulen. Darunter leidet die Ausbildung. Ersatzschulen missen vor allem fir Lehrkrafte mit
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Zweiten Staatsexamen attraktiver werden, um die Qualitat des Unterrichts zu sichern. Eine blofe
Quotenregelung fur voll ausgebildete Lehrkrafte schafft keine Anreize. AuRerdem verscharft das von
Ersatzschulen zur Kostendeckung erhobene Schulgeld die soziale Selektion gerade beim Erwerb von
weiterfihrenden Abschlissen.

Die Piratenpartei schlielt sich daher einer Forderung der SPD aus ihrer Oppositionszeit an und will
‘den Privatschulen einen jahrlichen Zuschuss pro Schiilerin und Schiler von mindestens 80 Prozent
der tatsachlichen Kosten einer schulpflichtigen Person an einer entsprechenden 6ffentlichen Schule
gewahren", um ihre Wettbewerbsfahigkeit zu verbessern.

Die bereits von der Landesregierung geschaffene Gleichbehandlung privater Trager bei der Alters-
sicherung reicht in unseren Augen nicht aus, um die Nachteile von Ersatzschulen auszugleichen,
zumal sie nur beurlaubte Beamtinnen und Beamte an Ersatzschulen betrifft.

Bildungsstandards

Auf der Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse und angesichts der derzeit herrschenden Missstande
im deutschen Bildungssystem fordern wir die zlgige Umsetzung der festgesetzten Bildungsstan-
dards auf Bundes- und Landerebene, wie sie von der Kultusministerkonferenz und dem Institut zur
Qualitatsentwicklung im Bildungswesen gefordert werden.

Vergleichbarkeit und bundesweiter Rahmen

Um die Vorteile des foderativen Schulsystems mit den Vorteilen eines zentral geregelten Bildungs-
systems zu verbinden, fordern wir mehr Richtlinienkompetenzen fir den Bund. Dies ist notwendig,
um die Vergleichbarkeit von Abschlissen, einen effektiven Strukturausgleich und echte Freizigigkeit
innerhalb Deutschlands zu ermaglichen.

Bessere Betreuung

Wir fordern an allen Schulen einen Betreuungsschlissel, der einen verbesserten Unterricht sowie
eine individuelle Betreuung zum Ziel hat. Dazu gehort die Schaffung neuer Lehrerinnen- und Lehrer-
stellen und eine angemessene Fort- und Weiterbildung der Lehrkrafte.

In den Bereichen Medienkompetenz und Padagogik sehen wir einen besonderen Bedarf an Weiter-
bildung fUr Lehrkrafte. Zudem wollen wir Angebote schaffen, bei denen Eltern gemeinsam mit ihren
Kindern an das Thema Mediennutzung herangefiihrt werden.

Die Anzahl der Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter - auch an Gymnasien - muss erhoht
werden. Wir halten die Schulsozialarbeit fiir eine Sache des Landes, das unserer Ansicht nach auch
die Kosten tragen soll.

Bessere Ausbildung und Bezahlung von Erzieherinnen und Erziehern

Von Erzieherinnen und Erziehern bzw. Betreuerinnen und Betreuern im vorschulischen Bereich wird
immer mehr gefordert. Die Bezahlung sowie Aus- und Fortbildung dieser fur die Entwicklung der
Kinder so wichtigen Padagoginnen und Padagogen ist den neuen Anforderungen und der erhohten
Belastung anzupassen.

Gleiche Berufschancen im Lehrkrafte- und Dozierendenbereich

Von der Offentlichkeit weitgehend unbemerkt schleicht sich eine Zweiteilung im Bereich der
Bildungsvermittlung ein: Auf der einen Seite stehen gut abgesicherte Beamte auf Lebenszeit, auf der
anderen Seite billige Honorarkrafte, die in den Schulen groRe Teile des Nachmittagsunterrichts und
der Betreuung Ubernehmen oder an den Hochschulen als Lehrbeauftragte in vielen Bereichen daftr
sorgen, dass Uberhaupt noch ein ausreichendes Lehr- und Betreuungsangebot vorhanden ist.

Wir setzen uns daftir ein, den Beamtenstatus im Bildungsbereich abzuschaffen und auf gleichberech-
tigte und faire Arbeitsbedingungen fir alle Lehrenden im Schul- und Hochschulbereich hinzuwirken.
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Nachvollziehbare Bewahrungsfeststellung

Dort, wo der Beamtenstatus beibehalten wird, sprechen wir uns flir transparente Kriterien bei der
Bewahrungsfeststellung aus. Insbesondere sollten Zahl und Gewichtung der Lehrproben und die
Gewichtung der Dienstfiihrung per Verordnung landeseinheitlich festgelegt werden.

Eine standige Kontrolle von Lehrkraften durch eine hohe Dichte an Unterrichtsbesuchen lehnen wir
ab.

Einbeziehung von Fachleuten in den Schulunterricht

Wie schon in Berufsschulen dblich, sollen Fachleute in allen Schularten in starkerem Male als bisher
in den Schulunterricht einbezogen werden - nicht nur flr Gastvortrage, sondern auch als quereinstel-
gende Fachleute mit padagogischer Eignung und Zusatzausbildung. Bei Auswahl und Fortbildung
dieser Expertinnen und Experten ist darauf zu achten, dass der Unterricht in der Schule weltanschau-
lich neutral bleibt.

Einsatz von freier Software und Lehrmitteln unter freien Lizenzen

Wir wollen erreichen, dass an Bildungseinrichtungen vermehrt Lehrmittel mit freien Lizenzen und
kostenlose Online-Angebote verwendet werden. Dies tragt nicht nur zur Kostensenkung bei, sondern
auch dazu, dass die Lehrmittel von den Lehrenden nach Bedarf erweitert und verandert werden
konnen. Zudem setzen wir uns flir den Einsatz von freier Software an Schulen ein. Diese kann von
den Kindern auch zuhause kostenfrei genutzt werden.

Open Access

Die Veroffentlichung von Ergebnissen aus staatlich finanzierter oder geforderter Forschung und
Lehre findet oft durch kommerzielle Verlage statt. Die Qualitatssicherung (Peer Review) wird meist
von ebenfalls staatlich bezahlten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern Gbernommen.

Forschungseinrichtungen muissen fiir selbst erarbeitetes Wissen noch einmal bezahlen, wenn dieses
Wissen ausschlieBlich von kommerziellen Verlagen verbreitet wird. Die Steuerzahlenden kommen
also mehrfach fir die Kosten der Publikationen auf.

Wir unterstitzen die Berliner Erklarung der Open-Access-Bewegung und verlangen die Zuganglich-
machung des wissenschaftlichen und kulturellen Erbes der Menschheit nach dem Prinzip des Open
Access. Wir sehen es als Aufgabe der Landesregierung an, dieses Prinzip an den von ihr finanzierten
und geforderten Einrichtungen durchzusetzen.

Wissenschaftlichen Nachwuchs fordern

Ansatze zur Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses werden leider oft als Einladung zum
Sparen aufgefasst. Vor allem die Juniorprofessur sowie die geplante Lehrjuniorprofessur sind in der
derzeitigen Form &uferst problematisch. Insbesondere miissen die Zukunftsaussichten der Junior-
professorinnen und -professoren verbessert werden.

Die Piratenpartei Baden-Wrttemberg wird neue, unbefristete Hochschulstellen vor allem im Bereich
der wissenschaftlichen Mitarbeitenden einrichten. Bestehende Lehrauftrage an Schulen und Hoch-
schulen wollen wir angemessener als bisher vergtiten und befristete in unbefristete Arbeitsvertrage
umwandeln.

Forderung Erwachsenenbildung

Wir wollen ein integratives Konzept “Lebenslanges Lernen" aufbauen, das Volkshochschulen mit
Schulen, Fachhochschulen, Berufsschulen, Universitaten und anderen Bildungseinrichtungen zu
einem Verbund der Erwachsenenbildung effektiv zusammenfiihrt.
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MEDIEN, KUNST UND KULTUR

Schalten wir die Stereoanlage oder den Fernseher ein, sind wir nur Konsumierende. Im Gegensatz dazu
Ist das Internet das erste Massenmedium, in dem wir auch Produzierende sind: Jede und jeder kann
Inhalte erstellen, die sofort der ganzen Welt zugéanglich sind, Kulturgiiter mit anderen tauschen und Kultur
reflektieren.

Das Internet ist nicht einfach nur ein virtueller Raum. Es ist ein Freiheitsraum, der Kulturschaffenden die
Maglichkeit gibt, sich zu vernetzen, mit anderen zusammen zu arbeiten, ihr Publikum zu erreichen und ihre
Werke weiterzugeben. Die Piratenpartei Baden-Wiirttemberg setzt sich fiir eine Kulturpolitik ein, die diese
neuen Rahmenbedingungen widerspiegelt und jede einzelne Birgerin und jeden einzelnen Blirger nicht
mehr nur als Konsumierende, sondern gleichzeitig als Produzierende von Kultur sieht.

Kunst und Kultur sind nach unserem Verstandnis ein freier Raum, in dem alles denkbar ist und ausprobiert
werden kann. In diesen mochte die Piratenpartei nicht eingreifen, aber zusétzliche Orte und Netzwerke
schaffen, in denen sich Kultur entfalten kann. Dazu gehort das Fordern von etablierten Institutionen genauso
wie die Ermutigung der Blrgerinnen und Blrger, kulturell tatig zu werden.

KULTURELLE VIELFALT FORDERN

Raume fiir subkulturelle Kunst und Lebensformen schaffen

Subkulturen wurden lange Zeit hauptsachlich als Gefahr und anti-gesellschaftliche Abgrenzung
verstanden. Subkulturelle Kunst legt aber vom Mainstream verdrangte Probleme offen und arbeitet
sie auf. Sie lebt Toleranz, Vielfalt und Andersartigkeit.

Wir setzen uns fir eine verstarkte Forderung von subkultureller Kunst und subkulturellen Lebens-
weisen ein. Hierbei geht es in erster Linie um die Bereitstellung und Instandhaltung von Raumlich-
keiten, die fir kiinstlerische Betatigung und Veranstaltungen genutzt werden konnen.

Auch entsprechende Kommunikationsplattformen im Internet méchten wir mit Fordermitteln unter-
stiitzen. So werden Infrastrukturen geschaffen, mit deren Hilfe sich Birgerinnen und Blirger sowohl
online als auch offline organisieren, informieren und austauschen konnen.

Forderung neuer Kunstformen

Staatlich geforderte Kultureinrichtungen sollen verstarkt neuen Kunstformen wie zum Beispiel
Comics, Street-Art und Computerspielen Raum geben. Die Hohe ihrer staatlichen Forderung soll
auch von der Bereitschaft abhangen, sich mit neuen Kunstformen auseinanderzusetzen. Wir wollen
so dazu beitragen, dass Kultureinrichtungen sich o6ffnen und damit lokale Kulturschaffende in den
Bereichen der neuen Kinste fordern.

Vernetzung Kulturschaffender

Das Land Baden-Wirttemberg soll Kulturschaffende besser vernetzen. Dies soll sowohl auf kommu-
naler als auch auf Gberregionaler Ebene geschehen.Medienbeauftragte des Landes nach dem Vorbild
des Mannheimer Popkulturbeauftragten konnen als Netzwerk- und Ansprechperson Gruppen zusam-
menbringen, ohne dass zusatzliches Geld “verteilt" werden muss.
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Forderung von Clubkultur und Nachtleben

Wir setzen uns flr eine verstarkte Forderung von Clubkultur und Nachtleben ein. Dazu gehoren 6ffent-
licher Nachtbusverkehr, Existenzgrindungsmaflnahmen, flachendeckende Aufhebung der Sperr-
stunden und Freiluft-Sperrzeiten, Anderung der Larmverordnung sowie eine tberregionale Vernet-
zung der Veranstalterinnen und Veranstalter.

Abschaffung des Tanzverbots

Das Tanzverbot wird durch das “Gesetz ber die Sonn- und Feiertage" geregelt. An den sogenannten
“Stillen Feiertagen” sind fast alle Veranstaltungen, die Uber “Schank- und Speisebetrieb" hinausgehen,
untersagt. Dies betrifft auch Sportveranstaltungen, Theaterauffiihrungen, Volksfeste, musikalische
Darbietungen, Zirkus, Artistik, Freizeitanlagen und Filmvorfihrungen sowie weitere gesellschaftliche
Bereiche. Wir wollen nicht, dass der Staat hier in die Freiheit des einzelnen Menschen eingreift. Wir
setzen uns daflr ein, das Tanzverbot aufzuheben.

Forderung freier Radios

Wir setzen uns daftr ein, eine flachendeckende Verbreitung von nicht-kommerziellem Lokalrundfunk
zu sichern. Dazu mussen die freien Radios bei der Frequenzvergabe verstarkt berlicksichtigt werden.

Forderung freier WLANs

Wir wollen, dass das Land die Kommunen bei der Schaffung freier Funknetze unterstitzt. Freie
WLANSs tragen zur touristischen und wirtschaftlichen Attraktivitat der Stadte und Gemeinden bel. Die
Funknetzwerke sollen ohne technisch unnotige Beschrankungen des Transfervolumens und ohne
Inhaltsfilter angeboten werden. Die Nutzung soll kostenlos und anonym maglich sein. Eine Koopera-
tion bei der Umsetzung mit anderen Anbietern freier WLANS, beispielsweise mit der Freifunk-Gemein-
schaft, ist ausdrtcklich zu begriifien.

Offentlich-rechtlichen Rundfunk reformieren und stirken

Wir mochten den offentlich-rechtlichen Rundfunk erhalten und starken. Eine funktionierende Demo-
kratie braucht einen lebendigen Diskurs uber Politik und Gesellschaft. Dieser findet nicht zuletzt Gber
die Medien statt. Der 6ffentlich-rechtliche Rundfunk bildet hier eine wichtige unabhangige Erganzung
und oft auch ein notwendiges Gegengewicht zu den privaten Medien.

Reform der Rundfunkfinanzierung

Die offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten bendtigen eine solide finanzielle Basis, um ihren Grund-
versorgungsauftrag erfillen zu konnen. Dafiir gibt es seit 2013 die Haushaltspauschale und Betriebs-
stattenabgabe, die Uber den Beitragsservice der Anstalten eingetrieben wird. Wir lehnen diese
Pauschale pro Haushalt ab, weil zur Bestimmung der Zugehorigkeit zu einem gemeinsamen Haushalt
die personlichen Verhaltnisse aller beteiligten Personen offenbart werden missen. Da unabhangiger
Journalismus und ungehinderter Zugang zu Kultur, Bildung und Wissen der gesamten Gesellschaft
und nicht nur den direkten NutznieRerinnen und Nutznieflern zugute kommen, méchten wir eine indi-
viduelle Pauschale fir jede volljahrige Person einflhren. Personen mit niedrigem Einkommen oder
Seh- bzw. Horbehinderte sollen von dieser Pauschale befreit werden konnen. Den Einzug der allge-
meinen Abgabe soll in Zukunft das Finanzamt Gbernehmen und damit den Beitragsservice vollstandig
ersetzen. Eine Weitergabe von Meldedaten an den Beitragsservice sowie Kontrollen von Wohnungen
oder Betrieben entfallen dadurch.

Bereitstellung von éffentlich-rechtlichen Inhalten

Um die Grundversorgung sicherzustellen, produzieren die 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
von ihren Beitragen eigene Inhalte. Wir mochten diese Werke der Gesellschaft zur freien Benutzung,
Veranderung und Weitergabe zur Verfligung stellen. Dafiir sollen alle Eigenproduktionen und alle tber-
wiegend durch Rundfunkbeitrage finanzierten Inhalte unter freie Lizenzen gestellt werden, die auch
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eine kommerzielle Weiterverwertung ausdricklich erlauben. Um die Weiterverwertung zu erleichtern,
setzen wir uns daflr ein, dass auch die Rohdaten von 6ffentlich finanzierten Werken kostenlos zur
Verfligung gestellt werden.

Rundfunkstaatsvertrag an technische Realitdt anpassen

Der Rundfunkstaatsvertrag sieht auch Livestreams im Internet als Rundfunk an, fir die ab 500
Zuschauenden eine Sendelizenz notwendig ist. Diese unnétige und veraltete Regulierung wollen wir
ersatzlos abschaffen.

Schluss mit dem Depublizieren von Inhalten

Wir sprechen uns gegen das sogenannte “Depublizieren” von Internetinhalten der &ffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten aus. Unter Verwendung von Beitragsgeldern produzierte Inhalte miissen
den Gebihrenzahlenden zeitlich unbegrenzt im Internet zur Verfligung gestellt werden konnen. Die
Piratenpartei wird keinem Rundfunkanderungsstaatsvertrag zustimmen, in dem ein entsprechender
Depublizierungs-Passus enthalten ist.

Barrierefreiheit 6ffentlich-rechtlicher Angebote

Sendungen des offentlich-rechtlichen Rundfunks sollen der gesamten Gesellschaft zu Gute kommen,
auch Menschen mit eingeschrankter Seh- oder Horfahigkeit. Deshalb soll die Untertitelung des
Fernsehprogramms - wenn maglich mit Volluntertitelung - stark ausgebaut werden. Es sollen aber
mindestens sinngemale Untertitel eingeblendet werden. Das Angebot an Gebardensprachendolmet-
scherinnen und -dolmetschern und Audiodiskreption soll stark ausgebaut werden.

Webseiten der Sendeanstalten miissen ebenfalls barrierefrei zu erreichen sein. Sie sollen z.B. mit
technischen Hilfsmitteln fir Blinde ausgestattet werden. Hilfsmittel wie Untertitel und Audiodiskrep-
tionen missen in Mediatheken und anderen Publikationskanalen durchgangig zur Verfiigung stehen.

Inhaltliches Profil des o6ffentlich-rechtlichen Rundfunks

Der offentlich-rechtliche Rundfunk hat die Aufgabe, die Grundversorgung mit dem ganzen Spek-
trum von Fernseh- und Horfunksendungen sicherzustellen. Eine besondere Bedeutung kommt dabei
lokalen Programmen und Spartensendungen oder -kanalen zu, die in kommerziellen Angeboten
keinen Raum finden. Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg mochte die Vielfalt des Programms durch
den Erhalt digitaler Spartenkanale und ahnlicher Angebote sicherstellen. Dort kénnen auch neue
Programmideen erprobt werden.

Aussagekraft von Einschaltquoten

Die Sendungen des offentlich-rechtlichen TV-Programms konnen inzwischen unabhangig vom
Medium Fernsehen konsumiert werden. Die digitale Bereitstellung von Eigenproduktionen der 6ffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten ermdglicht ihre Verbreitung und ihren Konsum auch dber das
Internet und neuartige Empfangsgerate. Die bisherige Messung der Fernseheinschaltquoten gibt
daher weder die tatsachliche Reichweite noch den Erfolg der produzierten Sendungen zutreffend
wieder. Bei der Selektion und Produktion von Sendungen mussen objektive Qualitatskriterien heran-
gezogen werden, die daflr sorgen, dass der offentlich-rechtliche Rundfunk seinen Auftrag erfiillt. Die
gemessene Einschaltquote der TV-Konsumierenden als alleiniges Kriterium lehnen wir ab.

Gesamteuropdischer Auftrag des offentlich-rechtlichen Rundfunks

Zum Grundversorgungsauftrag des offentlich-rechtlichen Rundfunks gehort es auch, die Meinungs-
vielfalt im politischen Diskurs einer Gesellschaft sicherzustellen. Durch seine Programme soll es
jedem Menschen ermdglicht werden, sich unabhangig Uber alle relevanten Vorgange in der Gesell-
schaft zu informieren. Da diese Vorgange immer haufiger die gesamteuropaische Gesellschaft oder
europaische Institutionen betreffen, mochte die Piratenpartei Baden-Wirttemberg offentlich-recht-
liche Rundfunkanstalten verstarkt dazu nutzen, eine gemeinsame europaische Offentlichkeit herzu-
stellen. Zu diesem Zweck sollen politische Vorgange in den verschiedenen Institutionen der EU,
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europaweite politische Themen und dberregional relevante Debatten innerhalb der verschiedenen
Lander einen deutlich groReren Raum innerhalb der Programmgestaltung bekommen.

Intendantinnen und Intendanten durch Rundfunkrat bestimmen

Der Intendantinnen und Intendanten spielen als Leitung des SWR die wichtigste Rolle in der Exeku-
tive der Rundfunkanstalt. Deswegen ist bei der Besetzung dieses Postens besonders auf Staatsferne
achtzugeben. Zur Zeit werden Intendantinnen und Intendanten vom Verwaltungsrat vorgeschlagen,
der diesen auch in seiner Amtsflihrung tGberwachen soll. Der Rundfunkrat ist als pluralistisches
Gremium allerdings besser geeignet, taugliche und politisch neutrale Intendantinnen und Inten-
danten zu finden. Zu diesem Zweck soll der Rundfunkrat eine Findungskommission einrichten, die
in einem ergebnisoffenen Verfahren geeignete Kandidierende findet und dann dem Rundfunkrat zur
Wahl vorschlagt.

Gelebte Inklusion im Rundfunk

Um die Inklusion von Menschen mit Behinderungen zu férdern sollen diese in Zukunft eine groRere
Rolle beim Personal der offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten spielen. Wir mochten erreichen,
dass Menschen mit Behinderungen in den Produktionen des offentlich-rechtlichen Rundfunks auch
flir Zuschauerinnen und Zuschauer sichtbarer und zu einem normalen und selbstverstandlich akzep-
tierten Teil des offentlichen Selbstverstandnisses werden.

Teilnahme am kulturellen Leben fiir alle

Wir wollen, dass alle Menschen am kulturellen Leben teilhaben konnen. Bei der Forderung kultureller
Einrichtungen soll darauf geachtet werden, dass diese moglichst barrierefrei gestaltet werden und
verstarkt Angebote fir sozial schwache Besucherinnen und Besucher bieten, zum Beispiel deutlich
reduzierte Eintrittspreise.

Jugendschutz

Wir mochten bewahrte Mechanismen zum Jugendschutz erhalten und sie fiir das digitale Zeitalter,
in dem die Grenze zwischen Anbietenden und Konsumierenden verschwimmen, weiterentwickeln.
Zusammen mit den Bildungseinrichtungen, den Erziehungsberechtigten und vor allem auch mit
betroffenen Kindern und Jugendlichen wollen wir neue Losungen finden.

Eine Bevormundung volljahriger Personen im Namen des Jugendschutzes lehnen wir ab. Jede Form
von Regulierung muss inhaltlich schltssig begriindet, praktikabel und auf Kinder und Jugendliche
eingeschrankt sein. Der freie Zugang zu Kunst und Kultur muss gewabhrleistet bleiben. Zur kulturellen
Vielfalt zahlen dabei ausdriicklich auch Computerspiele.

Grundlagen eines neuen JMStV und Jugendschutz im Internet

Mit steigendem Medienkonsum in den letzten Jahrzehnten ist auch der Jugendschutz im Medi-
enbereich immer wichtiger geworden. Nie war es einfacher, Zugriff auf verschiedene Medien zu
bekommen. Nie war die Menge an verfligharem Material grof3er. Das Konzept des Jugendschutzes
in Deutschland muss der veranderten Medienlandschaft Rechnung tragen und auf neue Medien mit
passenden Herangehensweisen reagieren. Um den Jugendschutz im Internet zu verbessern, stehen
auf staatlicher Seite verschiedene Methoden zur Verfiigung. Eine dieser Methoden ist der Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag (JMStV), welcher sich an Betreiber von Medienangeboten im Radio, Fern-
sehen und seit ein paar Jahren auch im Internet richtet und festlegt, wie diese das Jugendschutzge-
setz in ihrem Angebot umsetzen sollen.

Die letzte Novellierung des JMStV ist 2010 gescheitert. Die Piratenpartei fordert die Offenlegung aller
zukUnftigen Plane zum Jugendmedienschutz-Staatsvertrag. Auch muss die Landesregierung klar-
machen, welche Ziele sie bei zukiinftigen Novellen verfolgt.
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Die Piratenpartei verlangt eine grundlegende Reform des Jugendmedienschutzes. Wir fordern Aufkla-
rung und die Vermittlung von Medienkompetenz an Kinder, Jugendliche und Eltern statt einer Zensur
von Inhalten im Rundfunk oder Internet.

Partizipation und Transparenz starken

Zukinftige Novellierungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags missen in einem offenen
Prozess transparent und unter Einbindung aller betroffenen Gruppen ausgearbeitet werden. Jugend-
schutz darf nicht ausschliel3lich zwischen der Politik und kommerziellen Medienanbietern ausge-
handelt werden. Die betroffenen Jugendlichen und ihre Eltern missen in die Ausarbeitung ebenso
einbezogen werden wie die Internetnutzerinnen und -nutzer, die oftmals ohne Gewinnabsicht Inhalte
erstellen. AulRerdem mussen kompetente Fachleute aus dem Bereich Medienpadagogik angehort
werden. Die Aushandlung eines neuen JMStV mit nur einem Teil der betroffenen Gruppen hinter
verschlossenen Turen hat sich eindeutig als untaugliches Verfahren herausgestellt und darf sich
nicht mehr wiederholen.

Ein neues Jugendschutzkonzept

Kinder und Jugendliche missen Schritt fur Schritt auf die Inhalte, mit denen sie in modernen Medien
konfrontiert werden, vorbereitet und bei ihrem Medienkonsum begleitet werden. Diese Erziehungs-
aufgabe obliegt den Eltern bzw. Sorgeberechtigten und kann nicht durch technische Hilfsmittel oder
stark Ilickenhafte Regulierung von Anbietern ersetzt werden. Eltern sollen durch Beratungsangebote
und die staatlichen Bildungseinrichtungen bei dieser Aufgabe unterstiitzt werden, tragen letztlich
aber die Verantwortung fur ihre Kinder selbst.

Ein nachhaltiger Jugendschutz darf sich nicht blind auf Verbote oder technische Filter verlassen,
sondern muss Kinder und Jugendliche befahigen, mit potenziell entwicklungsbeeintrachtigenden
Inhalten umzugehen. Die Vermittlung von Medienkompetenz muss der Kern eines neuen Jugend-
schutzkonzepts sein. Kinder und Jugendliche kénnen gemeinsam mit ihren Eltern Medieninhalte
diskutieren und bewerten. Um die Ergebnisse auch flr andere nutzbar zu machen, kdnnen diese in
geeigneten Plattformen gesammelt und der Allgemeinheit zur Verfligung gestellt werden. Dadurch
konnen transparent Empfehlungslisten geschaffen werden, die jederzeit von jedem aktualisiert oder
korrigiert werden konnen und damit wesentlich geeigneter sind als intransparente und naturgeman
sehr fehleranfallige Sperrlisten von einzelnen Anbietern. Eltern konnen mit Hilfe dieser Empfeh-
lungslisten dann individuell selbst entscheiden, mit welcher Art Medien ihre Kinder bereits umgehen
konnen.

In diesem Sinne sollte auch verstarkt zwischen einem Kinderschutz und einem Jugendschutz unter-
schieden werden. Beide Schutzarten sollten jeweils unterschiedliche Mallnahmen vorsehen und
ein variables Eingehen auf das Entwicklungsniveau des jeweiligen Kindes ermdglichen. So kénnen
beim Medienkonsum von Kleinkindern technische MalRnahmen von Eltern unterstiitzend eingesetzt
werden. Trotzdem sollte auch schon bei ihnen mit dem Kompetenzerwerb im Bereich der Medien
begonnen werden. Bei Jugendlichen jedoch braucht es eine andere Herangehensweise, die neben
ihrer zunehmenden Mindigkeit auch ihre personlichen Grundrechte berlcksichtigt.

Ein individueller Schutz durch die Vermittlung von Medienkompetenz ist fir Jugendliche sinnvoller
als statische Regulierung. Bei einer solchen Neugestaltung der jugendschutzpolitischen Grundsatze
missen zudem die Rollen etwa der Kommission fir Jugendmedienschutz und der Bundesprifstelle
fiir jugendgefahrdende Medien Uberdacht und eine Uberarbeitung des Jugendschutzgesetzes ange-
strebt werden.

Gegen die Stigmatisierung von eSport und Computerspielen als “Killerspiele”

Die Bezeichnung “Killerspielerin oder Killerspieler" diskreditiert in vollig inakzeptabler Weise sowohl
Jugendliche und Erwachsene, die ihrem Hobby nachgehen, als auch professionelle eSportlerinnen
und -sportler. Gamerinnen und Gamer sind keine Morderinnen und Morder und ebenfalls nicht gewalt-
tatig.
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Nicht populistische Verbote, sondern praventive Malnahmen starken den verantwortungsvollen
Umgang mit elektronischen Medien. Wir lehnen das von der Innenministerkonferenz geforderte gene-
ralisierende Herstellungs- und Verbreitungsverbot von Computerspielen strikt ab.

Abschaffung der Landesbibliotheken-Gebiihren

Bildung und Kultur sollen fur alle Menschen offen zuganglich sein. Deshalb planen wir die Abschaf-
fung der Jahresnutzungsgebuhren fir Landesbibliotheken.

Bessere Ausstattung von offentlichen Bibliotheken

Obwohl zahlreiche Bibliotheken bereits erste Schritte auf dem Weg zu umfassenden Medien- und
Informationszentren unternommen haben, sollten insbesondere Computerarbeitsplatze, Internetzu-
gange, Zugange zu Datenbanken und umfangreiche Bestande mit neuen Informations-, Bildungs-
und Unterhaltungstragern weiter ausgebaut und effektiv finanziert werden. Vor allem im landlichen
Raum besteht hier noch grofer Nachholbedarf.

Digitalisierung von Biichern

Wir planen die konsequente Digitalisierung der Werke in den Landesbibliotheken, die vergriffen oder
nicht mehr durch Verwertungsrechte geschtzt sind. Die Werke sollen unter einer freien Lizenz verof-
fentlicht und im Internet der Offentlichkeit frei zuganglich gemacht werden.

KULTURPOLITIK

"Kultur kostet Geld. Kultur ist kein Luxus, den wir uns en_tweder leisten oder nach Belieben auch streichen
konnen, sondern der geistige Boden, der unsere innere Uberlebensfahigkeit sichert." - Richard von Weizsa-
cker

Im Grunde war es die Kultur selbst, die den Stein des Anstoes zur Griindung der Piratenparteien auf der
ganzen Welt gab. Wir treten fir eine offene, vernetzte und fiir alle Menschen zugéangliche Kultur ein: fir
eine Kultur, die uns in Toleranz, Respekt und gesellschaftlicher Teilhabe einander naher bringt - fiir eine
Kultur, die keiner Deutungshoheit unterworfen ist und jedem Menschen in unserer Gesellschaft zur freien
Mitgestaltung offen steht. Fiir uns ist Kultur in allen Facetten, digital wie analog, gleichberechtigt, sinn-
voll und forderungswiirdig. Wahrend momentan einige wenige Kulturbereiche und -projekte mit Subventi-
onen gestiitzt werden, miissen alternative Kulturszenen ums Uberleben am Markt oder in der Soziokultur
kampfen. Dies gilt es zu dndern.

Kultur vernetzen und partizipativ gestalten

Die Kulturpolitik der Piratenpartei bedeutet vor allem Vernetzung; Vernetzung von Menschen, Ideen
und Ressourcen. Kunst und Kultur sind nicht “brotlos” oder “leider sehr teuer”, sondern die Grundlage
unserer Zivilisation. Bevor man von den viel zitierten “immensen Kosten" spricht, sollte man Gber
Ressourcenblndelung und Synergieeffekte zwischen Kommunen, Land und Bezirk nachdenken. Die
kulturellen Gegebenheiten der zentralen Orte in Baden-Wirttemberg lassen sich haufig alleine durch
kluge Ressourcenverteilung und Uberlegtes, birgerinnen- und birgernahes Management verbessern.
Kultur ist nur gut, wenn sie vielfaltig und reichhaltig ist, und wenn sie sich frei entfalten kann. Kultur
ist der Nahrboden unserer Gesellschaft, sie ist nichts, woran man offentliche Gelder, die anderswo
fehlen, wieder einsparen kann. Die Piraten stehen fir die Idee, dass jeder Mensch kreatives Potenzial
und kulturelles Interesse hat, das es zu unterstttzen und zu fordern gilt, und dass Kultur - ganz wie
das Internet - grundsatzlich offen angelegt sein sollte.

Plattformneutralitat - auch fiir Kunst und Kultur

Wir Piraten mochten, dass Kunst und Kultur dberall geschieht, im analogen und im digitalen Raum.
Hierzu wollen wir Barrieren verringern und schlussendlich auch beseitigen. Netzwerkarbeit ist
dabei ein SchlUsselbegriff. Indem wir Uberregionale Kulturbetriebe aus Landesgeldern fordern oder
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Vernetzungsarbeit zwischen Kulturpolitikerinnen und -politikern mit Kinstlerinnen und Kinstlern
vorantreiben, erschaffen wir ein lebendiges Miteinander und nutzen Synergieeffekte.

Transparente Kulturforderung
Punktesystem als positive Bestarkung

Die momentane Vergabepraxis bei finanziellen Forderungen auf Landesebene ist intransparent,
langsam und verwaltungsintensiv. Wir treten fir eine gerechte und transparente Vergabepraxis ein.
Deshalb schlagen wir eine auflagenunabhangige Sockelférderung vor. Da diese Sockelforderung nur
einen Teil der laufenden Betriebskosten abdecken kann, werden weitere Zuschisse fir die kiinst-
lerische Arbeit vergeben. Diese Zuschiisse werden nach einem festen Punktesystem vergeben
und honorieren zum Beispiel interkulturelle Vernetzung, kommunales Engagement, Jugendarbeit,
etc. Diese positive Verstarkung verschlankt den Verwaltungsapparat auf Landesebene, wodurch
wiederum mehr Mittel fr die eigentliche Kulturforderung freigemacht werden konnen.

Starkung der freien Kunstszene

Freischaffende Kiinstlerinnen und Kiinstler sind bei der momentanen Vergabepraxis deutlich benach-
teiligt. Es gilt, die Forderrichtlinien von Baden-Wurttemberg so anzupassen, dass grof3e Instituti-
onen nicht vorrangig gefordert werden, sondern freie Kunstkollektive und Einzelpersonen eine reelle
Chance auf projektbezogene finanzielle Férderung haben.

Checks and Balances

Wir streben eine Besetzung der Gremien fiir die Fordervergabe an, die zur Halfte aus baden-wiirttem-
bergischen Kunstschaffenden und zur anderen Halfte aus Verwaltungsangestellten bestehen sollen.
Dieser gleichberechtigte Einsatz von Verwaltung und Kulturschaffenden in den Vergabegremien
soll weiterhin fir Vernetzung und Transparenz der Vergabepraxis von Forderung aus Steuermitteln
sorgen.

Vernetzung und Ressourcenbiindelung
Uberregional férdern, kommunal agieren

Die durch &ffentliche Landesmittel geférderte Kultur (wie Uberregional bedeutsame Theater, Museen,
soziokulturelle Institutionen oder Projekte freier Trager) ist zentral fir unsere Gemeinschaft. Im
Sinne eines von den Piraten angestrebten Paradigmenwechsels hin zu einer partizipativen Kultur
gilt es, die Vernetzung der Kulturbetriebe untereinander, sowie den Dialog mit Vertreterinnen und
Vertretern sowie Gruppen der freien Szene und der engagierten Laienkultur auszubauen. Wir streben
danach, die Unterscheidung von Hoch- und Popularkultur einzuebnen und statt eines kommunikati-
onslosen Nebeneinanders ein fruchtbares und inspirierendes Miteinander zu fordern. Deshalb wollen
wir die Kommunikationsstrukturen ausbauen. Mit der Vernetzung von freien Kulturprojekten und der
kommunalen Soziokultur etablieren wir einen Austausch zwischen den groRen Kulturinstitutionen
und der Gesellschaft, in deren Mitte sie sich befinden.

Dezentralisierung

Um allen Menschen gleichermallen zur Verfligung zu stehen, miissen Vorhaben aus allen Teilen
Baden-Wirttembergs gefordert und ausgebaut werden. Unser Vorschlag ist, viele lokale Zentren der
Kultur entstehen zu lassen, manche mit Uberregionalem, manche vor allem mit kommunalem Bezug.

Nachhaltige Kulturentwicklung

Das Land Baden-Wurttemberg ist ein Flachenstaat: landliche Gebiete dirfen nicht zur kulturellen
Wiste werden, wahrend wenige kulturelle GroBprojekte in Millionenhohe gefordert werden. Eine
Vernetzung von Kommunen, Bezirken und Land in Dingen der Kulturforderung ist deshalb unum-
ganglich. Ziel ist eine nachhaltige Kulturentwicklung und Ideensammlung in Zusammenarbeit mit
baden-wirttembergischen Kunstschaffenden, den Kommunen, freien Tragern, Jugendkulturgruppie-
rungen und Institutionen der 6ffentlichen Hand.
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Kulturelle Zwischennutzung von Gebéuden

In vielen baden-wirttembergischen Stadten stehen Wohnhauser, Geschaftshauser, ehemalige
Fabriken oder Gebaude aus offentlicher Hand oder in Privatbesitz leer und warten auf den Verkauf,
den Abriss oder die Neubebauung. Auf der anderen Seite gibt es viele Kulturschaffende, die an
einer zeitlich befristeten Raumlosung fur ihre Ateliers, Probenraume, Auffihrungsstatten, co-wor-
king spaces etc. interessiert waren. Im Zuge der Vernetzung und Ermdglichung der kulturellen Viel-
falt sprechen wir uns dafir aus, temporar leerstehende Immobilien fiir kiinstlerische und kulturelle
Zwecke befristet fir mindestens ein Kalenderjahr zur Zwischennutzung bereitzustellen. Alternativ
sollen Privateigentiimerinnen und -eigentimer motiviert werden, selbststandig mit Kinstlerinnen
und Kinstlern diesbezlglich Kontakt aufzunehmen. Durch kulturelle Zwischennutzung leerstehender
Immobilien werden Nachbarschaften aufgewertet und lebendig gemacht.

Public Private Partnership (PPP) in der Kulturférderung

Die Piraten beflrworten es, wenn Firmen die Kultur finanziell unterstiitzen und daher PPP-Kultur-
projekte fordern. Wenn hierbei Vertrage mit der 6ffentlichen Hand notwendig werden, sind diese in
ihrer Gesamtheit offenzulegen. Die finanzielle Unterstitzung kultureller Einrichtungen und Veranstal-
tungen darf aber keinesfalls dazu fiihren, dass der Staat sich aus seiner Verantwortung stiehlt und fir
die Forderung von Kultur auf Gelder aus der Wirtschaft zwingend angewiesen ist. Eine solche Abhan-
gigkeit birgt insbesondere die Gefahr, dass Kultur “weggespart" wird, sobald Firmen Einsparungen
machen missen. Die Sicherstellung kultureller Veranstaltungen und Einrichtungen obliegt dem Staat
und kann aus der freien Wirtschaft durch weiterfihrende Finanzierung unterstitzt werden. Public
Private Partnership (PPP) soll erganzend zur staatlichen Kulturforderung stattfinden und diese weder
ersetzen noch selbst zur Bedingung werden.

Neue Kulturférderung

Die Piratenpartei setzt sich dafiir ein, dass neue progressive Finanzierungskonzepte wie beispiels-
weise Crowdfunding aktiv in ihrem Ausbau geférdert werden; Privatpersonen sollen hierdurch die
Maoglichkeit erhalten, unmittelbar den Kulturbetrieb zu stitzen.

Kulturelle Teilhabe

Open Commons

Das Grundsatzprogramm der Piratenpartei Deutschland spricht sich flir Open Commons aus - die
offentliche Verbreitung von Ergebnissen oder Erzeugnissen aus Institutionen, die mit offentlichen
Mitteln gefordert werden. Open Commons in der Kulturbranche bedeutet, dass kulturelle Erzeugnisse
wie Musik, Theater, Literatur, Malerei und Tanz digital archiviert, geteilt und der Offentlichkeit zugéang-
lich gemacht werden.

Teilhabe ohne Stigma

Kultur sollte unabhangig von sozialem oder finanziellem Status genossen werden konnen. Kulturelle
Teilhabe in einer Gesellschaft bedeutet auch, mit wenig finanziellen Mitteln regelmallig an qualitativ
hochwertigen Kulturereignissen teilnehmen zu kénnen, ohne sozial stigmatisiert zu werden.

Kultur in landlichen Gebieten

Gerade im landlichen Bereich gibt es ein reiches Kulturleben, welches kommunal tief verwurzelt ist.
Wir setzen uns flr regionale Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner ein, die den kulturschaf-
fenden Initiativen technische, finanzielle und logistische Unterstiitzung bieten. Die baden-wirttem-
bergische Kultur muss vielfaltig bleiben und erhalten werden.

Nachwuchsforderung

Nicht nur das Erleben kultureller Ereignisse gehort in das Leben von Heranwachsenden, sondern
auch die aktive Teilnahme und Produktion von Kunst und Kultur. Kunst- und Kulturangebote jenseits
des Kunstunterrichtes sind deshalb an allen Schulformen zu erhalten, zu fordern oder zu entwickeln.
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Dabei spielt die Vernetzung der Schulen mit Institutionen der Soziokultur, der Laienkultur, sowie der
in offentlicher Hand befindlichen Kulturbetriebe eine maligebliche Rolle. Ebenso fordern wir die Aner-
kennung kunstlerischer und kultureller Freizeitprojekte Jugendlicher durch Schulen.

Forderung von Museen und Kunstsammlungen

Zugang zur Museumskultur erleichtern

Museen bieten viele Moglichkeiten, den eigenen kulturellen Horizont zu erweitern, Altes und Neues
kennenzulernen, zu lernen und Spall am Entdecken zu haben. Es ist daher von groRer Bedeutung,
dass Museen und eine zeitgemaRe Museumspadagogik gefordert werden, da sie sowohl Bildung als
auch Freizeit gestalten konnen. Alle Blrgerinnen und Birger missen, unabhangig von sozialem oder
finanziellem Status, barrierefreien und erschwinglichen Zugang zu Museen und damit zu Wissen,
Geschichte und Kultur haben kénnen. Wir sprechen uns explizit fir eine weitergehende Vernetzung
von staatlichen und nicht-staatlichen Museen aus. Wir beflirworten eine lebendige gegenseitige
Verleihpraxis zwischen unterschiedlichen Museen, die nicht durch extrem hohe Versicherungs-
summen verhindert wird.

Digitalisierung von Kulturgut in Museen und Kunstsammlungen

Wir fordern den umgehenden Beginn nicht nur der Indizierung von Sammlungen, sondern vielmehr
einer umfassenden Digitalisierung aller Objekte, die sich in staatlichen und nicht-staatlichen Archiven,
Kunstsammlungen oder Museen befinden. Um das digital unterstiitzte Sammeln, Vermitteln und
Erhalten von Kulturgut dauerhaft leisten zu konnen, ist es erforderlich, langfristig die dazu benétigten
Finanzmittel zur Verfiigung zu stellen. Durch eine zentrale Abrufstelle fiir digitalisierte Kunst und
Kultur soll diese der Allgemeinheit zuganglich gemacht werden.

Museumspéadagogik

Eine zeitgemale Vermittlung von Technik, Geschichte oder Kunst muss allen gesellschaftlichen
Gruppen zur Verflgung stehen. Heutzutage ist es wichtig, eine umfassende Bildung zu gewahr-
leisten. Dazu gehort es, niedrigschwellige Zugange zu schaffen, die jeder Mensch nutzen kann. Wir
sprechen uns fir eine moderne Museumspadagogik aus, die Kunst zu den Menschen bringt, statt
Menschen zur Kunst.

Bibliotheken im digitalen Zeitalter

Wir setzen uns flr eine Hinflhrung von Bibliotheken in den digitalen Raum ein - fir uns ist die Digi-
tale Bibliothek die Bibliothek der Zukunft. Sinnvolle Ausleihmodelle und eine Ablehnung der kiinst-
lichen Verknappung der Bestande durch Mallnahmen des Digital Rights Management gehoren fur
uns genauso dazu wie die Digitalisierung ebenjener Bestande und eine uneingeschrankte globale
Vernetzung von Bibliotheken und deren Bestande.

Freie Lizenzen fordern

Freie Lizenzen bieten Kiinstlerinnen und Kiinstlern eine alternative Moglichkeit, ihre Werke einfach und
flexibel und ohne birokratischen oder finanziellen Aufwand nach eigenen Wiinschen zu schiitzen. Ein
gutes Beispiel hierflr ist das Creative Commons Modell, das sich zunehmender Beliebtheit erfreut.
Die Piraten wollen daher freie Lizenzen thematisieren und fordern.

Digitale und analoge Spiele als Kulturgut
Spielkultur

Spiele, ob in klassischer analoger oder in digitaler Form sind Bestandteil unseres sozialen Zusam-
menlebens. Wir Piraten erkennen den Vorgang des Spielens als wichtigen Beitrag zur gesellschaftli-
chen und kulturellen Entwicklung an. Insbesondere im Bereich der Jugendkultur sind moderne Spiele
wie Computer- und Actionspiele nicht mehr wegzudenken. Wir halten es fir falsch, Spielerinnen und
Spieler zu kriminalisieren, statt eigentliche, gesellschaftliche Probleme zu l6sen.
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Férderung von (digitalen) Spielen als Kulturgut

Video- und Computerspiele, klassische Spiele wie Brett-, Karten- aber auch Rollenspiele oder das elek-
tronisch unterstiitzte Geocaching sind Kulturgiter und sollten als solche anerkannt und gefordert
werden. Spielen fordert unabhangig vom Medium stets Lernprozesse und Kommunikation, Vernet-
zung und soziale Interaktion. Da sich viele Aufgaben im Spiel nur im Team |6sen lassen, fordern sie
mit Fihrungskompetenz und Teamfahigkeit auch gerade die Qualitaten, die im Arbeitsleben des 21.
Jahrhunderts von essentieller Bedeutung sind. Spiele werden nicht nur von Kindern und Jugendli-
chen, sondern auch von Erwachsenen als Freizeitaktivitaten wahrgenommen. Sowohl Video- und
Computerspiele als auch Actionsportarten sind langst in der Mitte der Gesellschaft angekommen.
Die Nutzung moderner Medien baut soziale und nationale Grenzen ab und fordert mit Online-Spielen
das gegenseitige Verstandnis. Video- und Computerspiele ermdglichen es Kiinstlerinnen und Kinst-
lern, neue Ausdrucksformen jenseits der klassischen Medien zu finden und bedurfen deswegen der
Anerkennung als Kunstform. Aus diesen Griinden setzen sich die Piraten fur die Anerkennung und
Forderung der analogen und digitalen Spielekultur ein. Zensur- und Verbotsforderungen lehnen wir
entschieden ab. Der verantwortungsbewusste Umgang mit dem Medium Video- und Computer-
spiel soll nicht durch Verbote, sondern durch Aufklarung und Aufbau von Medienkompetenz erreicht
werden. Dies gilt fir Heranwachsende ebenso wie flr Eltern.

Forderung von eSport

eSport ist die Kurzbezeichnung fir “Elektronischer Sport", eine moderne Form des sportlichen Wett-
kampfs, der mit Computerspielen Uber das Internet oder auf LAN-Turnieren ausgetragen wird. Im
Zuge der weltweiten Digitalisierung hat sich der eSport zu einer Breitensportart, insbesondere der
Jugendkultur entwickelt. eSport schafft dabei ein soziales Netz flir die zahlreichen, jugendlichen
Konsumenten von Online-Spielen. eSport holt Jugendliche bei einer ihrer bevorzugten Freizeitakti-
vitaten ab, vermittelt die Werte von sportlicher Fairness und Teamgeist und lasst sie an sozialen
Veranstaltungen teilnehmen, online sowie vor Ort. Daher engagieren sich die Piraten fir die Forde-
rung von eSport, dessen Vernetzung mit sozialen Projekten und der Vermittlung von Medienkompe-
tenz bei Eltern, Schilerinnen und Schiilern. Hierzu werden Kooperationen mit Schulen und regionalen
eSport-Veranstaltungsorten angestrebt.

Wir setzen uns fur die Anerkennung von eSport als Sportart und die Anerkennung von eSport-Ver-
einen ein. Immer mehr Gamerinnen und Gamer organisieren sich in solchen Vereinen, um gemeinsam
ihrem Hobby nachzugehen. Ebenso wie traditionelle Sportvereine leisten sie dabel einen wichtigen
Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Viele bemihen sich beispielsweise um die Vermitt-
lung von Medienkompetenz gegenliber Jugendlichen und Eltern. Wir mochten diese Arbeit honorieren
und daflr sorgen, dass diese Vereine genauso wie andere Sportvereine als gemeinnitzig anerkannt
werden.

Denkmalschutz transparent gestalten

Wir Piraten wollen den lange vernachlassigten Schutz von Bau- und Bodendenkmalern und KulturgU-
tern nachhaltig starken und durch Fonds und Stiftungen fordern.
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ARBEIT, SOZIALES UND GESUNDHEIT

Freiheit hat auch mit dem Recht jedes Menschen zu tun, ein méglichst selbstbestimmtes Leben bis ins
hohe Alter zu fiihren. Dazu ist man aber oft auch auf die Solidaritat anderer angewiesen. Deshalb wollen wir,
dass auch kiinftig Gesunde flir Kranke, Arbeitende fiir Arbeitslose, Jung fiir Alt und Alt fiir Jung eintreten.
So kann eine gerechte Gesellschaft bestehen, die Freiheit fiir jeden ermdglicht.

Wir wollen, dass sich das Land Baden-Wiirttemberg in diesem Sinne auch bei der arbeits-, sozial- und
gesundheitspolitischen Gesetzgebung im Bundesrat einbringt.

Fur uns sind Familien all jene Lebenskonstellationen, in denen Verantwortung fiir Angehdrige (bernommen
wird. Dabei ist die Anzahl der Verantwortlichen, deren Beziehung zueinander und deren Geschlecht
unerheblich.

ARBEITSMARKTPOLITIK

Wir betrachten die Bereiche Arbeitsmarktpolitik und Sozialpolitik als Einheit. Sie sind gemeinsam fur die
gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen am gesellschaftlichen Leben entscheidend.

Die MaBnahmen beider Bereiche beeinflussen sich gegenseitig. Sie miissen gemeinsam gestaltet und
beurteilt werden.

Die aktuell praktizierten schlechten Veerbindungen von Arbeitswelt und Sozialpolitik durch die enge Bindung
von Sozialleistungen an Arbeitsleistungen bzw. Arbeitsbereitschaft und die Schaffung scheinhafter Arbeits-
welten etwa in leerlaufenden Beschéftigungsprogrammen flir Langzeitarbeitslose lehnen wir ab.

Wir setzen uns fir eine Arbeitsmarktpolitik ein, die sozialpolitischen Interventionen vorbeugt. Dies soll durch
verbesserte Rahmenbedingungen fiir die Arbeitswelt geschehen - im Interesse von Arbeitenden, Arbeitssu-
chenden und kleinen Selbststandigen. Wir wollen die Hirden zur Erwerbstatigkeit drastisch senken. Dies
soll durch flexiblere Arbeitsprozesse im Interesse der Arbeitnehmenden, Forderung von Arbeitsplatztel-
lungsmodellen, bessere Verkehrs- und Kinderbetreuungsinfrastrukturen und durch Entblirokratisierungen
beim Zugang zur Selbststandigkeit und bei der Gestaltung von Selbststandigkeit erreicht werden.

Forderung von offenen Arbeitsstrukturen

Wir setzen uns flr die Forderung von offenen Arbeitsstrukturen wie Hackerspaces und Co-Wor-
kingspaces ein. Es handelt sich dabei um offene Raume fiir Wissenschaft, Technik und Kunst, die
von mehreren Gruppen oder Personen zum gemeinsamen Arbeiten genutzt werden. Als “Biro-WGs"
speziell fir Heimarbeitende oder Selbstandige schaffen sie Mehrwert fir alle und die Gemeinschaft.

Die so geschaffenen Maglichkeiten bieten ein groRRes Innovationspotenzial. Blrgerinnen und Blirgern
wird die Chance gegeben, ihre sozialen und beruflichen Talente im Austausch und in der Zusammen-
arbeit mit Anderen zu entfalten. Darliber hinaus bieten offene Arbeitsstrukturen flexible Arbeitszeiten
und stellen damit eine Moglichkeit dar, Familie, Freizeit und Beruf in Einklang zu bringen. Wir mochten
die Bereitstellung von leerstehenden Raumlichkeiten fiir solche Projekte fordern.

Erneute Begrenzung der Leiharbeit

Leiharbeit stellt flr die Wirtschaft ein sinnvolles und notwendiges Instrument dar, um Auftragsspitzen
zu bewaltigen. In einzelnen Unternehmen stellen die Leiharbeitskrafte mittlerweile betriebsintern
aber eine Art Konkurrenz und Druckmittel gegen die Stammbelegschaft dar. Leiharbeit sollte wegen
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ihres Missbrauchspotenzials wieder begrenzt werden. Wir wollen, dass das Land Baden-Wirttem-
berg dazu eine entsprechende Initiative im Bundesrat startet. Nach franzosischem Vorbild sollen
Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter nicht eine billige Verfligungsmasse sein, mit der regulare Beschaf-
tigte unter Druck gesetzt werden konnen, sondern flr die ihnen abverlangte Flexibilitat mit einem
Lohnzuschlag entschadigt werden.

Wir werden dartiber hinaus eine maximal zuldssige Uberlassungsdauer von sechs Monaten fir Leih-
arbeitskrafte durch eine Anderung des “Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes" anstreben. Zusatzlich
sprechen wir uns fir eine Hochstquote von Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern je Unternehmen
bezogen auf die jeweilige Stammbelegschaft in Hohe von zehn Prozent aus.

Missbrauch von Praktikantinnen und Praktikanten verhindern

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die Praktikantinnen und Praktikanten als billige Arbeitskrafte
ausbeuten, verhalten sich nicht nur unfair gegeniber diesen, sondern auch gegenuber ihren Mitbe-
werberinnen und Mitbewerbern sowie den sozialen Sicherungssystemen.

Darum wollen wir die Regelungen flr Praktika verscharfen. Probezeit, Werkstudierendentatigkeit
und befristete Arbeitsvertrage sind ausreichende Werkzeuge des Arbeitsmarkts, um Berufsanfan-
gerinnen und Berufsanfangern den Start in das Berufsleben zu erleichtern. Ein erster Schritt ist die
Zurticknahme der Ausnahmeregelung fir Praktikantinnen und Praktikanten beim Mindestlohn.

Einstieg ins Berufsleben

Die Piratenpartei mochte jungen Menschen den Einstieg ins Berufsleben erleichtern. Gerade von
diesem Einstieg hangt oft das Sammeln von Berufserfahrung ab. Deshalb mochten wir das ESF-Bun-
desprogramm: ,Kofinanzierung der Berufseinstiegsbegleitung”, das 2015 gestartet ist, bekannter
machen underreichen, dass Fordermittel dort abgerufen werden, wo sie notwendig sind. Die Berufsein-
stiegsbegleitung ist eine individuelle Unterstiitzung beim Ubergang von allgemeinbildenden Schulen
in eine berufliche Ausbildung. Berufseinstiegsbegleiterinnen und -begleiter helfen Jugendlichen und
jungen Erwachsenen beim Erreichen des Schulabschlusses, unterstiitzen bei der Berufswahl und
geben Hilfestellung bei der Aufnahme einer Berufsausbildung.

Mindestlohn auch fiir Langzeitarbeitslose

Die Piratenpartei spricht sich fir eine Bundesratsinitiative Baden-Wirttembergs mit dem Ziel aus,
dass der gesetzliche Mindestlohn auch fir Langzeitarbeitslose zur Anwendung kommt.

Kein Sonderrecht fiir kirchliche Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber

Die Piratenpartei tritt daflr ein, die Kirchen im Arbeitsrecht mit den Ubrigen Tendenzbetrieben gleich-
zustellen. Damit wirden Kindigungsschutz, Mitbestimmung, Streikrecht, Koalitionsfreiheit und
Rechte der Arbeitnehmenden entsprechend dem Betriebsverfassungs- und Personalvertretungs-
recht gelten. Deshalb spricht sich die Piratenpartei fiir eine Bundesratsinitiative aus, § 118 (2) des
Betriebsverfassungsgesetzes (Sonderregelung fir Religionsgemeinschaften) zu streichen und § 9
des Allgemeinen Gleichberechtigungsgesetzes entsprechend den EU-Regelungen umzugestalten.

Die Piratenpartei spricht sich dafiir aus, dass fir Gberwiegend aus offentlichen Mitteln finanzierte
Betriebe - etwa im Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens - die Beachtung der Grundrechte und
der Regeln des Allgemeinen Gleichberechtigungsgesetzes Voraussetzung fiir die 6ffentliche Forde-
rung sein muss.

Starkung der Rechte weiblicher und mannlicher Prostituierter

Die Entscheidung zur Auslibung der Prostitution fallt unter das Recht auf freie Berufswahl sowie
unter das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung. Die Entscheidung zur Auslbung der Prostitution
ist daher von Staat und Gesellschaft zu akzeptieren.Eine Diskriminierung und Kriminalisierung von
Sexarbeitskraften und ihrer Kundschaft lehnt die Piratenpartei Baden-Wiirttemberg ab.
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Selbstbestimmt tatige Sexarbeitskrafte sind keine Opfer, solange sie ihren Beruf eigenverantwortlich
auf der Grundlage freier Entscheidung austiben. lhre Tatigkeit bedarf besonderer Fahigkeiten und
Kenntnisse und verdient gesellschaftliche Anerkennung.

Deshalb werden wir alle Sonderregelungen zur Reglementierung von Prostitution dahingehend priifen,
ob sie geeignet, erforderlich und angemessen sind, die Anerkennung und Rechte von Sexarbeits-
kraften sicherzustellen. Die Rechte selbstbestimmter und legal tatiger Sexarbeitskrafte zu starken
stellt das beste Mittel gegen jedwede Form der Fremdbestimmung dar. Sie dient der rechtlichen
Gleichbehandlung sowie der freien und ungehinderten Berufsaustibung.

Gesetzesinitiativen, auch auf Bundesebene, die zum Ziel haben, den Prostitutionsberuf mit zusatz-
lichen besonderen Auflagen und Meldepflichten zu belegen, sind daher abzulehnen, ebenso wie
Verbote bestimmter Sexpraktiken.

SOZIALPOLITIK

Wir stehen langfristig fiir eine Sozialpolitik, die sich an den folgenden beiden Prinzipien orientiert: Eine
menschenwdirdige Grundsicherung fiir alle Mitglieder des Gemeinwesens garantieren und die produktive
Verbindung der Sozialpolitik mit der Erwerbsarbeit fordern.Ein sozial befriedigendes Modell der Grundsi-
cherung darf nicht dazu fiihren, dass langst lberféallige Reformen der Arbeitswelt ausbleiben und grof3e
Teile der Bevélkerung von der Teilhabe am Arbeitsmarkt oder angemessener Entlohnung fir ihre Arbeit
ausgeschlossen bleiben.

Ja zum bedingungslosen Grundeinkommen

Das bedingungslose Grundeinkommen ist ein wichtiges politisches Ziel der Piratenpartei. Es ist in
ihrem Grundsatzprogramm mit der Forderung auf ein Recht auf sichere Existenz und gesellschaft-
liche Teilhabe definiert. Die Piratenpartel wird sich im Bundesrat daflr einsetzen, erste Schritte hin zu
einem bedingungslosen Grundeinkommen voranzubringen.

Sozialraume und Sozialberichterstattung

Unsere Sozialsysteme missen sich an die infolge des demografischen Wandels veranderte Gesell-
schaft anpassen. Innovative neue Modelle kénnen hier zu einer deutlichen Verbesserung der Situ-
ation flhren. In neu geschaffenen regionalen Sozialraumen kann beispielsweise ehrenamtliches
Engagement und Sozialarbeit koordiniert und geférdert werden.

Wir erkennen die Notwendigkeit, eine integrierte Sozialberichterstattung aufzubauen, die die erforder-
lichen Informationen liefert, um zu wissen, welcher Art die Probleme sind und wo sie auftreten. Diese
Erkenntnisse sollten fiir alle Birgerinnen und Buirger transparent zur Verfligung stehen.

Als Grundlage sollten hier aber die personliche Betrachtung der Sozialraume und die Erfahrung der
Menschen vor Ort dienen. Die Sammlung und Auswertung von Daten unter Missachtung der informa-
tionellen Selbstbestimmung, beispielsweise durch Zensus oder Volkszahlung, lehnen wir ab.

Sozialer Wohnungsbau

Insbesondere in den Stadten wird bezahlbarer Wohnraum immer knapper. Die Grinde daflr sind
vielfaltig: steigende Nachfrage nach groferen Wohnungen, anhaltender Trend zu Einpersonenhaus-
halten, geringere Einkommen, steigende Mieten durch ,Aufwertung” und vor allem der Riickzug der
offentlichen Hand bei der Schaffung preiswerten Wohnraums. Bezahlbarer und vor allem alters- und
familiengerechter Wohnraum wird zunehmend nur in Randlagen angeboten, wahrend die teuren
Innenstadtlagen einer besser verdienenden Zielgruppe vorbehalten bleiben. Dies flihrt zu einer nicht
akzeptablen sozialen Segregation in unserer Gesellschaft. Die Piratenpartei fordert daher eine dauer-
hafte, bedarfsgerechte Forderung eines gemeinnitzigen Wohnungsbaus. Dieser sichert nicht nur
Wohnraum fir finanziell schlechter gestellte Haushalte, er spart letztlich auch Transferleistungen
und wirkt dampfend auf das allgemein ansteigende Mietzinsniveau. In diesem Zusammenhang sollen
auch der genossenschaftliche Wohnungsbau und die Mietshausersyndikate gefordert werden, die
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den Zweck haben, ihren Mitgliedern dauerhaft preiswerten Wohnraum zur Verfigung zu stellen. Die
offentliche Hand muss im Rahmen transparenter Planung Rechenschaft dariiber ablegen, welche
Grundstlcke sich im offentlichen Besitz befinden und warum diese nicht fir die Schaffung preis-
werten Wohnraums zur Verfligung gestellt werden. Grundstlcke der 6ffentlichen Hand sollen nicht
verkauft, sondern nach Projektqualitat in Erbbaupacht mit periodischen Pachtabschlagen vergeben
werden. In Frage kommende Grundstticke sollen dabei vorrangig flir genossenschaftlichen und sozi-
alen Wohnbau verwendet werden.

Offentlicher Raum fiir alle

Die Nutzungsmaoglichkeiten des offentlichen Raums fiir alle missen verbessert werden. Die Innen-
stadte gehoren auch spielenden Kindern und skatenden Jugendlichen. Wir mochten den Gebrauch
offentlicher Gebaude durch Vereinigungen von Biirgerinnen und Blrgern, Vereine und Kulturgruppen
fordern und setzen uns fur entsprechende Verbesserungen in Nutzungs- und Haftungsregelungen
ein.

Gewalt als gesellschaftliches Problem

Gewalt ist ein gesellschaftliches Problem. Nach Meinungen von Expertinnen und Experten fiihren
Computerspiele und Paintball allein nicht zur Entstehung von Gewalt. Deswegen wenden wir uns
gegen ein gesetzliches Verbot solcher Spiele und gegen die Kriminalisierung der Spielerinnen und
Spieler. Wir unterstitzen den Ausbau der Gewaltpravention an Schulen, durch Beratungsstellen und
Jugendzentren. Hierzu bedarf es besonders der flachendeckenden Tatigkeit padagogisch-psycholo-
gischer Fachkrafte in diesen Einrichtungen.

Jugendforderung im Landesjugendplan

Wir bekennen uns zur offenen Jugendarbeit und zur Arbeit der Jugendverbande in Baden-Wirttem-
berg. Der Landesjugendplan muss angesichts des wachsenden Bedarfs eine bessere Forderung von
Jugendfreizeiten und fir die Fortbildung der Jugendleiterinnen und -leiter vorsehen. Den stetigen
Rlckzug des Landes aus der Finanzierung der Jugendarbeit wie auch aus der landesweiten Forde-
rung der Jugendmusik- und Kunstschulen lehnen wir ab.

GESUNDHEIT

Transparenz im Gesundheitswesen

Das Land ist fiir die Aufsicht dber die Strukturen im Gesundheitswesen zustandig. Diese Aufgabe wird
bislang nur unzureichend wahrgenommen, wie das Anhaufen von Schulden bei manchen gesetzli-
chen Krankenkassen in der Vergangenheit gezeigt hat. Wir stehen fiir Transparenz auch im Gesund-
heitswesen, um solche Probleme in Zukunft zu vermeiden.

Elektronische Gesundheitskarte

Wir erkennen den Vorteil an, den eine rasche Zugriffsmoglichkeit von Arztinnen und Arzten auf
diagnose- und behandlungsrelevante Daten von Patientinnen und Patienten hat. Die elektronische
Gesundheitskarte mussen wir aber ablehnen. Die elektronische Gesundheitskarte hat sich weit von
ihrer urspriinglichen Zielsetzung entfernt und sieht eine umfassende Speicherung sensibler Daten
der Patientinnen und Patienten in zentralen Datenbanken vor, was ein erhebliches Risiko fir das
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung darstellt. Wir wollen Mdglichkeiten erarbeiten, die
angestrebten Vorteile mit diesem Grundrecht vereinbar zu machen.

Privatisierung im Gesundheitswesen

Privatisierungsbestrebungen im baden-wirttembergischen Gesundheitssystem lehnen wir ab. Wir
wollen insbesondere den Bestand und den Umfang staatlicher Kliniken im Land, und damit die medi-
zinische Versorgung der Bevolkerung erhalten und ausbauen.
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Zentren fiir Psychiatrie

Angesichts seelischer Erkrankungen als Folge von zunehmendem Stress und Leistungsdruck wollen
wir die vernachlassigten Zentren fir Psychiatrie besser ausstatten. In diesem Zusammenhang soll
sich auch die Gesundheitsforschung starker mit den krankmachenden Faktoren in der Arbeitswelt
beschaftigen.

Screening im Gesundheitswesen

Vorsorge ist besser als Nachsorge! Wir setzen uns fur Forschung, Entwicklung und Evaluation neuer
Friherkennungsmethoden und PraventionsmalRnahmen gegen Krankheiten ein. Wissenschaftlich
anerkannte Vorsorgeuntersuchungen sollen starker als bisher gefordert werden.

Krebsregister

Krebsregister bieten wichtige Informationen zu Vorbeugung, Friiherkennung und Behandlung von
Krebserkrankungen. Jahrzehntelang hat die baden-wirttembergische Landesregierung den Aufbau
und die Pflege eines Krebsregisters verzogert und verschleppt.

Wir fordern, dass dem 2009 endlich gestarteten Aufbau des baden-wiirttembergischen Krebsregis-
ters weiterhin hohe Prioritat eingeraumt wird.

Kein Einzel-Nachtdienst in Pflegeeinrichtungen

Aufgrund der derzeitigen rechtlichen Lage muss in kleineren Pflegeeinrichtungen mit weniger als 50
Pflegebedirftigen nur eine einzige Nachtwache anwesend sein. Die sach- und fachgerechte Versor-
gung von Pflegebedurftigen ist fiir eine einzelne Person oft nicht maglich. Auch zwei Personen sind
haufig gleichzeitig beschaftigt. Wirmochten gesetzlich vorschreiben, dass bei Nacht- und Tagdiensten
alle Pflegeeinrichtungen immer mit mindestens drei Personen besetzt sein missen, davon mindes-
tens eine Pflegefachkraft. Grundsatzlich muss gewahrleistet werden, dass die individuelle pflege-
fachliche Betreuung aller Patientinnen und Patienten durch ausreichendes Personal garantiert ist.

Telemedizin

Wir lehnen die sogenannte Telemedizin als billigen Ersatz fiir eine angemessene arztliche Betreuung
im landlichen Raum ab. Darunter versteht man diagnostische Entscheidungen und therapeutische
MaRnahmen, die Facharztinnen und -arzte aufgrund tbermittelter Daten anordnen, ohne Patientinnen
und Patienten personlich in Augenschein genommen zu haben. Dies lehnen wir ab, weil dadurch auf
Kosten der Versicherten eine verfehlte Gesundheitspolitik kaschiert werden soll. Eine umfassende,
individuelle Behandlung ist so nicht gewahrleistet und die Gefahr von Fehldiagnosen und Fehlbe-
handlungen steigt. AuBerdem sind Haftungs- und Datenschutzfragen noch nicht hinreichend geklart.

Betreuung demenzkranker Menschen

Die Piratenpartei Baden-Wrttemberg spricht sich flr eine individuelle, ganzheitliche Pflege demen-
ziell erkrankter Menschen aus. Geschulte Betreuerinnen und Betreuer sollen die anspruchsvolle und
zeitaufwandige Behandlung der Demenz in der Pflege unterstitzen und die Pflegekrafte dadurch
entlasten. Somit wird eine individuelle und bestmaogliche Betreuung gewahrleistet.

Fiir eine moderne und verantwortungsvolle Drogenpolitik

Die Piratenpartei unterstlitzt die Verwendung von Cannabis in der Medizin und die Legalisierung im
Genussbereich.

Wir fordern einen verantwortungsvollen Umgang in der Drogenpolitik in Baden-Wirttemberg. Neuar-
tige Konzepte sollen umgesetzt werden, wie z. B. der Einsatz von Cannabis in der Schmerztherapie
und ein flachendeckendes Angebot der Heroinsubstitution angegliedert an Krankenhauser.
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Wir fordern eine gesetzliche Regelung zur geringen Menge von Cannabis, um endlich in Baden-Wrt-
temberg Rechtssicherheit zu schaffen. Eine Menge von 15 Gramm halten wir flr angebracht. Vor
allem die Schaffung von Cannabis Social Clubs kénnte den Jugendschutz gewahrleisten und erwach-
senen Menschen die Mdglichkeit bieten, Cannabis legal anzubauen. Dies fihrt zur Verringerung des
Schwarzmarktes und damit zur Entlastung der Polizei und der Gerichte. Eine Bestrafung von Cann-
abiskonsumenten durch Fihrerscheinentzug ohne eine aktive Teilnahme am Stralenverkehr ist
unverhaltnismafiig und gehort daher abgeschafft.

Kein Verkaufsverbot fiir Alkohol

In Baden-Wirttemberg gilt ein nachtliches Verkaufsverbot fiir Alkohol, das mit exzessivem Alkohol-
missbrauch begrindet wurde. Wir halten das Verkaufsverbot fur wirkungslos, da Alkohol auch auf
Vorrat erworben werden kann oder das Verbot auf andere Art umgangen wird.

Wir wollen daher diese aktionistische Regelung zurlicknehmen und stattdessen die strikte Einhal-
tung des bestehenden Jugendschutzgesetzes fordern, sowie die Aufklarung Uber die Gefahren des
Alkoholkonsums bei allen Altersgruppen fordern.

Kein Alkoholverbot auf offentlichen Platzen

Wir setzen uns flr Versammlungsfreiheit und eine vielfaltige und freie Nutzung des offentlichen
Raumes ein. Wir lehnen Regelungen ab, die diese Freiheitsrechte unnoétig einschranken. Deswegen
stellen wir uns gegen Verbote, die den Konsum von alkoholischen Getranken auf 6ffentlichen Platzen
untersagen, ohne dass eine konkrete Gefahrdung davon ausgeht.

Gleichbehandlung aller Menschen bei der Blutspende

Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg regt eine grundsatzliche Zulassung aller Menschen zur Blut-
spende an. Hierzu zahlen wir insbesondere bislang ausgegrenzte Gruppen wie MSM (Manner, die
Sex mit Mannern haben), Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter sowie Drogenkonsumierende, die Drogen
intravends anwenden oder schnupfen.

Unzweifelhaft gilt: Die Qualitat von Blutprodukten muss gewahrleistet bleiben und rechtfertigt
weiterhin den begriindeten Ausschluss von einzelnen Menschen von der Blutspende. Sie durfen, bei
Risikoverhalten, zum Schutz anderer Menschen, von der Blutspende ausgeschlossen werden. Hierfur
ausschlaggebend soll jedoch das individuell tatsachlich vorliegende Risikoverhalten und nicht ein
hergeleitetes Gruppenverhalten sein.

FUr die Piratenpartei gilt, dass Blutspendeauswahlkriterien risikobezogen, unabhangig von der sexu-
ellen Orientierung und anderen, die personlichen Lebensumstande betreffenden Faktoren, gefasst
werden mussen. Die flr die Ausgestaltung der Blutspende-Richtlinien Zustandigen sind die Landes-
arztekammern in Zusammenarbeit mit dem Paul-Ehrlich-Institut. Sie werden von der Piratenpartel
aufgefordert, zu priifen, wie die Gleichbehandlung aller Menschen bei der Blutspende gefahrlos fiir
die Empfangerinnen und Empfanger zu gewahrleisten ist.

Blutspenden regelt ein im Bundesrat zustimmungspflichtiges Gesetz. Die Piratenpartei fordert
eine Bundesratsinitiative der Landesregierung. Eine gesellschaftliche Debatte Uber das Thema ist
notwendig. Diese will die Piratenpartei mit ihrer Positionierung anstoRRen.
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GESCHLECHTER- UND FAMILIENPOLITIK

Familie hat viele Gesichter

Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg steht fir eine zeitgemaRe Geschlechter- und Familienpolitik.
Diese basiert auf dem Prinzip der freien Selbstbestimmung ber Angelegenheiten des personlichen
Lebens. Wir setzen uns dafiir ein, dass die Politik den vielfaltigen Lebensstilen gerecht wird. Jeder
Mensch muss sich frei fir den selbstgewahlten Lebensentwurf und die von ihm gewinschte Form
gleichberechtigten Zusammenlebens entscheiden kénnen. Das Zusammenleben von Menschen darf
nicht auf der Bevorzugung oder Benachteiligung Einzelner griinden.

Freie Selbstbestimmung von geschlechtlicher und sexueller Identitat und Orientie-
rung

Wir stehen flir eine Politik, welche die freie Selbstbestimmung von geschlechtlicher und sexu-
eller Identitat und Orientierung respektiert und fordert. Fremdbestimmte Zuordnungen zu einem
Geschlecht oder zu Geschlechterrollen lehnen wir ab. Daher wollen wir geschlechtszuweisende
Operationen, welche ohne Einwilligung der Betroffenen durchgefiihrt werden, abschaffen. Diskrimi-
nierung aufgrund des Geschlechts, der Geschlechterrolle, der sexuellen Identitat oder Orientierung
ist Unrecht, weshalb wir auch die Erfassung des Merkmals ,Geschlecht” durch staatliche Behorden
sowie den Zwang zu geschlechtseindeutigen Vornamen ablehnen.

Gleichstellung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft

Wir begriiRen die Gleichstellung von Partnerschaften gleichgeschlechtlicher Paare in Baden-Wiirt-
temberg und fordern, dass auch auf Bundesebene eine vollstandige Gleichstellung erfolgt. Diese
Gleichstellung einschlieRlich des Adoptionsrechts fiir gleichgeschlechtliche Paare wollen wir durch
eine entsprechende Initative Baden-Wurttembergs im Bundesrat bewirken.

Freie Selbstbestimmung des Zusammenlebens

Wir bekennen uns zum Pluralismus des Zusammenlebens. Politik muss der Vielfalt der Lebensstile
gerecht werden und eine wirklich freie Entscheidung fir die individuell gewiinschte Form des Zusam-
menlebens ist zu ermdglichen. Eine historisch gewachsene strukturelle und finanzielle Bevorzugung
ausgewahlter Modelle lehnen wir ab.

Freie Selbstbestimmung und Familienforderung

Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg setzt sich fir die gleichwertige Anerkennung von Lebensmo-
dellen ein, in denen Menschen flireinander Verantwortung tbernehmen. Unabhangig vom gewahlten
Lebensmodell geniellen Lebensgemeinschaften, in denen Kinder aufwachsen oder schwache
Menschen versorgt werden, einen besonderen Schutz. Unsere Familienpolitik ist dadurch bestimmit,
dass solche Lebensgemeinschaften als gleichwertig angesehen und vor dem Gesetz jeweils gleich
gestellt werden mussen.
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Anerkennung von sexueller Verfolgung als Asylgrund

In vielen Landern der Welt werden Menschen aufgrund ihrer geschlechtlichen oder sexuellen Iden-
titat bzw. Orientierung diskriminiert oder kriminalisiert. Diese Nachstellungen, gleich ob sie staatlich
gelenkt oder nur geduldet sind, missen als Asylgrund anerkannt werden. Abweichende geschlecht-
liche oder sexuelle Identitat bzw. Orientierung darf nicht als Krankheit oder Perversion eingestuft
werden.

Bekampfung von Homophobie

Homophobie bezeichnet eine soziale Aversion gegenliber Menschen, die eine gleichgeschlechtliche
Partnerschaft bzw. Sexualitat fihlen oder leben.

Die Piratenpartei Baden-Wrttemberg setzt sich fur die Unterstitzung von Initiativen ein, welche die
Akzeptanz und Selbstbestimmung sexueller Vielfalt fordern. Ziel sollte es sein, eine Auseinanderset-
zung um Homophobie in der Gesellschaft zu initiieren und einen positiven Wandel zu Respekt von
selbstbestimmten Lebensentwirfen zu erwirken. Straftaten mit homophobem Hintergrund sollen in
die polizeiliche Kriminalstatistik separat aufgenommen werden, um die Reichweite der Problematik
sichtbar zu machen.

Ablehnung von gesetzlichen Quoten

Gesetzlich bestimmte Quoten fiir Personen in Wirtschaft, Verwaltung oder auf Listen bei Wahlen zur
Volksvertretung lehnen wir, egal aufgrund welchen Merkmals, ab.Stattdessen wollen wir die jewei-
ligen gesellschaftlichen Zugangshirden minimieren und so flr eine wirkliche Gleichberechtigung
aller Menschen sorgen.
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INNERES UND JUSTIZ

In der Vergangenheit wurden im Bereich der Sicherheitspolitik ineffektive Gesetze erlassen und gleichzeitig
die Mittel fir Polizei und andere Behdrden gekdrzt. Grundrechte wurden im Interesse einer ‘gefihiten
Sicherheit" eingeschréankt und die Uberwachung hat zugenommen, ohne dass Sicherheit wirksam erhéht
wurde.

Wir setzen uns fir eine Sicherheitspolitik ein, die sich an den Bedlirfnissen der Blirgerinnen und Blirger
orientiert und nicht an den Kontrollvorstellungen eines tiberméchtigen Verwaltungsapparates. Dazu gehort
auch, dass Burgerinnen und Buirger die Moglichkeit haben, die Aktivitdten von Polizei, Verfassungsschutz
und Justiz demokratisch zu kontrollieren.

BURGERRECHTE UND DATENSCHUTZ

Keine Einschrankung von Grundrechten

Wir werden dem Versuch der Einschrankung von Grundrechten durch Gesetze oder Verwaltungsvor-
schriften entschieden entgegentreten.

Polizeiliche MaRnahmen wie Durchsuchungen oder Personalienfeststellungen ohne konkreten
Anfangsverdacht bzw. Schutzauftrag sind in unseren Augen klare Grundrechtsverletzungen, ebenso
wie Verscharfungen des Versammlungsrechts.

Versammlungsfreiheit schiitzen

Einschrankungen des Versammlungsrechts bedrohen das Recht auf die Freiheit der offentlichen
MeinungsauRerung. Zum Einen werden dadurch hohere Hirden fir die Organisation von Versamm-
lungen aufgestellt. Zum Anderen werden manche Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Versamm-
lungen durch MaRnahmen wie Videoaufzeichnungen, Personenkontrollen vor Ort und das Einfihren
von speziellen Ordnungswidrigkeits- und Straftatbestanden abgeschreckt. Deshalb lehnen wir den
allgemeinen und praventiven behdrdlich angeordneten Einsatz von Uberwachungstechnologien
sowie spezielle Ordnungswidrigkeits- und Straftatbestande bei Demonstrationen ab.

Wir fordern ein Landesversammlungsgesetz, das lediglich formale Aspekte von Versammlungen (wie
Anmeldefrist, Auflosung und Verbot von Versammlungen) regelt. Zusatzliche Ordnungswidrigkeits-
und Straftatbestande, wie das Vermummungsverbot und das Verbot von sogenannten Schutzwaffen,
lehnen wir als unverhaltnismaRigen Eingriff in die Versammlungsfreiheit ab.

Keine verdachtsunabhangigen Personenkontrollen

Bei verdachtsunabhangigen Personenkontrollen, z.B. bei der Schleierfahndung, werden haufig
Menschen wegen ihres Aussehens, ihrer vermuteten ethnischen Herkunft oder Religion zur Kontrolle
ausgewahlt. Dieses Vorgehen schafft ein gesellschaftliches Klima der Ausgrenzung, Einschiichte-
rung, Diskriminierung und des Misstrauens.

Wir lehnen die Selektion von Menschen aufgrund ihrer Herkunft oder ihres Aussehens ab. DafUr ist
in einer aufgeklarten Gesellschaft kein Platz. Verdachtsunabhangige Personenkontrollen widerspre-
chen aulRerdem dem Grundsatz der Unschuldsvermutung. Wir werden deswegen anlasslose Perso-
nenkontrollen untersagen.
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Verbot anlassloser Durchsuchung

Wir halten die anlasslose Personalienfeststellung und Durchsuchung von Menschen durch die Polizei
flr einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in die Privatsphare und mochten sie daher grundsatz-
lich nicht mehr erlauben. Die Moglichkeit anlassloser Kontrollen erzeugt ein Klima der Angst, wenn
Polizeikrafte zugegen sind - wie alle MaRnahmen zur verdachtsunabhangigen Uberwachung der
Birgerinnen und Birger. In einem solchen Klima empfinden die Menschen den Staat nicht mehr als
"Partner”.

Offentliche Uberwachung einschranken

Die zunehmende pauschale Videoiiberwachung im 6ffentlichen Raum dient lediglich der geflihlten
Sicherheit und greift unverhaltnismaig in die Privatsphare der Menschen ein. Videoliberwachung
kann Straftaten nicht verhindern, sondern hochstens verdrangen.

Wir lehnen den weiteren Ausbau der 6ffentlichen Uberwachung strikt ab. Dariiber hinaus sind aktuelle
MalRnahmen der offentlichen Uberwachung kritisch zu Gberprifen und gegebenenfalls rlickgangig
zu machen.

Die Kosten fiir die Installation und die Uberwachung der Kameras stehen zudem in keiner Relation
zum Nutzen. Eine Neuorientierung hin zu effektiven Losungen wie besserer StralRenbeleuchtung und
mehr Polizeistreifen ist dringend erforderlich.

Keine automatisierte Kennzeichenerfassung

Obwohl das Bundesverfassungsgericht eindeutig klargestellt hat, dass eine verdachtsunabhangige,
flachendeckende, automatisierte Kennzeichenerfassung zum Abgleich mit Fahndungsdaten nicht
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, wird immer wieder dariiber nachgedacht. Ebenso besteht die
Maoglichkeit, bei Einfihrung einer PKW-Maut die erfassten Kennzeichnen zu Fahndungszwecken zu
nutzen. Den Lippenbekenntnissen, dass dies nicht geschehen wird, schenken wir keinen Glauben. Wir
sehen Uberdies die Gefahr, dass einmal gesammelte Daten gespeichert und fir Bewegungsprofile
ausgewertet werden konnen. Einen solch massiven Eingriff in die Personlichkeitsrechte lehnen wir
entschieden ab. Auch ein stichprobenartiger Abgleich von erfassten Kennzeichen ist flir uns nicht
akzeptabel.

Biometrische Daten

Wir lehnen die Erfassung biometrischer Daten ohne Anfangsverdacht sowie deren Speicherung ohne
nachgewiesene Straftat kategorisch ab.

Funkzellenabfrage einschranken

Wir wollen die Funkzellenabfrage auf die Abfrage individueller Mobilfunkanschlisse beschranken.
Abfragen, die alle Mobiltelefone erfassen, stellen eine unverhaltnismalige Massentberwachung dar.
Auch die Aufenthaltsorte tausender unschuldiger Blrgerinnen und Biirger in einem Bereich werden
damit gespeichert. Es gibt keine ausreichenden Belege, dass dies notwendig ist.

Informationspflicht gegeniiber Betroffenen verdeckter Ermittlungen

Wer Ziel einer verdeckten Mallnahme der Polizel geworden ist, muss grundsatzlich nachtraglich
dardber informiert werden.

Die aktuelle Regelung im Polizeigesetz Baden-Wirttemberg besagt, dass Betroffene einer verdeckten
polizeilichen MalRnahme unter anderem dann nicht informiert werden miissen, wenn seit der Been-
digung der MaRnahme fiinf Jahre verstrichen sind. Eingriffe in Grundrechte wie zum Beispiel die
Unverletzlichkeit der Wohnung mussen aber rechtsstaatlich stets nachvollziehbar sein. Dazu sind
Informationen Uber eine vergangene Mallnahme zwingend erforderlich. Das Gesetz ist dahingehend
anzupassen.
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GESCHUTZTE BURGERINNEN UND BURGER UND
UNABHANGIGE JUSTIZ

Keine Privatisierung hoheitlicher Aufgaben

Das Gewaltmonopol des Staates darf nicht an Privatfirmen delegiert werden. Aufgaben der Polizei
und des Strafvollzugs mussen vollstandig in staatlicher Hand bleiben.,

Bessere Ausstattung der Polizei

Um der Polizei die Erflllung ihrer Aufgaben in einem verntinftigen Mae zu ermdglichen, muss ihre
materielle und personelle Ausstattung verbessert werden. Es mussen ausreichend Beamtinnen und
Beamte beschaftigt werden, um die Polizeiarbeit angemessen bewaltigen zu konnen.

Polizeireform

Die Piratenpartei steht der Polizeireform der griin-roten Landesregierung kritisch gegentber. Es wird
zu prifen sein, inwiefern die Reduzierung von 37 Direktionen auf 12 Prasidien tatsachlich Mittel und
Ressourcen einspart, ohne die Handlungsfahigkeit der Polizei zu beeintrachtigen. Wir sprechen uns
flr eine gut ausgestattete, blirgernahe Polizei aus, die Gegebenheiten vor Ort kennt und flachende-
ckend in kurzer Zeit an der Stelle des Geschehens sein kann.

Sollte sich herausstellen, dass dies nicht gewahrleistet werden kann, gehort die Reform auf den Priif-
stand. Nicht zuletzt im landlichen Raum sehen wir Nachbesserungsbedartf.

Polizeiarbeit im Internet

Wir mochten die Ausbildung und Ausstattung der Polizei fur die Strafverfolgung im Internet verbes-
sern. Dazu missen zum Beispiel auch bestehende Mdglichkeiten, GesetzesverstofRe im Internet zu
melden, vereinfacht und ausgebaut werden.

Jedoch mussen auch im Internet die Grundrechte und das Prinzip der Verhaltnismafigkeit gewahrt
bleiben. Eingriffe in private Kommunikation, etwa das Mitlesen von E-Mails, dirfen nur nach rich-
terlicher Anordnung maoglich sein. Das Einschleusen von Software in private Computer lehnen wir
vollstandig ab.

Stopp der Darstellung von Kindesmissbrauch im Internet

Wir wollen die Verbreitung von Bildern und Videos, die Kindesmissbrauch zeigen, wirksam verhin-
dern. Deswegen muss die Polizei in der Lage sein, Beweise gerichtsfest zu sichern und unverziiglich
die Loschung solcher Bilder und Videos von den Servern zu veranlassen.

Dazu werden wir bei Bedarf auch das Landeskriminalamt personell und technisch besser ausstatten.
Den Aufbau einer Sperrinfrastruktur lehnen wir ab, da diese grundsatzlich die Gefahr birgt, flr belie-
bige weitere SperrmaflRnahmen bis hin zur Zensur missbraucht zu werden.

Waffenrecht

Die Verscharfungen der Waffengesetze in friiheren Jahren dienten vor allem dazu, Sicherheit vorzu-
tauschen und einfache und schnelle Antworten auf komplizierte Probleme zu geben.

Wir setzen uns flr Waffengesetze ein, welche die sorgfaltige Aufbewahrung von Schusswaffen regeln
und dadurch die Sicherheit aller Burgerinnen und Blrger gewahrleisten. Wir lehnen es aber ab, die
Sportschitzinnen und -schitzen zu Stindenbocken fiir gesellschaftliche Probleme zu machen.
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Eindeutige Kennzeichnung von Polizeieinsatzkraften

Bei geplanten Veranstaltungen wie Demonstrationen oder Einsatzen bei Sportereignissen sollen Poli-
zistinnen und Polizisten eine eindeutige Identifikationsnummer tragen, fir die sie sich auch verant-
worten mussen.

FUr den Fall unverhaltnismaRiger Gewaltanwendung oder anderer gesetzeswidriger Handlungen
durch Polizistinnen und Polizisten muss sichergestellt werden, dass deren spatere Identifikation
moglich ist. Dabei sind deren Personlichkeitsrechte zu wahren. Im Fall einer Anzeige soll daher erst
auf richterlichen Beschluss hin die Identifikation erfolgen. Hierfir ist ein geeignetes und praktikables
Verfahren zur Verteilung der Identifikationsnummern und zu deren Gestaltung in Zusammenarbeit
mit der Polizei zu entwickeln.

Unabhangige Ermittlungsbehorde zur Kontrolle der Polizei

Wenn bei vermuteten GesetzesverstoRen durch Polizistinnen und Polizisten Kolleginnen und Kollegen
ermitteln, kommt es zwangslaufig zu Interessenkonflikten. Falsch verstandene Solidaritat bei Kolle-
ginnen und Kollegen oder Staatsanwaltinnen und Staatsanwalten kann dabei zur Vertuschung von
Straftaten flhren.

Eine neu einzurichtende unabhangige Behorde soll in Fallen von Beschwerden oder Strafanzeigen
gegen Polizeieinsatzkrafte die Ermittlungen Ubernehmen. Diese unabhangige Kontrollinstanz starkt
auch das Vertrauen der Bevolkerung in die Polizel.

Unabhangigkeit der Staatsanwaltschaften

Staatsanwaltinnen und -anwalte sind an dienstliche Anweisungen ihrer Vorgesetzten gebunden.
Dadurch besteht die Gefahr der politischen Beeinflussung von Strafverfahren. Um die Unabhangigkeit
der Justiz und den Rechtsstaat zu starken, wollen wir die Landesregierung gesetzlich verpflichten,
von threm Weisungsrecht gegenuber Landesstaatsanwaltinnen und -anwalten keinen Gebrauch
mehr zu machen. Insbesondere soll es keine Dienstanweisungen mehr geben, die sich auf einzelne
Verfahren beziehen.

Offentlichkeitsarbeit der Staatsanwaltschaften

Wir sehen mit Sorge, wie durch eine nicht zu verantwortende Offentlichkeitsarbeit einiger Staats-
anwaltschaften die im Rechtsstaat verankerte Unschuldsvermutung zunehmend zu Lasten von
Beschuldigten ausgehebelt wird. Deshalb wollen wir die dienst- und strafrechtlichen Sanktionsmog-
lichkeiten gegenlber der Staatsanwaltschaft bei entsprechenden Verstolien verscharfen.

Freiheit der Lebensgestaltung fiir Staatsdienerschaft

In den letzten Jahren wurden wiederholt Referendarinnen- und Referendare, Lehrerinnen und Lehrer
sowie andere Beamte disziplinarischen MaRnahmen bis hin zu faktischen Berufsverboten unter-
worfen, weil sie sich aullerhalb ihres beruflichen Zustandigkeitsbereichs politisch oder kulturell, etwa
in demokratischen Blndnissen oder als Musikerinnen und Musiker, betatigt haben.

Wir lehnen diese Einschrankungen der privaten Lebensgestaltung ab. Auch eine Ausweitung der
Malnahmen, zum Beispiel auf Lehrerinnen und Lehrer im Angestelltenverhaltnis, wollen wir verhin-
dern.

Auflosung des Landesamts fiir Verfassungsschutz

Das Landesamt fir Verfassungsschutz hat die Aufgabe der Uberwachung von Bestrebungen
gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung. Als Inlandsgeheimdienst der Landesregierung
Baden-Wirttemberg entzieht er sich jedoch im Wesentlichen den demokratischen Geboten von
Transparenz, parlamentarischer und 6ffentlicher Kontrolle.

49



Die Existenz von Inlandsgeheimdiensten ist daher fir die Piratenpartei unvereinbar mit den Anspru-
chen einer demokratischen, transparenten und offenen Gesellschaft. Tatsachlich hat sich in Form
der Verfassungsschutzamter ein Inlandsgeheimdienst entwickelt, der sich weitestgehend verselbst-
standigt hat. Die Verfassungsschutzamter haben ein System entwickelt, welches mit den Prinzipien
des Rechtsstaates nicht vereinbar ist.

Deswegen fordert die Piratenpartei Baden-Wirttemberg die Abschaffung des Landesamtes flr
Verfassungsschutz. Die Aufgabe der Bekampfung von organisierter Kriminalitat, bewaffneten Nazis
und Terrorismus liegt bei den Polizeibehorden. Diese entziehen sich nicht der demokratischen Kont-
rolle.

Abschaffung des Paragrafen 166 StGB

Nach § 166 StGB wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer offent-
lich oder durch Verbreiten von Schriften den Inhalt des religiosen oder weltanschaulichen Bekennt-
nisses anderer in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den &ffentlichen Frieden zu storen. In der
Praxis hat dieser Paragraph zu einer volligen Verkehrung des Tater-Opfer-Verhaltnisses (Verhaltnis
von Taterinnen, Tatern und Opfern) gefiihrt, in deren Folge namhafte Kiinstler wie Kurt Tucholsky
oder George Grosz gemalregelt wurden. Dabei wurde der 6ffentliche Friede niemals durch kritische
Kunst bedroht, sondern durch religiose oder politische Fanatikerinnen und Fanatiker, die nicht in der
Lage waren, die kiinstlerische Infragestellung ihrer Weltanschauung rational zu verarbeiten.

Die Piratenpartei wird eine Bundesratsinitiative zur Streichung dieses Paragrafen initiieren, damit
Deutschland einer wichtigen Forderung des UN-Menschenrechtskomitees nachkommt. Dieses
erklarte namlich 2011, dass “Verbote von Darstellungen mangelnden Respekts vor einer Religion
oder anderen Glaubenssystemen, einschliellich Blasphemiegesetzen, mit dem Vertrag inkompa-
tibel" seien.

Menschenhandel und Zwangsprostitution

Laut einer Studie der Europaischen Union und der EU-Innenkommissionarin Ceciilia Malmstrom aus
dem Jahre 2010 nimmt in Deutschland der Menschenhandel zu. Meist junge Madchen aus Osteuropa
mussen unter unmenschlichen Bedingungen arbeiten. Die Piratenpartei untersttitzt die Bestrebungen
der Europaischen Union zur Strafverfolgung von Menschenhandlerinnen und Menschenhandlern. Sie
fordert Opferschutz und Pravention.Aus diesem Grunde verlangen wir mehr staatliche Kontrollen in
den Bordellen und Initiativen fur die Bekampfung von Menschenhandel und Zwangsprostitution. Wir
streben Verbesserungen fir die Betroffenen durch Reformen von Prostitutionsgesetz, Strafrecht und
Aufenthaltsrecht an.

BURGERINNEN- UND BURGERFREUNDLICHE VERWALTUNG

Biirgerinnen -und biirgerfreundliches eGovernment

Der Einsatz von Informationstechnologien in der Verwaltung erlaubt es Privatpersonen und Unter-
nehmen, Amtsgeschafte ohne Lauferei und Papierkrieg - auch aulRerhalb der Amtszeiten - abzuwi-
ckeln. Wir begriiRen diese Entwicklung und mochten sie weiter vorantreiben.

Wir mochten aber auch vor den Schattenseiten warnen. Eine umfassende, zentralisierte Datenver-
arbeitung erhoht die Abhangigkeit von technischen Systemen und birgt das Risiko von unbeabsich-
tigter Datenlbertragung. Im Falle von sensiblen Daten besteht auRerdem die Gefahr missbrauchli-
cher Datennutzung. Im Bereich des eGovernment ist es besonders wichtig, die Prinzipien Datenspar-
samkeit und Datenvermeidung zu beachten.

Wer keinen Zugang zu Informationstechnologien hat oder deren Nutzung verweigert, darf keine
Nachteile haben.
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Offene Dateiformate in der Verwaltung

Der Zugang zu veroffentlichten Informationen darf nicht davon abhangen, welches Computersystem
jemand benutzt und ob spezielle Software gekauft oder installiert wurde. Wir setzen uns daftr ein,
dass die Verwaltungen des Landes und der Kommunen vollstandig auf offene und standardisierte
Dateiformate umsteigen. Dies vereinfacht den Datenaustausch zwischen den Behorden und mit den
Burgerinnen und Blrgern.

Dadurch ergeben sich Einsparpotenziale, da freie Software ohne LizenzgebUhren verwendet werden
kann. Da keine Abhangigkeit von einzelnen Herstellern besteht, sind offene Dateiformate zudem
zukunftssicher. Offene und standardisierte Formate garantieren, dass Informationen auch langfristig
lesbar sind.

Freie Software in der Verwaltung

Verwaltung und Behorden sollen bevorzugt freie Software einsetzen. Durch die Offenheit des Quell-
codes gibt es keine Abhangigkeit von einem bestimmten Softwarehersteller. Dies verbessert die
Maoglichkeiten flr spatere Anpassungen, wenn sich beispielsweise rechtliche Rahmenbedingungen
andern. Bel freier Software entfallen auBerdem die Kosten fir Lizenzgebihren.

Den kurzfristig hoheren Kosten fiir Einarbeitungsaufwand stehen bei freier Software so mittel- und
langfristig Einsparungen gegentber. Wartungsvertrage konnen mit Firmen vor Ort geschlossen
werden, was die regionale Wirtschaft fordert.

Beibehaltung des Widerspruchsverfahrens

Das Widerspruchsverfahren gegen Behdrdenbescheide als Vorstufe zur Klage vor dem Verwaltungs-
gericht muss beibehalten werden, um das Justizsystem vor unnoétiger Uberlastung zu bewahren und
ein flexibles, blrgerinnen- und biirgernahes Handeln der Behorden weiterhin zu ermdglichen.

Pauschale Mindestentschadigung bei rechtswidrigen Verwaltungsakten

Durch rechtswidrige Verwaltungsakte entstehen fiir die Betroffenen immer wieder Nachteile. Wir
wollen eine pauschale Mindestentschadigung bei solchen MaRnahmen einflihren. So kbnnen Betrof-
fene unbtrokratisch entschadigt werden. AulRerdem ist dies ein Anreiz fiir Behorden und Gesetz-
geber, Verwaltungsvorgange so zu verbessern, dass weniger Fehler passieren.

Eingeschrankte Datenherausgabe durch Kommunalverwaltungen

Eine Weitergabe von Meldeinformationen Uber Blrgerinnen und Blrger ohne deren Einwilligung
lehnen wir ab. Privatpersonen, Firmen, Kirchen, Parteien und andere Einrichtungen fordern von der
kommunalen Verwaltung gegen geringe GebUhren Daten tber Blrgerinnen und Blirger ohne deren
Einwilligung an, um diese zu privaten oder kommerziellen Zwecken zu nutzen. Diese Praxis wider-
spricht dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung. Stattdessen muss in Zukunft sicher-
gestellt sein, dass die Erlaubnis der Birgerinnen und Birger eingeholt wird, bevor Informationen Uber
sie herausgegeben werden. Wurde diese Erlaubnis erteilt, sollen Birgerinnen und Biirger auf Anfrage
Informationen Uber die getatigten Abfragen erhalten und ihre Erlaubnis jederzeit widerrufen konnen.

Open Data

Kommunen sind im Besitz vieler Daten, die auch fir die Allgemeinheit von Interesse sein konnen. Wir
Piraten werden den Diskurs zwischen Blrgerinnen und Burgern und den Kommmunen fordern, um das
Potenzial dieser Daten unter Wahrung des Datenschutzes auf kreative Weise zu nutzen. Beispielhaft
seien hier die OK-Labs der Open Knowledge Foundation genannt.

51



UMWELT, ENERGIE UND VERBRAUCHERSCHUTZ

Die Umweltpolitik des Landes Baden-Wiirttemberqg leidet darunter, dass sie allzu haufig einseitig
kurzsichtigen Wirtschaftsinteressen unterworfen wird - zum langfristigen Nachteil der Wirtschaft selbst.
Denn inzwischen hat sich gezeigt, dass auf lange Sicht gerade die Industrien erfolgreich sind, die innovative
Umwelttechnologien und umweltgerechte Produkte entwickeln oder in ihren betrieblichen Ablaufen nutzen.
Diese Entwicklung mochten wir durch unsere Politik weiter unterstlitzen.

PRINZIPIEN

Intakte Umwelt ist Grundrecht

Das Recht auf sauberes Wasser, saubere Luft, vitale Boden und ein gemeinwohlorientierter Zugriff
auf Naturressourcen sind Teil der allgemeinen Menschenrechte, auch fir kommende Generationen.

UbermaRige Regulierungen im Interesse von Verwaltung oder Industrie mit dem Vorwand des
Umweltschutzes lehnen wir jedoch ab.

Mehr Transparenz und Biirgerinnen- und Biirgerbeteiligung

Viele der heutigen Umweltprobleme - vom Schrumpfen der Artenvielfalt bis zum Versagen der Atom-
muiilldeponierung - sind auch das Resultat einer Ohnmacht der Blirgerinnen und Biirger gegeniber
den Interessen immer starker mit dem Staat verflochtener Wirtschaftskrafte. Daher fordern wir beim
Thema Umwelt mehr Transparenz im Handeln von Regierungen und Unternehmen und eine starkere
Beteiligung der Blirgerinnen und Blrger an politischen Entscheidungsprozessen.

Der freie und nutzerfreundliche Zugang zu Umweltinformationen ist eine wichtige Voraussetzung
hierfir und muss weiter verbessert werden.

Nachhaltigkeit

Wir stehen flr das Prinzip der Nachhaltigkeit. Darunter verstehen wir die Entwicklung einer zukunfts-
fahigen Gesellschaft, die natlrliche Ressourcen so nutzt und bewahrt, dass diese auch den nach-
folgenden Generationen zur Verfiigung stehen und der Artenreichtum unseres Planeten dauerhaft
erhalten bleibt.

Hierzu ist ein bewusster und verantwortungsvoller Umgang mit den Naturressourcen und ihre faire
Verteilung erforderlich. Bei nachwachsenden Ressourcen muissen Verbrauch und Regeneration im
Gleichgewicht sein und bei endlichen Ressourcen ist eine Kreislaufwirtschaft oberstes Ziel.

Vernetzte Umweltpolitik

Wir setzen uns flr eine Umweltpolitik ein, die mit allen Politikbereichen vernetzt ist. Umweltpolitik ist
erfolgreicher, wenn die Interessen verschiedener gesellschaftlicher Gruppen und das Zusammen-
spiel unterschiedlicher Politikbereiche berticksichtigt werden. Hierzu gehort insbesondere die Verbin-
dung der Umweltpolitik mit Fragen des gesellschaftlichen Zusammenlebens, der Gesundheitspolitik,
der Landwirtschaft und der Energiewirtschaft.
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ENERGIEPOLITIK

Aufgrund der hohen Anzahl an Industriebetrieben in Baden-Wiirttembergq ist eine gesicherte Energieversor-
gung besonders wichtig. Wir brauchen Lésungen, die fiir alle tragbar sind. Unser Ziel ist eine nachhaltige,
sichere und kosteneffiziente Energieversorgung.

Dezentrale Energieversorgung

Ein wichtiges Merkmal zeitgemalier Energiepolitik ist die Dezentralisierung der Energieerzeugung.
Die Abhangigkeit von GroRkraftwerken kann Uberwunden werden durch lokale Energiegewinnung
aus umweltfreundlichen Quellen.

Da eine starkere Dezentralisierung der Strom- und Warmeerzeugung eine angepasste Infrastruktur
voraussetzt, sind neue Speicher- und Verteilungstechnologien notig. Wir werden deren Entwicklung
und Einsatz verstarkt fordern.

Regenerative Energien

Um in Zukunft weniger von konventionellen Energietragern abhangig zu sein, streben wir eine deut-
liche Erhohung des Anteils erneuerbarer Energien sowohl im Strom- als auch im Warmemarkt an.

Bel der Stromerzeugung wollen wir durch verstarkte Forschungsanstrengungen im Bereich der
erneuerbaren und umweltvertraglichen Energien und deren Technologien, z.B. Photovoltaik, Solar,
Biomasse (aber keine Nahrungsmittel), Wind, Wasser, Geothermie u.v.m., Verbesserungen erreichen
und die Gesamtkosten hierflir weiter senken.

Die Nutzung und Umdeklarierung von Lebensmitteln zur Biogasgewinnung lehnen wir ab.

Energieproduktion - ein zusatzliches Standbein fiir Landwirtinnen und Landwirte

Wir setzen uns flr eine verstarkte und vielfaltige Nutzung der lokalen Landwirtschaft zur Energieer-
zeugung ein. Dabei darf die Energieerzeugung aber nicht in Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduk-
tion treten oder zu einer Verknappung von Lebensmitteln in anderen Teilen der Erde fihren.

Wir werden die Forschung in diesem Bereich vorantreiben und die Forderung innovativer Modelle
unterstutzen.

Kostentransparenz

Traditionelle Energiegewinnung aus Kohle oder Kernspaltung erzeugt unabsehbare Langzeitkosten,
die unter anderem durch Umweltschadigung und Lagerung radioaktiver Abfalle entstehen.

Bei der Bewertung neu zu errichtender Anlagen missen diese Kosten fiir jede Blrgerin und jeden
Birger transparent mit in die Rechnung einbezogen werden und durfen nicht spater auf die Steu-
erzahlenden abgewalzt werden. Aullerdem missen die Betreiberfirmen der Kraftwerke verpflichtet
werden, verursachte Schaden und unabsehbare Langzeitkosten zu tragen.

Ist die zuklnftige Finanzierung dieser Kosten nicht abgesichert, darf ein solches Kraftwerk nicht
gebaut werden. Auch im Hinblick auf Laufzeitverlangerungen miissen diese Kosten mit eingerechnet
werden.

Risikobewertung

Die Bewertung der Risiken von samtlichen Formen der Energiegewinnung muss auf eine einheit-
liche Basis gestellt werden. Zur Absicherung samtlicher damit verbundenen Gefahren und eventu-
eller Langzeitfolgen soll eine Haftpflichtversicherung fiir samtliche Energiegewinnungsformen vorge-
schrieben werden. Derzeit ist beispielsweise bei Kernkraftwerken die Hohe eines moglichen Scha-
densersatzes gedeckelt, wodurch das Haftungsrisiko letztlich bei den Steuerzahlenden liegt. Diese
Marktverzerrung lehnen wir ab.
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Fracking

Die Piratenpartei lehnt Fracking als Methode zur Gasforderung ab. Insbesondere setzen wir uns gegen
die Forderung und die Erkundung von Gasvorkommen in der Bodenseeregion ein. Der Bodensee
ist der groRte Trinkwasserspeicher Europas, aus welchem fast flinf Millionen Menschen versorgt
werden. Fracking ist ein groRes Risiko flir Grund- und Trinkwasser. Lasst man die Erkundung zu, so
lasst sich eine spatere Forderung kaum noch verhindern.

Netzneutralitat bei Energienetzen

Um flr erneuerbare Energien einen diskriminierungsfreien Zugang zu garantieren, der nicht durch
Monopolinteressen beeinflusst wird, streben wir eine eigentumsrechtliche Entflechtung der Energie-
netz-Infrastruktur an. Dazu gehort, die Netze zu einem groRRen Teil in die 6ffentliche Hand zu geben.

Mindestwirkungsgrad fiir neue Kraftwerke

FUr neue Kraftwerke, die ihre Energie aus fossilen Energietragern beziehen, soll ein dem Stand der
Technik entsprechender Mindestwirkungsgrad vorgeschrieben werden. Damit wird erreicht, dass nur
dann GrolRkraftwerke entstehen, wenn deren Abwarme sinnvoll genutzt werden kann.

Kein Ausstieg aus dem Ausstieg

Baden-Wirttemberg spielt als Standort von zwei Kernkraftwerksblocken in Philippsburg und Neckar-
westheim eine besondere Rolle bei Entscheidungen dber die Zukunft der Kernenergie in Deutschland.
Wir werden an dem beschlossenen Atomausstieg festhalten.

Neben den Gefahren der Kernkraft, der ungeklarten Endlagerfrage und demimmer knapper werdenden
Uran wollen wir Piraten den Ausstieg aus der Kernenergie auch deshalb, weil in dieser eng mit dem
Staat verbundenen GroRindustrie Entscheidungen oft intransparent fallen.

Ein unnotig langes Festhalten an der Kernenergie schadet zudem der Weiterentwicklung der Energie-
gewinnung aus erneuerbaren Quellen. Letztere schafft Arbeitsplatze in mittelstandischen Betrieben
und im Handwerk und der Export solcher Technologien ist weniger bedenklich als der Export von
Kernkraftwerkstechnologie.

Energieeinsparung

Wir setzen uns fur Energie- und Ressourceneinsparungen ohne Verringerung von Lebensqualitat ein,
beispielsweise durch Warmedammung an Gebauden, intelligente Steuerung des Energieeinsatzes in
Gebauden, in der Strallenbeleuchtung und im Autoverkehr, Starkung des 6ffentlichen Nah- und Fern-
verkehrs und intelligente Technologien in der Produktion.

Intelligente Stromzahler

Intelligente Stromzahler konnen helfen, Lastspitzen zu vermeiden und das Verbrauchsverhalten der
Endkundinnen und -kunden intelligent an das aktuelle Stromangebot und den -preis anzupassen.
Dabei ist jedoch der Datenschutz zu beachten. Eine individuelle Erfassung und Speicherung des
Stromverbrauchsverhaltens der Bevolkerung lehnen wir ab.

Green IT

Wir wollen ressourcen- und energiesparende Technologien im IT- und Kommunikationsbereich
fordern. Zudem soll durch intelligenten Einsatz von IT auch in anderen Bereichen die Energieeffi-
zienz erhoht werden. Dazu sollen z.B. fir den Klimaschutz bestimmte Fordergelder in entsprechende
Programme investiert werden.
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Kommunale Energieversorgung

Wir setzen uns flr ein Landesprogramm ein, das klare Signale zur energiewirtschaftlichen und klima-
wandelbezogenen Starkung der Kommunen setzt. Es soll den Kommunen Instrumente an die Hand
geben, mit denen Belastungen in allen Emissions- und Eingriffsbereichen (Abgase, Larm, Licht, Boden-
versiegelung) reduziert werden konnen. Im kommunalen Bereich wollen wir 6ffentliche Gebaude
enger mit der Energiegewinnung verbinden, wie dies bereits mit dem Programm “Klimaschutz Plus’
begonnen wurde. Das Ziel ist dabei, den Eigenverbrauch zu decken und Uberschiisse ins &ffentliche
Netz einzuspeisen.

NATURRESSOURCEN UND IMMISSIONEN

Gemeinsame Raume

Die bisherige Landschaftsplanung teilt 6ffentliche Raume starr in nutzbare und geschiitzte Raume
ein. Wir setzen uns fiir ein flexibleres Schutzkonzept ein, das Aktivitaten erlauben kann, die den Schutz
nicht gefahrden. AuRerdem sollen Schutzvorschriften auch in bisher ungeschitzten Flachen einge-
flihrt werden konnen, ohne diese flir die Nutzung ganz sperren zu missen.

Landesplanung

Im Landesplanungsgesetz streben wir anstelle einer Schwarz-Weil3-Regelung bei der Festlegung von
Vorrangflachen fir die Nutzung von erneuerbaren Energien eine abgestufte Regelung an, um den
Kommunen mehr Autonomie bei der Festlegung dieser Flachen zu gewahren.

Langfristige Landschaftsplanung

Bei der Landschaftsplanung dirfen Nachhaltigkeit und Zukunftsgestaltung keine Lippenbekennt-
nisse bleiben, die den kurzfristigen Zielen einzelner Kommunen oder Regionen geopfert werden.
Stattdessen muss die Landschaftsplanung langfristig angelegt sein. Die Interessen unterschiedli-
cher Kommunen missen schon im Voraus durch Transparenz und Beteiligung effektiver als bisher
berlicksichtigt und koordiniert werden. Der nach wie vor weitgehend ungezlgelte Flachenverbrauch
in Baden-Wrttemberg muss durch eine Belohnung der Flachenschonung gestoppt werden. Dies
kann etwa Uber Schlisselzuweisungen des Landes an die Kommunen erfolgen.

Qualitativ orientierte Landwirtschaft

Wir unterstiitzen vorrangig eine qualitativ orientierte Landwirtschaft in kleineren Betrieben. Diese soll
gegenUber industrieller Massenlandwirtschaft bevorzugt werden.

Landwirtschaft in unserem Bundesland hat nur eine Zukunft, wenn sie auf Qualitat statt Quantitat
setzt. So konnen auch Synergien fiir Okologie, Tourismus, Naherholung und die Gesellschaft insge-
samt erzeugt werden.

Dazu wollen wir zum Beispiel in den Kommunen und Landkreisen Landschaftspflegegelder gezielter
als bisher zur Forderung entsprechender Betriebe verwenden. Im Bund setzen wir uns zur Forderung
einer qualitatsorientierten Landwirtschaft flr eine entsprechende Reform der EU-Agrarsubventionen
ein.

Lebensmittelerzeugung in der hiesigen Landwirtschaft muss primar auf den regionalen Markt setzen,
mit gesunden und nachhaltig hergestellten Produkten.

Gentechnologie in der Landwirtschaft

Naturressourcen gehoren allen. Patente auf Pflanzen und Tiere blockieren die Entwicklung der Wirt-
schaft, die Zuganglichkeit des Wissens und den allgemeinen Fortschritt der Menschheit zugunsten
von Einzelinteressen.
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Wir setzen uns fir die Sammlung, Pflege und Weiterentwicklung tradierter Genbestande ein und
unterstitzen nachdricklich eine ethisch verantwortete Grundlagenforschung im Bereich der Genetik.

Biodiversitat
Wir setzen uns fir die Erhaltung und Forderung der biologischen Vielfalt ein.

Dazu wollen wir die Biotopvernetzung fordern. Durch eine entsprechende Gestaltung der Flachennut-
zung werden isolierte Biotope durch Griinbrlicken, Wassernetze oder zusatzliche Wege flr Pflanzen
und Tiere verbunden. Dabei soll auf landschaftliche Vielfalt statt auf monokulturelle Nutzung gesetzt
werden.

Der Schadstoffeintrag aus Industrie, Verkehr und Landwirtschaft in natlrliche Lebensraume muss
reduziert werden.

Nationalpark Nordschwarzwald

Das Land Baden-Wirttemberg hat zum 1. Januar 2014 den Nationalpark Nordschwarzwald
geschaffen. Dies ist ein wichtiges Projekt, damit das Land seinen Teil zum Umweltschutz und zum
Erhalt der Artenvielfalt beitragen kann. Die im Vorfeld getatigten Versprechen muissen nun einge-
halten werden. Vor allem die langfristige Finanzierung sowie der Zugang fir Besucherinnen und
Besucher missen gewahrleistet sein. Der Managementplan muss so gestaltet werden, dass der
Nationalpark sowohl Naturschutzgebiet als auch Naherholungsgebiet und nutzbarer Lebensraum
flr die Menschen bleibt.

Trinkwasserversorgung

Natdrlich vorhandene Trinkwasservorrate mussen erhalten und gepflegt werden, etwa durch sorg-
faltige Auswahl und Kontrolle von Wasserschutzgebieten und durch die Forderung der Nutzung von
Regenwasser als Brauchwasser gerade auch im privaten Bereich.

Wir stellen uns gegen alle Versuche, z.B. Wasser fir die Alltagsversorgung zu einer Handelsware in
privatem Besitz zu machen. Deswegen setzen wir uns dafir ein, dass das Land Kommunen unter-
stlitzt, die ihre Trinkwasserversorgung wieder in die eigene Hand nehmen wollen.

Umweltgerechte Mobilitat

Energieeffiziente, emissionsarme und raumschonende Mobilitdt im Interesse der Gesundheit Aller
ist ein wesentliches Ziel piratiger Umweltpolitik. Wir setzen uns fiir die Forderung von Kleinwagen,
Fahrrad und neuentwickelten Mobilitatshelfern im innerstadtischen Verkehr und im regionalen
Nahverkehr ein.

Zu diesem Zweck machten wir Kleinfahrzeuge bei der Gestaltung des innerstadtischen Parkraums
bevorzugt behandeln, StralRen verstarkt fir neuartige Mobilitatshelfer 6ffnen und Radwegenetze
weiter ausbauen.Um Menschen nicht vom Radfahren abzubringen lehnen wir eine Helmpflicht fir
Fahrradfahrerinnen und -fahrer ab.

Feinstaubbelastung

Am Stuttgarter Neckartor wird der EU-Jahresgrenzwert fir die Belastung mit krebserregendem
Feinstaub immer noch regelmalig stark Uberschritten. Dies ist nicht nur ein Thema von Autoab-
gasen. Auch Bremsen- und Reifenabrieb oder Feinstaub aus Industrie- und Heizungsanlagen missen
auf den Prifstand.

Wir setzen uns im Interesse der Gesundheit aller Einwohnerinnen und Einwohner fir die Forderung
des OPNV. fir die Forderung der Schiene im Giitertransport, fiir regionale Wirtschaftskreislaufe ohne
lange Transportwege und fir neue Konzepte im Individualverkehr ein. Weitgehend wirkungslose
AlibimaRnahmen wie die sogenannten Feinstaubplaketten und Umweltzonen lehnen wir dagegen ab.
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Lichtverschmutzung

Der Himmel gehort allen, auch bei Nacht. Und damit das so bleibt, fordern wir eine landesweite
Einschrankung von vermeidbaren Lichtemissionen. Eine Ausnahmeregelung flir Veranstaltungen
und Kunstprojekte muss missbrauchssicher gestaltet werden. Auch die Lichtiberflutung der aulRer-
stadtischen Landschaft mochten wir im Interesse der Umwelt im Sinne des nattrlichen Tages- und
Nachtrhythmus von Tier, Mensch und Natur vermindern

VERBRAUCHERINNEN- UND VERBRAUCHERSCHUTZ UND
UMWELTINFORMATIONSRECHTE

Verbraucherinnen- und Verbraucherinformationen verbessern

Wir wollen das Verbraucherinformationsgesetz (VIG) des Landes so starken, dass Verbraucherinnen
und Verbraucher Informationen, beispielsweise zu belasteten Lebensmitteln, auf gut zuganglichen
Plattformen rasch und einfach auffinden konnen, ohne sie erst in aufwandigen Auskunftsprozessen
anfordern zu missen.

Verbraucherzentralen starken

Verbraucherzentralen spielen eine wichtige Rolle in der Beratung von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern. Die Einschrankung der Arbeit der Verbraucherzentrale Baden-Wurttemberg durch restriktive
Mittelzuweisungen und die einseitige Orientierung an kurzfristig denkender Nachfrageférderung
lehnen wir ab.

Wir unterstitzen insbesondere die Verbraucherzentralen in ihrer Ablehnung “der glasernen Konsu-
mierenden” und bei der Verteidigung der Datenschutzinteressen der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Wir wollen einen Verbraucherinnen- und Verbraucherschutz, der das Recht auf umfassende
Information verbindet mit einem Verbandsklagerecht zur Durchsetzung von Verbraucherinnen- und
Verbraucherinteressen.

Veroffentlichung der Ergebnisse von Lebensmittelkontrollen

Obwohl Jahr fUr Jahr sehr viele Betriebe, die mit Lebensmitteln zu tun haben, kontrolliert werden,
andert sich nichts an den hohen Beanstandungsquoten. Kontrollen, deren Ergebnisse von Konsu-
mentinnen und Konsumenten nicht eingesehen werden konnen, wirken nicht abschreckend. Statt
starkerer Kontrollen mussen Mangel offentlich nachvollziehbar sein, um durch Transparenz diese
abschreckende Wirkung zu erreichen. So wird auch Druck auf die Verkaufsstellen ausgelbt, ihre
Lieferantinnen und Lieferanten sorgfaltiger auszuwahlen.

Wir fordern ein frei zugangliches Informationssystem, um eine verlassliche Einsicht in die Ergebnisse
von Lebensmittelkontrollen zu gewahren.

Verbraucherinnen- und Verbraucherinformationen vor Ort durch Smiley-System

In Danemark ist ein Smiley-System bereits erfolgreich etabliert. Damit ist fiir Kundinnen und Kunden
direkt - beispielsweise vor Restaurants, Eisdielen oder Supermarkten - ersichtlich, ob Hygienevor-
schriften und Lebensmittelgesetze eingehalten werden. Die Kundschaft kann auf Hygienever-
stoRe reagieren, was bisher bel uns nicht moglich ist. Negativ bewertete Betriebe haben durch die
Kundinnen- und Kundenreaktion und Folgekontrollen die Moglichkeit und vor allem die Motivation,
Mangel zu beseitigen und sich positive Smileys zu verdienen.

Die Ergebnisse von Lebensmittelkontrollen sollen kiinftig in Baden-Wrttemberg anhand unterschied-
licher Smileys zeitnah und gut sichtbar an der Eingangstir angebracht werden, um Verbraucherinnen
und Verbraucher zusatzlich zum Informationssystem im Internet direkt vor Ort zu informieren.
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Transparente Kennzeichnung von Lebensmitteln

Die von der Lebensmittelindustrie auf der Vorderseite von Verpackungen bevorzugte Nahrwertkenn-
zeichnung mit Prozentangaben und beliebig wahlbaren Portionsgrofien tragt nicht dazu bei, Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern sinnvolle Informationen an die Hand zu geben. Besonders irreflihrend ist
die Angabe des prozentualen Anteils am Tagesbedarf. Diese kann prinzipiell vielen Personengruppen
wie zum Beispiel Kindern nicht gerecht werden.Anstatt auf der Vorderseite verschleiernde Angaben
anzubringen, ist eine sinnvolle, einheitliche Kennzeichnung zu verwenden. Diese muss sich auf feste
PortionsgroRen von 100g/ml entsprechend der Nahrwertangaben auf der Riickseite beziehen.

Ausbau des Landesumweltinformationsgesetzes

Das Umweltinformationsgesetz Baden-Wirttemberg soll weiterentwickelt werden zur Grundlage
einer umfassenden Dienstleistung flr Blrgerinnen und Bulrger. Umweltinformationen sind nach
unserer Auffassung eine Bringschuld: Behorden miissen vorliegende Informationen von sich aus und
nicht erst auf Anfrage bereitstellen. Die Veroffentlichung muss dabei unter freien Lizenzen und in
offenen Dateiformaten erfolgen. Birgerinnen und Biirger sollen auf einem Portal mit Gbergreifenden
Suchfunktionen einfachen Zugang zu diesen Daten erhalten.

Unabhangige LUBW

Die Landesanstalt fir Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Wirttemberg (LUBW) verfiigt
bereits Uberumfangreiche Datenbanken zu Umweltthemen. Deren Bereitstellungistjedoch durch tech-
nische Einschrankungen und nur teilweise legitime Schutzinteressen Dritter erheblich beschnitten.
Deshalb fordern wir, die Unabhangigkeit der LUBW zu starken, damit sie ihre Aufgaben als zentrale
Einrichtung zur Erhebung, Sammlung, Auswertung und Veroffentlichung von Umweltdaten besser
wahrnehmen kann. Die Ergebnisse mussen unter Nutzung von freien Lizenzen und offenen Dateifor-
maten veroffentlicht werden.

Verbandsklagerecht

Baden-Wiurttemberg ist eines der wenigen Bundeslander, das in seinem Landesnaturschutzgesetz
kein Verbandsklagerecht fur Umweltverbande enthalt. Schon mit dem Bundesnaturschutzgesetz von
2002 und verbessert mit dem von 2010 ist die Verbandsklage zwar auch bei uns maoglich, jedoch nur
bei Klageanlassen, die den Bund betreffen.

Wir mochten das Verbandsklagerecht im Landesnaturschutzgesetz einfiihren, um die Einflussmaog-
lichkeiten von Umweltschutzverbanden zu starken.
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BAUEN, VERKEHR UND WIRTSCHAFT

VERKEHRSKONZEPT

Durch die wirtschaftliche Entwicklung und den demographischen Wandel ergeben sich fiir den Verkehr
in Baden-Wiirttemberg besondere Herausforderungen. Diese kbnnen nur durch die Zusammenarbeit aller
Betelligten bewaltigt werden.

Zu einer nachhaltigen Verkehrspolitik gehort unter anderem der Ausbau klimafreundlicher Verkehrsan-
gebote und die Schaffung stadtischer und landlicher Verkehrsinfrastrukturen, welche die Lebensqualitat
verbessern. Die Zusammenarbeit (iber kommunale, regionale und staatliche Grenzen hinaus ist dabei zu
intensivieren.

Verkehrsbeschrankungen hinterfragen

Verkehrsbeschrankungen sollen nur nach sorgfaltiger Priifung der Voraussetzungen angeordnet
werden. Es darf nicht der Verdacht entstehen, dass sie nur dazu dienen, die Kassen an der Strecke
liegender Stadte und Gemeinden durch BulRgelder zu fllen.

Wir stehen flr ein einheitliches umwelt- und verkehrspolitisches Konzept und lehnen Aktionismus
ab. MaRnahmen wie Fahrverbote flir einzelne Fahrzeugtypen und die Einfihrung neuer Tempolimits
auf autobahnahnlich ausgebauten StraRen erfiillen den vorgeblichen Zweck der Verkehrslenkung
zumeist nicht und besitzen 6kologisch nur eine Alibifunktion. Den Menschen, die auf die Benutzung
dieser Verkehrsraume angewiesen sind, werden dabei keine Alternativen geboten.

Wir setzen stattdessen auf Losungen, die die Interessen aller Verkehrsteilnehmerinnen und -teil-
nehmer bertcksichtigen. Dazu gehort eine vorausschauende Verkehrsplanung genauso wie Verbes-
serungen im Angebot des 6ffentlichen Personenverkehrs.

Wir fordern die Abschaffung der 2-Meter-Regel im Waldgesetz. Radfahren im Wald soll kiinftig auch
auf Wegen, die schmaler als zwei Meter sind, mit angepasster Geschwindigkeit erlaubt sein.

Das Verkehrskonzept “Shared Space”

Der offentliche stadtische Raum wird dominiert von Autos und Verkehrsschildern. Andere Teilneh-
merinnen und Teilnehmer am stadtischen Leben missen sich notgedrungen anpassen. Wir moéchten
diese Dominanz einschranken.

Das Konzept des Shared Space ist eine geeignete Basis dafiir: Ohne Verkehrszeichen und auf
gemeinsam genutzten Verkehrsflachen wird die gegenseitige Achtsamkeit der Verkehrsteilneh-
merinnen und -teilnehmer gefordert. Shared Spaces werden nur in Bereichen eingerichtet, die vom
Durchgangsverkehr gut umfahren werden konnen.

StraBeninformationsdatenbank

Obwohl in vielen Stadten Berichte tiber den Zustand von StraRen vorliegen, werden sie nicht 6ffentlich
zur Verfiigung gestellt. Wir wollen diese Informationen in einer kostenlos zuganglichen Strafeninfor-
mationsdatenbank unter einer freien Lizenz veroffentlichen, damit eine vielfaltige Nutzung beispiels-
weise flr StraBenkarten und Stadtplane maglich ist.

Flr solche Zustandsbeschreibungen existiert bereits ein bundeseinheitliches Datenaustauschformat.
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Fahrscheinlosen OPNV voranbringen

Mobilitat ist Grundlage fir die Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben. Bereits jetzt wird
der offentliche Personennahverkehr (OPNV) stark bezuschusst. Zudem werden inzwischen die
Verkehrsbetriebe von der Erneuerbare-Energien-Umlage (EEG) befreit, wodurch sich Verbrauche-
rinnen und Verbraucher indirekt an den Betriebskosten beteiligen.

Wir setzen uns daher fir einen umlagefinanzierten, fahrscheinlosen OPNV ein und halten diesen
fur finanzierbar. Mit Hilfe von mindestens drei grolen Feldversuchen wollen wir diese Ansicht Uber-
prifen. Diese Untersuchungen sollen jeweils in einem Ballungszentrum, einem Mittelzentrum und
einer Region des landlichen Raumes in Baden-Wirttemberg wissenschaftlich begleitet durchgefihrt
werden.

Keine Uberwachungsmaut

Eine PKW-Maut lehnen wir ab. Durch viele bislang vorgeschlagene Systeme zur Mauterfassung droht
eine umfassende anlasslose Uberwachung aller Autofahrerinnen und Autofahrer, sei es durch ein
Kennzeichenscanning oder die standige Positionsbestimmung von Fahrzeugen mithilfe von Satel-
liten. Auch die unverhaltnismaRig hohen Verwaltungskosten und Nachteile flr Grenzregionen im
Land sprechen gegen eine PKW-Maut.

VERKEHRSERSCHLIESSUNG UND VERKEHRSANGEBOTE

Nahverkehr im landlichen Raum

In den landlichen Gebieten Baden-Wirttembergs wird teilweise kein ausreichendes Nahverkehrsan-
gebot bereitgestellt. Dies trifft vor allem Seniorinnen und Seniorenen, Jugendliche und Andere, die
nicht Uber ein eigenes Fahrzeug verfligen. Gerade im landlichen Raum mussen fiir alltagliche Dinge
wie den Weg zur Arbeit, Arztbesuche oder das Einkaufen immer langere Wege in Kauf genommen
werden.

Wir wollen in diesen Gebieten ein besseres Mobilitatsangebot schaffen, das neben einer Auswei-
tung des Linienbus- und Schienennahverkehrs auch durch bedarfsorientierte Verkehrsmittel wie
Anrufsammeltaxen oder Kleinbusse untersttitzt wird. Hierbei muss eine Abwagung zwischen flachen-
deckender Linienflhrung, schneller Anbindung und komfortablen Umsteigebedingungen stattfinden.

Barrierefreier Ausbau

Die Piratenpartei setzt sich flr die uneingeschrankte Nutzbarkeit aller 6ffentlichen Einrichtungen
durch alle Menschen ein. Dazu gehort insbesondere die Beseitigung von Hindernissen in &ffentli-
chen Verkehrsmitteln und Gebauden fur Rollstuhlfahrerinnen und -fahrer, aber auch fiir Kinderwagen.
Weiterhin sollen tberall Hilfen fir Sehbehinderte angebracht werden.

“Biirgerbusse” fiir Biirgerinnen und Biirger

Um Licken im offentlichen Personennahverkehr zu schlieRen, wurden in mehreren Orten in
Baden-Wirttemberg Burgerbusvereine gegrindet, die durch Kleinbusse mit ehrenamtlichen Fahre-
rinnen und Fahrern ein Minimalangebot gewahrleisten. “Burgerbusse” stellen dabei nur eine Ergan-
zung zum OPNV dar.

Mit dem Ziel, Mobilitat und damit gesellschaftliche Teilhabe fiir alle zu ermdglichen, wollen wir beste-
hende Burgerbusprojekte unterstitzen und den Aufbau neuer Projekte fordern.
Erweiterung des lander- und staateniibergreifenden Nahverkehrs

Die VerkehrsbedUrfnisse im Umfeld regionaler Zentren enden nicht an Lander- oder Staatsgrenzen. Wir
wollen lander- und staatenibergreifende Nahverkehrsverbindungen ebenso fordern wie abgestimmte
Ausschreibungen uberregionaler Verkehrsleistungen und den Ausbau bestehender Verbindungen.
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Wir denken dabei europaisch; Verkehrslinien sollen nicht zwangslaufig an alten Nationalgrenzen
enden - genausowenig, wie sie an der Grenze von Verkehrsverbtinden innerhalb Deutschlands enden,
wenn Bedarf besteht.

Schienenstrecken

Wir setzen uns flr einen sicheren, schnellen und umweltfreundichen Verkehr ein. Daflr ist ein umfas-
sender Ausbau des elektrischen Schienenverkehrs nach dem Vorbild der Schweiz erforderlich. Alle
vorhandenen Bahnstrecken im Land mussen elektrifiziert und weitgehend zweigleisig ausgebaut
werden. Das gilt insbesondere fur die Stidbahn, die Gaubahn, die Hohenlohebahn, die Murrbahn,
die Hochrheinbahn, die Bodenseegtrtelbahn, die Hollentalbahn und die Nebenbahnen in der Region
Stuttgart. Die Regional-Stadtbahnprojekte Ulm und Reutlingen/Tubingen werden schnellstmaglich
umgesetzt. Weitere Bahnprojekte werden gesucht. Z.B. konnte der touristische Hotspot Feldberg
durch einen etwa 5 km langen Eisenbahntunnel ab Barental angebunden und so die dortigen Verkehr-
sprobleme gelost werden.

Integration von Regionalstrecken (Karlsruher Modell)

Das Karlsruher Modell der Anbindung der innerstadtischen StraBenbahn an den Regionalverkehr
hat bundesweiten Vorbildcharakter. Durch direkte Verbindungen kénnen Fahrgaste flir die Schiene
gewonnen werden, was zu einer Attraktivitatssteigerung von Strecken im Umland einer Stadt fihrt.

Wir wollen Stadte und Regionen unterstitzen, die eine solche Schienenverbindung von Stadt und
Land anstreben.

Ausbau und Reaktivierung von Bahnstrecken

In den vergangenen Jahrzehnten wurden Bahnstrecken aus unterschiedlichen Griinden stillgelegt.
Die Reaktivierung von Bahnstrecken wiirde Birgerinnen und Bilirgern der betroffenen, zumeist landli-
chen Regionen wieder eine bessere Anbindung an das offentliche Verkehrsnetz ermaglichen.

Aktuelle Untersuchungen bestatigen, dass sich die Reaktivierung einiger Strecken auch wirtschaft-
lich lohnen wiirde. Deshalb wollen wir weitere Kosten-Nutzen-Analysen zur Reaktivierung stillgelegter
Strecken durchfihren lassen sowie den gegebenenfalls sinnvollen Ausbau unterstttzen.

Des Weiteren sollte der Ausbau von uberlasteten Strecken vorangetrieben werden.

Alpentransversale besser bedienen

Wir wollen einen ziigigen Ausbau der Zulaufstrecken auf die neue Alpentransversale, insbesondere
der Rheintalbahn (Karlsruhe-Basel) und Gaubahn (Stuttgart-Singen-Ziirich), um dem hohen Anteil an
Gtertransitverkehr auf der Schiene gerecht zu werden.Wir setzen uns dafiir ein, den im Staatsver-
trag mit der Schweiz zugesagten viergleisigen Ausbau der Rheintalbahn birgerinnen- und birger-
freundlich umzusetzen.

Die Bedenken und Anliegen der Anwohnerschaft insbesondere in Bezug auf LarmschutzmalRnahmen
und Trassenflihrung missen dabei in die Planung einbezogen werden. Auch ein Ausbau der Strecke
auf der franzosischen Rheinseite soll von Baden-Wirttemberg aus angeregt werden.

STUTTGART 21

Die Piratenpartei ist fiir einen funktions- und leistungsfahigen Bahnhof, der das Land und seine Blirgerinnen
und Burger finanziell nicht (iberméalig belastet.Stuttgart 21 in seiner derzeitig geplanten Form gewéahr-
leistet jedoch nicht die notwendigen und versprochenen Leistungen. Deshalb muss das Konzept ange-
passt werden. Dies betrifft insbesondere den Filderbahnhof mit dem im Filderdialog favorisierten Vorschlag
sowie den auch in der Schlichtung empfohlenen Erhalt der Gaubahnlinie. Da absehbar ist, dass die verein-
barten Kostenobergrenzen nicht gehalten werden kdnnen, soll sofort lber die Finanzierung gesprochen
werden. Dabei soll das Land Baden-Wiirttemberg fiir die bisher geplanten Teilprojekte unabhéngig von
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Kostensteigerungen nicht mehr zahlen als vereinbart. Die Bahn hat zudem ein Eigeninteresse eine leis-
tungsfahige Gesamtlosung zu erhalten, weshalb sie einen Grof3teil der Mehrkosten fiir die Erweiterungen
Ubernehmen soll.

WIRTSCHAFTSPOLITIK

Die Piratenpartei Baden-W(irttemberg fordert eine 6kologische, nachhaltige und soziale Wirtschaftspolitik.
Wir setzen uns fir fairen Wettbewerb, fir die Forderung von Innovationen sowie gegen privatwirtschaft-
liche Monopole und (berméfige staatliche Requlierung der Unternehmen ein.

Landesbanken sollen Kreditklemmen ausgleichen

Die L-Bank hat unserer Meinung nach die Hauptaufgabe, die Unternehmen in Baden-Wirttemberg zu
angemessenen Konditionen mit Kapital zu versorgen. Besonders in Krisenzeiten muss die Landes-
bank flr private Banken einspringen, wenn diese ihre Aufgaben nur unzureichend erflllen. Gerade
dann muss die Landesbank ein verlasslicher Partner der kleinen und mittelstandischen Unternehmen
sein.

Landesbanken und Transparenz

Landesbanken sollen zu hochstmaoglicher Transparenz verpflichtet werden, so dass Anlegerinnen
und Anleger moglichst genau wissen, was mit dem Geld geschieht, welches sie anlegen.

Keine Einschrankungen beim Bargeldverkehr

Die Piraten in Baden-Wrttemberg werden sich sowohl auf Bundesebene als auch auf europaischer
Ebene gegen Einschrankungen des Bargeldverkehrs einsetzen. Wir sind der Meinung, dass alle Konsu-
mentinnen und Konsumenten selbst entscheiden konnen missen, ob und wo sie durch bargeldlose
Zahlung Datenspuren hinterlassen und wo nicht. Die Bekampfung von organisierter Kriminalitat und
Schwarzarbeit halten wir fir ein ebenso schwaches Argument, wie es die Terrorismusbekampfung
fiir die Ausweitung flachendeckender Uberwachungsmafnahmen ist.

Ethik bei offentlichen Beschaffungen

Das Land als bedeutender Auftraggeber soll seine Stellung nutzen, um verantwortungsvoll gefiihrte
Betriebe zu fordern. Bei Ausschreibungen miissen leistungsgerechte Entlohnung und faire Arbeitsbe-
dingungen als Kriterien berticksichtigt werden. Durch das Veroffentlichen von Richtlinien wollen wir
die Kommunen dazu motivieren, dies ebenfalls umzusetzen.

Transparente Information iiber GroBprojekte

Bei der Planung und Umsetzung von GroRprojekten sollen friihzeitig alle relevanten Informationen
veroffentlicht werden. Daneben sollen die betroffenen Blrgerinnen und Birger angemessen und friih-
zeitig beteiligt werden.

Beim Verlegen in private Rechtsformen muss die umfassende Veroffentlichungspflicht weiterhin
gelten. Wir fordern eine offene Kommunikation bei der Planung und Umsetzung von Grol3projekten.

Forderung regionaler Wirtschaftskreislaufe

Wir treten nachdricklich fir regionale Wirtschaftskreislaufe ein, insbesondere in der Lebensmittel-
versorgung. Hier fihren lange Transportwege und unklare Herkunft von Produkten zu Nachteilen fir
Verbraucherinnen und Verbraucher. Auterdem werden Verkehrswege unnétig belastet. Daher fordern
wir klare und nachvollziehbare Herkunftskennzeichnungen und ein zertifiziertes Bio-Siegel sowie eine
EntbUrokratisierung der Selbstvermarktung in der Landwirtschaft.
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TTIP

Wir halten das Freihandelsabkommen TTIP zwischen der EU und den USA fir eine erhebliche Gefahr
flr Arbeitsplatze, Verbraucher- und Umweltschutzstandards und lehnen es daher ab. Wir werden
alles tun, um es zu verhindern.

Breitbandausbau fordern

Regionen ohne Breitbandtechnologie sind nicht nur wirtschaftlich benachteiligt, es droht ihnen auch
die Gefahr, von der kulturellen, politischen und technischen Entwicklung abgehangt zu werden. Breit-
band-Internetzugange sind ebenso wichtig wie Strom- und Wasserversorgung.

Wir wollen moglichst schnell einen flachendeckenden Glasfaserausbau erreichen. Bis zum Ende
der Legislaturperiode soll jeder Haushalt und jeder Betrieb im Land mindestens mit einem Gigabit
pro Sekunde an das Internet angebunden sein. Dies soll sowohl fiir die Download- als auch fiur die
Uploadgeschwindigkeit gelten.

STEUERN UND SUBVENTIONEN

Subventionen iiberpriifen

Offentliche Ausgaben, im besonderen MaRe Subventionen, werden auf den Priifstand gestellt. Subven-
tionen sollen nur dort eingesetzt werden, wo wichtige wirtschafts- und forschungspolitische Ziele
anders nicht erreicht werden konnen. Darlber hinaus missen alle Subventionen degressiv angelegt
oder enger als bisher zeitlich befristet sein und regelmafig auf ihren Sinn hin Gberprift werden.

Verbesserte Steuerpriifung

Den offentlichen Haushalten gehen durch Steuerbetrug Milliarden an Einnahmen verloren, da Steu-
erhinterziehung haufig nicht aufgedeckt und somit geahndet werden kann. Neben dem Personal-
mangel bei der Bekampfung von Steuerhinterziehung sind daflir auch die kurzen Priifzeiten verant-
wortlich, zu denen die Betriebspriferinnen und -prifer angehalten sind.

Wir setzen uns daflr ein, dass die Steuerprifung wirklich unabhangig arbeiten kann. Die Priifzeiten
sollen in GroRbetrieben ausgeweitet werden, um eine ausreichende Priifung zu gewahrleisten. Die
Umsatzsteuerpriifungen sollen durch Bereitstellung von Steuerpriferinnen und -prifern des Landes
gestarkt werden. Bereits existierende Zusagen und Vereinbarungen mit dem Bund sollen konsequent
umgesetzt werden.

Elektronische Steuererklarung

Die Anwendung “ElsterFormular” fiir die elektronische Einkommensteuererklarung ist bisher nur mit
Windows nutzbar. Wir wollen, dass Angebote wie ELSTER systemunabhangig fiir alle Blirgerinnen
und Birger bereitgestellt werden. Wenn Software von allen Steuerzahlenden finanziert wird, muss sie
auch von allen genutzt werden konnen und unter einer freien Lizenz verflgbar sein.

Kein Einzug von Kirchensteuer

Im Sinne der Datensparsamekeit ist die Erfassung der Religionszugehdrigkeit durch staatliche Stellen
aufzuheben. Das Finanzamt soll daher kiinftig auch nicht mehr die Kirchensteuer einziehen.

Es ist die Aufgabe der Kirchen selbst, ihre Mitgliedsbeitrage zu erheben.

Eheleute, die einer steuerberechtigten Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft angehoren,
sollen kein besonderes Kirchgeld mehr fiir ihre Partnerinnen und Partner bezahlen missen. Dies soll
auch der Fall sein, wenn die entsprechende Gemeinschaft keine Steuern erhebt. So ist es auch in
anderen Bundeslandern Ublich.
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Staatsleistungen an Kirchen beenden

Zusatzlich zur Kirchensteuer erhalten die Kirchen vom Land jahrlich etwa 100 Millionen Euro. Dies
ist Teil der Entschadigung fur die Sakularisierung von 1803. Viele Kommunen in Baden-Wiirttemberg
mussen eigene Zahlungen an Kirchengemeinden leisten.

Wir mochten diese Zahlungsverpflichtungen von Land und Kommunen gesetzlich beenden und diese
Mittel in anderen Bereichen einsetzen.

KOMMUNEN IN DER VERANTWORTUNG

Starkung der Kommunen

Wir wollen Kommunen ausreichend Finanzmittel von Bund und Landern zur Verfligung stellen, damit
diese ihre Aufgaben ordnungsgemaf erflllen und eigenstandig politisch handeln kénnen. Wir setzen
uns dabei auch fir eine Starkung der Position von finanzschwachen Kommunen im kommunalen
Finanzausgleich ein.

Die Forderung kommunaler Aufgaben durch den Bund wird oftmals dadurch behindert, dass
Kommunen nur als Anhangsel der Lander gesehen werden. Dies wollen wir auch durch Initiativen im
Bundesrat andern.

Biirgerinnen- und Biirgerbeteiligung in den Kommunen

Neue Strukturen fiir die Beteiligung auf moglichst birgernaher Ebene sind notwendig, um einen
fairen Ausgleich der Interessen zu ermoglichen und zu einem gerechten Ergebnis fiir alle Beteiligten
zu kommen.

Bei Stadtteilworkshops und Stadtspaziergangen tauschen sich Blirgerinnen und Blirger und Kommu-
nalverantwortliche direkt vor Ort Uber Probleme und mdgliche Verbesserungen aus. Solche Prozesse
missen auch finanziell gefordert werden und tragen zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung bei.

Wir sind dariber hinaus fur die Einfihrung von Birgerhaushalten, in denen Burgerinnen und Burger
direkt Uber die Verwendung von Haushaltsmitteln mitentscheiden kénnen.

Verbot von Spekulationsgeschaften fiir Gemeinden

Das bestehende Verbot von Spekulationsgeschaften fiir Kommunen soll verscharft werden. Die
Verwaltungen der Gemeinden sollen nicht nur bei den erkennbaren Risiken haftbar gemacht werden,
sondern auch, wenn fahrlassig unklare Risiken eingegangen wurden. Dies war bei den Cross-Bor-
der-Leasing-Geschaften der Fall, etwa beim Verkauf der Infrastruktur der Stuttgarter Wasserversor-

gung.
Standortfaktor Breitbandzugang

Wir wollen unterversorgte Gebiete finanziell fordern, um den Ausbau voranzutreiben. Das Land soll
eine beauftragte Person einsetzen, deren Aufgabe es ist, in den Kommunen gezielt Uber die Forder-
mittel zu informieren und fir den Breitbandausbau zu werben.

Beim Bau und der Sanierung von Stralen missen vorausschauend Leerrohre gelegt werden, um
einen kostengtinstigen Breitbandausbau zu ermoglichen

Lokale Planung

Alle Planungen der offentlichen Hand dienen einer gerechten Abwagung offentlicher und privater
Interessen im Zusammenleben der Menschen. Die jeweils betroffene Bevilkerung soll in offenen
Verfahren rechtzeitig und umfassend beteiligt und informiert werden. lhre Bedirfnisse muissen
entsprechend bertcksichtigt werden.
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Unkomplizierte und effektive Verfahren zur Biirgerinnen- und Birgerbeteiligung missen dabei entwi-
ckelt und konsequent ausgebaut werden. Alle flr die Planung relevanten Informationen und Grund-
lagen sind 6ffentlich zuganglich zu machen und zu erlautern.

Freier Zugang und freie Lizenz fiir Geobasisdaten

Geobasisdaten sind die Grundlage fur jede Planung in den Bereichen Verkehr, Bauen und Stadtent-
wicklung. Die derzeitige Lizenzform behindert sowohl die Verwaltung selbst als auch Burgerinnen-
und Bdrgerinitiativen und die Wirtschaft bei der Bewertung von Planungsprozessen und der Ausar-
beitung eigener Vorschlage. Auch in Wissenschaft und Forschung ist man immer mehr auf Geoin-
formationssysteme angewiesen, um genaue Analysen und Studien zu Themen wie Umwelt, Soziales
oder Wirtschaft zu erstellen.

Da Geobasisdaten und (Software-) Werkzeuge zur Verarbeitung der Daten aus Steuermitteln erar-
beitet werden, mochten wir sie der Allgemeinheit zur Verfligung stellen und unter freien Lizenzen
veroffentlichen.

Biirgerinnen- und Biirgerbeteiligung durch interaktive Karten und Pinnwande

Bel vielen Themen in der Kommunalpolitik kann das Wissen der Einwohnerinnen und Einwohner
um lokale Gegebenheiten bisher nicht genutzt werden, weil entsprechende Kommunikationskanale
fehlen. Mit Hilfe von interaktiven Karten und Pinnwanden vor Ort und im Internet wollen wir Einwoh-
nerinnen und Einwohnern die Moglichkeit geben, ihr Wissen und ihre Bedtirfnisse direkt an Politik
und Verwaltung weiterzugeben. Damit werden sie starker eingebunden und die Arbeit der Behorden
nachvollziehbar.

Jeder Mensch sollte die Mdglichkeit haben, seine Meinung zu einem ortsspezifischen Thema zum
Ausdruck zu bringen. Andere konnen sich so leicht einen Uberblick Gber die Meinungen verschaffen
und entweder zustimmen oder eine Gegenmeinung formulieren.

Hochwasserschutz am Oberrhein

Die Piratenpartei Baden-Wirttemberg setzt sich dafiir ein, dass schnellst moglich der 200-jahrige
Hochwasserschutz am Oberrhein wiederhergestellt wird. Dazu ist das Land Baden-Wrttemberg
aufgrund eines Staatsvertrags gegeniber Frankreich seit 1982 verpflichtet. Das Abkommen sah eine
Fertigstellung bis 1990 vor, die derzeitige Landesregierung nennt eine Fertigstellung bis 2028 “ambi-
tioniert". Nur drei von 13 BaumaRnahmen wurden in den letzten 32 Jahren abgeschlossen.

Modellrechnungen prognostizieren fiir den Oberrhein eine Zunahme von frihjahrlichen Extremhoch-
wasserereignissen infolge des Klimawandels.

Die Birgerinnen und Birger sollen bestmaoglich Gber die geplanten Malnahmen vor Ort informiert
werden und soweit noch maglich Anregungen und Bedenken in die Planung einbringen kdnnen. Die
Notwendigkeit der Baumalnahmen steht allerdings auer Frage.

65



WWW.PIRATENPARTEI-BW.DE



	Vorwort
	Wir sind die Piraten
	Unsere Ziele
	Demokratische Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern
	Grundrechte verteidigen
	Informationelle Selbstbestimmung
	Transparenz
	Freie Bildung
	Keine Patente auf Allgemeingüter
	Open Access
	Faires Urheberrecht
	Geschützte Bürgerinnen und Bürger und eine unabhängige Justiz

	Demokratie, Transparenz und Privatsphäre
	Demokratie
	Weniger Hürden bei Volksbegehren
	Bürgerinnen- und Bürgerentscheide erleichtern 
	Streichung des Gottesbezugs aus der Landesverfassung 
	Kostenloser Kirchenaustritt
	Keine religiösen Symbole in öffentlichen Gebäuden
	Gerechteres Wahlsystem
	Kommunales Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer 
	Senkung des Wahlalters
	Unechte Teilortswahl abschaffen
	Wahlcomputer
	Abschaffung des Mindestalters für Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten

	Transparenz
	Informationsfreiheitsgesetz
	Veröffentlichungsdienst 2.0
	Vergaberegister zur Korruptionsbekämpfung 
	Offenlegung der Nebeneinkünfte von Landtagsabgeordneten 
	Karenzzeit für Amtsträgerinnen und Amtsträger
	Staatssekretärinnen und Staatssekretäre abschaffen
	Transparente Gesetzgebung
	Transparenter Haushalt
	Transparenz bei Besetzung von Ämtern

	Datenschutz
	Datenschutz in die Landesverfassung
	Stärkung des Landesdatenschutzes
	Modernes Datenschutzrecht
	Zertifizierter Datenschutz
	Datenbrief
	Barrierefreies Notruf- und Katastrophenwarnsystem
	Kommunikation der Notfallpläne


	Bildung und Forschung
	Die drei Grundpfeiler unserer Bildungspolitik
	Freier Zugang zu Bildung
	Bildung als Teil der individuellen Entwicklung
	Demokratisierung der Bildung

	Für ein soziales und demokratisches Bildungssystem
	Kostenloser Kindergarten- und Kinderkrippenbesuch
	Einschulungsuntersuchung
	Familienfreundliche Ganztagsbetreuung an Schulen
	Schulspeisung
	Inklusionsbeauftragter
	Familienfreundliche Hochschulen
	Schulen demokratisieren
	Erziehung zur Demokratie
	Vermittlung sexueller Vielfalt im Bildungsplan
	Persönlichkeitsrechte von Schülerinnen und Schülern und Lehrkräften achten

	Unsere Schulkonzeption
	Differenziertes, integriertes Kurssystem
	Gemeinschaftsschulen weiter­entwickeln
	Leistungsdruck und Schulstress verringern
	Unterrichtsbeginn ab neun Uhr
	Computer- und Vernetzungsangebote im Unterricht
	Medienkompetenz
	Neutralität in der Bildung
	Säkularisierung der Bildung
	Keine Bundeswehr an Schulen
	Religions- und Ethikunterricht

	Bessere politische und finanzielle Rahmenbedingungen
	Beibehaltung der flexiblen Ausbildungs- und Hochschulstruktur
	Reform des Bologna-Prozesses
	Finanzierung von Bildung und Forschung
	Verbesserung der Finanzierung von Ersatzschulen
	Bildungsstandards
	Vergleichbarkeit und bundesweiter Rahmen
	Bessere Betreuung 
	Bessere Ausbildung und Bezahlung von Erzieherinnen und Erziehern
	Gleiche Berufschancen im Lehrkräfte- und Dozierendenbereich
	Nachvollziehbare Bewährungsfeststellung
	Einbeziehung von Fachleuten in den Schulunterricht
	Einsatz von freier Software und Lehrmitteln unter freien Lizenzen
	Open Access
	Wissenschaftlichen Nachwuchs fördern
	Förderung Erwachsenenbildung


	Medien, Kunst und Kultur 
	Kulturelle Vielfalt fördern
	Räume für subkulturelle Kunst und Lebensformen schaffen
	Förderung neuer Kunstformen
	Vernetzung Kulturschaffender
	Förderung von Clubkultur und Nachtleben
	Abschaffung des Tanzverbots
	Förderung freier Radios
	Förderung freier WLANs
	Öffentlich-rechtlichen Rundfunk reformieren und stärken
	Teilnahme am kulturellen Leben für alle
	Jugendschutz
	Grundlagen eines neuen JMStV und Jugendschutz im Internet
	Partizipation und Transparenz stärken
	Ein neues Jugendschutzkonzept
	Gegen die Stigmatisierung von eSport und Computerspielen als “Killerspiele"
	Abschaffung der Landesbibliotheken-Gebühren
	Bessere Ausstattung von öffentlichen Bibliotheken
	Digitalisierung von Büchern

	Kulturpolitik
	Kultur vernetzen und partizipativ gestalten
	Plattformneutralität - auch für Kunst und Kultur
	Transparente Kulturförderung
	Vernetzung und Ressourcenbündelung
	Kulturelle Teilhabe
	Nachwuchsförderung
	Förderung von Museen und Kunstsammlungen
	Bibliotheken im digitalen Zeitalter
	Freie Lizenzen fördern
	Digitale und analoge Spiele als Kulturgut
	Denkmalschutz transparent gestalten


	Arbeit, Soziales und Gesundheit 
	Arbeitsmarktpolitik 
	Förderung von offenen Arbeitsstrukturen 
	Erneute Begrenzung der Leiharbeit 
	Missbrauch von Praktikantinnen und Praktikanten verhindern 
	Einstieg ins Berufsleben 
	Mindestlohn auch für Langzeitarbeitslose 
	Kein Sonderrecht für kirchliche Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber
	Stärkung der Rechte weiblicher und männlicher Prostituierter

	Sozialpolitik 
	Ja zum bedingungslosen Grundeinkommen 
	Sozialräume und Sozialbericht­erstattung 
	Sozialer Wohnungsbau 
	Öffentlicher Raum für alle 
	Gewalt als gesellschaftliches Problem 
	Jugendförderung im Landes­jugendplan 

	Gesundheit 
	Transparenz im Gesundheitswesen 
	Elektronische Gesundheitskarte 
	Privatisierung im Gesundheitswesen 
	Zentren für Psychiatrie 
	Screening im Gesundheitswesen 
	Krebsregister 
	Kein Einzel-Nachtdienst in Pflegeeinrichtungen 
	Telemedizin 
	Betreuung demenzkranker Menschen 
	Für eine moderne und verantwortungsvolle Drogenpolitik 
	Kein Verkaufsverbot für Alkohol 
	Kein Alkoholverbot auf öffentlichen Plätzen 
	Gleichbehandlung aller Menschen bei der Blutspende 


	Geschlechter- und Familienpolitik
	Familie hat viele Gesichter
	Freie Selbstbestimmung von geschlecht­licher und sexueller Identität und Orientierung
	Gleichstellung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft
	Freie Selbstbestimmung des Zusammenlebens
	Freie Selbstbestimmung und Familien­förderung
	Anerkennung von sexueller Verfolgung als Asylgrund
	Bekämpfung von Homophobie
	Ablehnung von gesetzlichen Quoten


	Inneres und Justiz 
	Bürgerrechte und Datenschutz
	Keine Einschränkung von Grund­rechten
	Versammlungsfreiheit schützen
	Keine verdachtsunabhängigen Personenkontrollen
	Verbot anlassloser Durchsuchung
	Öffentliche Überwachung ein­schränken
	Keine automatisierte Kennzeichenerfassung
	Biometrische Daten
	Funkzellenabfrage einschränken 
	Informationspflicht gegenüber Betroffenen verdeckter Ermittlungen

	Geschützte Bürgerinnen und Bürger und unabhängige Justiz
	Keine Privatisierung hoheitlicher Aufgaben
	Bessere Ausstattung der Polizei
	Polizeireform
	Polizeiarbeit im Internet
	Stopp der Darstellung von Kindesmissbrauch im Internet
	Waffenrecht
	Eindeutige Kennzeichnung von Polizeieinsatzkräften
	Unabhängige Ermittlungsbehörde zur Kontrolle der Polizei
	Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften 
	Öffentlichkeitsarbeit der Staatsanwaltschaften 
	Freiheit der Lebensgestaltung für Staatsdienerschaft 
	Auflösung des Landesamts für Verfassungsschutz 
	Abschaffung des Paragrafen 166 StGB
	Menschenhandel und Zwangsprostitution 

	Bürgerinnen- und bürgerfreundliche Verwaltung
	Bürgerinnen -und bürgerfreundliches eGovernment
	Offene Dateiformate in der Verwaltung
	Freie Software in der Verwaltung
	Beibehaltung des Widerspruchsverfahrens
	Pauschale Mindestentschädigung bei rechtswidrigen Verwaltungsakten
	Eingeschränkte Datenherausgabe durch Kommunalverwaltungen
	Open Data


	Umwelt, Energie und Verbraucherschutz 
	Prinzipien 
	Intakte Umwelt ist Grundrecht
	Mehr Transparenz und Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung
	Nachhaltigkeit 
	Vernetzte Umweltpolitik 

	Energiepolitik
	Dezentrale Energieversorgung
	Regenerative Energien
	Energieproduktion - ein zusätzliches Standbein für Landwirtinnen und Landwirte
	Kostentransparenz
	Risikobewertung
	Fracking
	Netzneutralität bei Energienetzen
	Mindestwirkungsgrad für neue Kraftwerke
	Kein Ausstieg aus dem Ausstieg 
	Energieeinsparung
	Intelligente Stromzähler
	Green IT
	Kommunale Energieversorgung

	Naturressourcen und Immissionen
	Gemeinsame Räume
	Landesplanung
	Langfristige Landschaftsplanung
	Qualitativ orientierte Landwirtschaft
	Gentechnologie in der Landwirtschaft
	Biodiversität 
	Nationalpark Nordschwarzwald
	Trinkwasserversorgung
	Umweltgerechte Mobilität
	Feinstaubbelastung 
	Lichtverschmutzung

	Verbraucherinnen- und Verbraucherschutz und Umweltinformationsrechte
	Verbraucherinnen- und Verbraucher­informationen verbessern
	Verbraucherzentralen stärken
	Veröffentlichung der Ergebnisse von Lebensmittelkontrollen
	Verbraucherinnen- und Verbraucherinformationen vor Ort durch Smiley-System
	Transparente Kennzeichnung von Lebensmitteln 
	Ausbau des Landesumweltinformationsgesetzes 
	Unabhängige LUBW
	Verbandsklagerecht


	Bauen, Verkehr und Wirtschaft
	Verkehrskonzept
	Verkehrsbeschränkungen hinter­fragen 
	Das Verkehrskonzept “Shared Space"
	Straßeninformationsdatenbank 
	Fahrscheinlosen ÖPNV voranbringen
	Keine Überwachungsmaut

	Verkehrserschließung und Verkehrsangebote
	Nahverkehr im ländlichen Raum
	Barrierefreier Ausbau
	“Bürgerbusse" für Bürgerinnen und Bürger
	Erweiterung des länder- und staatenübergreifenden Nahverkehrs
	Schienenstrecken
	Integration von Regionalstrecken (Karlsruher Modell) 
	Ausbau und Reaktivierung von Bahnstrecken
	Alpentransversale besser bedienen

	Stuttgart 21
	Wirtschaftspolitik
	Landesbanken sollen Kreditklemmen ausgleichen
	Landesbanken und Transparenz
	Keine Einschränkungen beim Bargeldverkehr 
	Ethik bei öffentlichen Beschaffungen
	Transparente Information über Großprojekte
	Förderung regionaler Wirtschaftskreisläufe
	TTIP 
	Breitbandausbau fördern

	Steuern und Subventionen
	Subventionen überprüfen
	Verbesserte Steuerprüfung
	Elektronische Steuererklärung
	Kein Einzug von Kirchensteuer
	Staatsleistungen an Kirchen beenden

	Kommunen in der Verantwortung
	Stärkung der Kommunen
	Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung in den Kommunen
	Verbot von Spekulationsgeschäften für Gemeinden
	Standortfaktor Breitbandzugang
	Lokale Planung
	Freier Zugang und freie Lizenz für Geobasisdaten
	Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung durch interaktive Karten und Pinnwände
	Hochwasserschutz am Oberrhein



